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Gutes Benehmen ist nie out.
Vordiesem Hintergrund wird
der Bürgermeister einen Be-
nimm-Trainer für sich und
die Führungsetage des Rat-
hauses anheuern, um einmal
gründlich die jeweiligen Ma-
nieren durchzuchecken und
auf den Jetztstand zu brin-
gen. Die Höflichkeit im Web
dürfte dabei von besonderem
Interesse sein. Seite 15
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GZ-Interview mit Bayernwerk-Chef Reimund Gotzel:

Nah an 
der Region

Dienstleister für Kommunen

Die Bayernwerk AG als Nachfolgeunternehmen des
Regionalversorgers E.ON Bayern spielt weiterhin ei-
ne zentrale Rolle bei der Gestaltung der bayerischen
Energiezukunft. Über die Kernaufgaben des größten
regionalen Netzbetreibers im Freistaat und die dar-
aus resultierenden Herausforderungen informierte
Bayernwerk-Vorstandsvorsitzender Reimund Gotzel
im Gespräch mit der Bayerischen GemeindeZeitung.

GZ: Herr Gotzel, Sie sind
nun seit gut einem halben Jahr
Vorstandsvorsitzender der Bay-
ernwerk AG mit Sitz in Regens-
burg. Wie haben Sie sich einge-
lebt? 

Gotzel: Ich kann eine wirklich
gute erste Bilanz ziehen, wobei
mir die Eingewöhnung nicht so
schwer fiel. Seit 1992 bin ich  im
E.ON Konzern tätig, von 2001
bis 2005 war ich bereits Finanz-
vorstand bei E.ON Bayern, so
wie wir bis Mitte letzten Jahres
noch hießen.  Seit 2001 sind mei-
ne Familie und ich auch in Re-
gensburg zu Hause. Das haben
wir auch während meiner sechs-
jährigen Arbeit als Vorstands-
vorsitzender der E.ON Thürin-
ger Energie AG so beibehalten.
Umso mehr freut es mich, seit
nunmehr gut einem halben Jahr
auch wieder beruflich fest in
Bayern verankert zu sein und mit
dem Bayernwerk einen wichti-
gen Beitrag in einer für den
Freistaat sehr bedeutsamen en-
ergiewirtschaftlichen Phase lei-
sten zu können. 

GZ: Sie zielen auf die Ener-
giewende ab?

Gotzel: In der Tat. Die Ener-
giewende geht einher mit extre-
men Herausforderungen, insbe-
sondere für einen Verteilnetzbe-
treiber wie das Bayernwerk. Tat-
sache ist: Im regionalen Verteil-
netz des Bayernwerks ist die En-
ergiezukunft ihrer Zeit voraus.
Bereits jetzt transportieren wir in
unserem Netz über 50 Prozent
regenerativ erzeugte Energie.
Von der Stromeinspeisung her
betrachtet haben wir damit die

bayerischen Ziele der Energie-
wende, die aktuell für das Jahr
2018 einen Anteil der erneuer-
baren Energien von 40 Prozent
vorsehen, heute schon übertrof-
fen. Wir laufen der Entwicklung
also definitiv vorweg. 

GZ: Wie ist dieser Umstand
zu erklären? 

Gotzel: Die Gestaltung der
Energiezukunft in Bayern findet
in hohem Maße in den Regionen
und weniger in den Städten statt.
Windkraftanlagen und größere
Photovoltaikanlagen entstehen
eben in der Fläche und damit in
unserem Netzgebiet. Mehr als
andere Netzbetreiber müssen wir
lernen, mit der Energiewelt von
morgen umzugehen. Man stelle
sich folgenden Vergleich vor:
Vor einem Jahr noch hatten wir
beim Bayernwerk mehr Photo-
voltaikleistung am Netz als die
gesamte USA. Mittlerweile hat

Unser Bild zeigt (v. l.): Bayernwerk-Vorstandsvorsitzenden Rei-
mund Gotzel mit den GZ-Repräsentantinnen Anne-Marie und
Theresa von Hassel sowie den neuen Bayernwerk-Pressesprecher
Maximilian Zängl und dessen Vorgänger Josef Schönhammer.
Schönhammer verließ zum Jahreswechsel das Unternehmen,
um sich neuen Aufgaben in der Medienbranche zu widmen. Er
war mehr als 25 Jahre in der Energiewirtschaft im E.ON-Kon-
zern tätig, seit über 15 Jahren in leitender Position als Presse-
chef in Bayern. Der gesamte Vorstand dankte Schönhammer
für seinen großen und erfolgreichen Einsatz und wünschte ihm
für die weitere Lebensplanung viel Erfolg.

das Bayernwerk über 240.000
Photovoltaik-Anlagen mit einer
Leistung von rund 5.300 Mega-
watt in sein Netz integriert. Das
sind nahezu 20 Prozent aller in
Deutschland installierten PV-
Anlagen. Der hohe Erzeugungs-
anteil der erneuerbaren Energi-
en zwingt uns auf netztechnolo-
gischer Seite Schritt zu halten
und so unserer Kernauf-
gabe gerecht zu werden, eine si-
chere Versorgung für weite Teile

Bayerns zu gewährleisten. 
GZ: Wenn Sie auf 2013

zurückblicken – wie sieht Ihre
Bilanz insgesamt aus?

Gotzel: Mehr als zufrieden-
stellend. Wir haben massiv an
unseren Einspeiseprozessen ge-
arbeitet sowie eine komplett an-
dere IT-Prozesslandschaft defi-
niert und umgesetzt. Das war
nötig, da wir in den Jahren des
gewaltigen Photovoltaik-Booms

(Fortsetzung auf Seite 4)

Preisverleihung der Bayerischen Landesstiftung:

Unbeirrter
Einsatz für das
Gemeinwohl

„Die Bayerische Landesstiftung leistet einen Beitrag
zur Lebensqualität in Bayern auf hohem Niveau. Die
Stiftung ist eine wichtige Säule der Förderung von
kulturellem und sozialem Engagement. Das Förder-
volumen 2013 liegt bei über 26 Millionen Euro“, be-
tonte Finanzminister Dr. Markus Söder bei der Ver-
leihung der Kultur-, Sozial- und Umweltpreise 2013
der Bayerischen Landesstiftung in München. Söder
händigte die Preise in Vertretung des Bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Horst Seehofer aus.

Die Preisträger zeichnet nach
den Worten von Söder eine wich-
tige Gemeinsamkeit aus: Unbe-
irrter Einsatz für das Gemein-
wohl. Er dankte allen Preisträgern
für deren vorbildliches und uner-
müdliches Wirken zum Wohl der
Allgemeinheit. Hervorragende
Leistungen auf kulturellem und
sozialem Gebiet werden seit 1980
und Leistungen im Bereich des
Umweltschutzes seit 1985 von
der Landesstiftung ausgezeich-
net. Die Preise sind je Sparte mit
30.000 Euro notiert.

Freiwilliges Soziales Jahr

Mit dem Sozialpreis wurden
das Freiwillige Soziale Schuljahr
– Neustädter Modell, Neustadt a.
d. Aisch, die Anton Schrobenhau-
ser-Stiftung – Projekt „KIDS TO
LIFE – fit for work“ und die Ar-
beitsgemeinschaft Migrantenme-
dizin, Regensburg, ausgezeichnet.

Schülerinnen und Schülern ab
der 8. Klasse von Haupt-/ Mittel-
schulen und Gymnasien können
im Landkreis Neustadt/Aisch und
Umgebung in Zusammenarbeit
mit verschiedenen Einrichtungen,
Kirchengemeinden, Kommunen,
Verbänden und Vereinen ein Frei-
williges Soziales Schuljahr (FS-
SJ) ableisten. Die Einsatz-Mög-
lichkeiten reichen von Kindergär-
ten bis Altenheime, von der Frei-
willigen Feuerwehr zum Bund
Naturschutz, vom Tierheim zum
Sportverein und von der Kurkli-
nik bis zum Freilandmuseum.

Eigenverantwortung

Das FSSJ beinhaltet über die
Dauer eines Schuljahres außer-
halb des Unterrichts eine zwei-
stündige ehrenamtliche Tätigkeit
in der Woche. Dieser ehrenamtli-
che Dienst kann bei Bedarf auch

blockweise z. B. am Wochenen-
de geleistet werden. Auf das ge-
samte Schuljahr gesehen – unter
Berücksichtigung von Ferien –
beträgt die gemeinnützige Tätig-
keit ca. 80 Stunden. Die Schüler
verpflichten sich zur regelmäßi-
gen und eigenverantwortlichen
Tätigkeit in seiner ausgesuchten
Einsatzstelle.

Therapeutisches Gebäude

In Unterhaching bei München
hat die Anton Schrobenhauser-
Stiftung mit den vielen Unterstüt-
zern sowie Helferinnen und Hel-
fern ein therapeutisches Gelände
errichtet, auf dem jährlich über
2.500 bedürftige Kinder aus Hei-
men im Großraums München und

(Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Bilanzpressekonferenz: 

Mit Reformen vom 
Vater Staat zum Bürgerstaat

Weitere Reformen mahnt der Deutsche Städte- und
Gemeindebund im Jahr 2014 an. Nach Auffassung des
Verbandes sind diese insbesondere im Bereich der So-
zialsysteme unverzichtbar, wenn der Wohlstand weiter
erhalten werden soll. Es gehe nicht an, dass immer we-
niger Junge für immer mehr Ältere neue und bessere
Leistungen erwirtschaften können. Der Staat könne
nicht alles regeln, organisieren und immer weitere
Wohltaten verteilen. „Wir müssen den Weg vom Vater
Staat zum Bürgerstaat finden. Weniger Bürokratie,
mehr Eigenverantwortung und die Konzentration der
Leistungen auf die wirklich Bedürftigen sind dabei die
Eckpunkte“, machte der DStGB-Präsident, Oberbür-
germeister Christian Schramm, in Berlin deutlich.

„Der Deutsche Städte- und
Gemeindebund fordert die neue
Bundesregierung auf, die Kom-
munen im Vorgriff auf die Reform
der Eingliederungshilfe für Men-
schen mit Behinderungen sofort
um 1 Mrd. Euro zu entlasten. Vie-
le Kommunen in Deutschland
sind hochverschuldet und warten
dringend auf ein Entlastungssig-
nal“, betonte Schramm und er-
gänzte: „Die Umsetzung könnte
durch eine Erhöhung des Umsatz-
steueranteils der Kommunen um
0,7 Prozentpunkte schon in den
ersten Monaten 2014 realisiert
werden.“ 

Sodann müsse die Moderni-

sierung der Eingliederungshilfe
zügig angegangen werden, um
die Kommunen – wie angekün-
digt – um 5 Mrd. Euro pro Jahr
zu entlasten. Die Kosten der Ein-
gliederungshilfe für Behinderte
seien auf über 15 Mrd. Euro pro
Jahr gestiegen und wüchsen dy-
namisch weiter. „Auch das Sy-
stem muss auf den Prüfstand, da-
mit die Entlastung der Kommu-
nen nicht durch einen weiteren
Kostenanstieg aufgezehrt wird.
Es muss sichergestellt werden,
dass die Entlastungen auch
tatsächlich bei den Kommunen
und nicht in den Länderhaushal-
ten ankommen“, erklärte der

Präsident. In der Koalitionsver-
einbarung, an deren Inhalt die
Länder beteiligt waren, habe
man sich eindeutig zur Entla-
stung der Kommunen bekannt.

Sozialdickicht 

Alle staatlichen Leistungen soll-
ten laut Schramm dahin gehend
hinterfragt werden, ob der Staat
die konkrete Leistung erbringen
muss, ob er sie richtig und zielge-
richtet erbringt oder die Mitnah-
meeffekte und Bürokratie unver-
hältnismäßig groß sind. Insgesamt
müsse der Strauß sozialer Leistun-
gen neu geordnet werden. So gebe
es z. B. in Deutschland 152 famili-
enpolitische Leistungen in unter-
schiedlichster Höhe und unter-
schiedlichster Zielrichtung mit ei-
nem Gesamtvolumen von 123
Mrd. Euro pro Jahr zuzüglich ehe-
bezogener Leistungen in Höhe
von 73 Mrd. Euro jährlich. Anstatt
hier immer neue Leistungen zu be-
schließen, sollte das bestehende
System besser aufeinander abge-
stimmt und das Sozialdickicht ge-
lichtet werden. Benötigt würden
klare Zielsetzungen, um die Sozi-
al- und Familienpolitik nach ein-
heitlichen Kriterien neu zu ordnen.

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Thomas Hümbs
86571 Langenmosen

am 21.1.

Bürgermeister Josef Auer
84323 Massing

am 23.1.

Bürgermeister Werner Windisch
92729 Weiherhammer

am 28.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Dr. Karlheinz Stephan
86529 Schrobenhausen

am 21.1.

Bürgermeister
Hans-Martin Schertl

92246 Vilseck
am 21.1.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Klampfl

94532 Außernzell
am 22.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinrich Thaler

96154 Burgwindheim
am 20.1.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Lackner

85445 Oberding
am 18.1.

Bürgermeister 
Rainer Kinzkofer

97209 Veitshöchheim
am 18.1.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Rupert Aigner

84431 Rattenkirchen
am 18.1.

Bürgermeister Oskar Ebert
96181 Rauhenebrach

am 19.1.

Bürgermeister 
Robert Herrmann

96106 Ebern
am 28.1.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Ziegelmeier

86850 Fischach
am 16.1.

Bürgermeister Franz Schedlbauer
94327 Bogen

am 19.1.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Kommune der Zukunft
Symposium von komba gewerkschaft und Bertelsmann Stiftung in Berlin

Öffentliche Verwaltung als Prozess begreifen 

Rund 100 Führungskräfte und Vertreter aus dem öffentlichen
Dienst sowie Referenten aus Politik und Verbänden stellten sich
im dbb forum in Berlin beim dritten gemeinsamen Symposium
von komba gewerkschaft und Bertelsmann Stiftung dem Thema
„Kommune der Zukunft“. 

„Wir dürfen uns von den sich
abzeichnenden Entwicklungen
in der Altersstruktur unserer Ge-
sellschaft nicht ins Bockshorn ja-
gen lassen, sondern müssen den
demografischen Wandel als In-
novationsprozess begreifen, der
uns zahlreiche neue Chancen
und Potenziale bietet“, hob Ul-
rich Silberbach, Bundesvorsit-
zender der komba gewerkschaft
und stellvertretender Bundesvor-
sitzender des deutschen beam-
tenbundes und tarifunion (dbb)
hervor. 

Stellschrauben

Lebenswerte Kommunen seien
nur mit einer ausreichend guten fi-
nanziellen Ausstattung und nach-
haltigen Strategien handlungs-
fähig für die Herausforderungen
der Zukunft, so Silberbach. „Jetzt
können mit einer Umstrukturie-
rung althergebrachter Formen die
Stellschrauben für die Kommu-
nen 2030 gestellt werden – dazu
zwingen uns regelrecht der demo-
grafische Wandel wie auch die
Globalisierung.“ 

Dem Appell nach Bewusst-
seinswechsel auf Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberseite schloss sich
Dr. Gerd Landsberg, geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Deutschen Städte- und Gemein-
debundes, an: „So, wie sich die
Gesellschaft ständig verändert
und weiterentwickelt, muss auch
der öffentliche Dienst sich stetig
modernisieren.“ Ob die Men-
schen sich in ihrer Stadt oder Ge-
meinde sicher fühlen, ob die
Wirtschaft gute Rahmenbedin-
gungen für Wachstum vorfindet
und auf eine leistungsfähige In-
frastruktur vertrauen kann, hänge
gerade vor dem Hintergrund der
Globalisierung ganz entschei-
dend von der Gestaltung durch
die Verwaltung vor Ort ab. Das
setze allerdings voraus, dass der
öffentliche Dienst attraktiv bleibt.
Dies gehe aber nicht mit einem
anhaltenden Personalabbau bei
gleichzeitiger Erhöhung der Auf-
gabenfülle und -breite. 

Dienstrecht

Das öffentliche Dienstrecht
muss nach Landsbergs Ansicht

weiterentwickelt werden. Zudem
sei es erforderlich, die Ausbil-
dung zu modernisieren, die Fort-
bildung zu verstärken, sowie den
Dienstherrenwechsel und die
Kooperationen zwischen Ver-
waltungen zu erleichtern. Auch
bedürfe es weiterer Anstrengun-
gen bei der Personalgewinnung
und Personalentwicklung sowie
der interkulturellen Öffnung der
Verwaltungen. 

Handlungsfelder

Die Finanzierung kommunaler
Haushalte und ebenso die Auf-
rechterhaltung der finanziellen
Handlungsfähigkeit der Kom-
munen waren wesentliche Fra-
gen der Veranstaltung über mög-
liche Handlungsfelder der Zu-
kunft. In ihrem Fazit zum Sym-
posium führte Dr. Eva Lohse,
Vizepräsidentin des Deutschen
Städtetages und Oberbürgermei-
sterin von Ludwigshafen, aus,
dass es nicht sein könne, dass
Länder sich aufgrund ihrer eige-
nen Schuldenproblematik aus
der Pflicht nehmen, ihre Kom-
munen zu entlasten. 

Der Bund sei - so auch eine
Forderung des Deutschen Städ-
tetages an die neue Regierung -
in der Verantwortung zu helfen -
gesamtgesellschaftlich und ge-
samtstaatlich. Dabei solle sich
die Hilfe mehr nach dem Bedarf
orientieren und weniger nach
Groß- oder Kleinstadt bzw. Ost
oder West. Kooperationen zwi-
schen Bund und Kommunen
sollten erleichtert, Mittel weni-
ger über die „klebrigen Hände
der Länder“ verteilt werden. Zu-
dem solle die Gewerbesteuer als
wichtige Einnahmequelle erhal-
ten bleiben und die interkommu-
nale Zusammenarbeit gefördert
werden. 

Bewertungen

Dem Symposium vorausgegan-
gen war eine von der Bertelsmann
Stiftung organisierte Online-Um-
frage „Wie sehen die Kommunen
ihre Zukunft?“ bei Hauptverwal-
tungsbeamten, Fraktionsvorsit-
zenden und Personalräten. Deren
Ergebnis stellte Prof. Dr. Dr. Hel-
mut Schneider, Lehrstuhl für Mar-

keting und Dialogmarketing der
Steinbeis-Hochschule in Berlin,
vor. 

Dabei bewerteten die 1.288 Teil-

nehmer aus 800 Kommunen mit
mehr als 5.000 Einwohnern die
Kommunalfinanzen, aber auch al-
tersgerechtes Leben, Kinder-, Ju-
gend- und Familienhilfe sowie
Schulträgeraufgaben als die wich-
tigsten und gleichzeitig herausfor-
derndsten kommunalen Hand-
lungsfelder der Zukunft.

Als zentrale Lösungsstrategien in
diesen Handlungsfeldern seien aus

ihrer Sicht die interkommunale Ko-
operation, auch besonders im Öf-
fentlichen Personennahverkehr,
und im Bereich eines altersgerech-
ten Lebens eine stärkere Einbezie-
hung der Bürger sinnvoll und funk-
tional, erläuterte Prof. Schneider.
Aber auch Bund und Länder müs-
sten bei der Aufgabenverteilung
mehr eingebunden werden und sich
strikt an die Konnexität halten.DK

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistags:

Kommunale Haushalte 
und Breitband

Den Kommunen soll die im Koalitionsvertrag zugesagte Sofort-
entlastung in Höhe von 1 Mrd. Euro pro Jahr umgehend zu-
kommen. Dies forderte der Deutsche Landkreistag bei der Sit-
zung seines Präsidiums im Landkreis Marburg-Biedenkopf.
Darüber hinaus forderten die Landräte den Bund auf, die zuge-
sagte weitere Entlastung in Höhe von jährlich 5 Mrd. Euro spä-
testens zum 1. Januar 2016 wirksam werden zu lassen. 

Für den Deutschen Landkreis-
tag ist es entscheidend, dass die
kommunalen Haushalte tatsäch-
lich entlastet werden, und zwar
in allen Bundesländern. Das Prä-
sidium drängt daher darauf, dass
die zugesagte kommunale Entla-
stung in Höhe von 1 Mrd. Euro
ab dem Jahr 2014 einsetzt und in
Höhe von 5 Mrd. Euro ab dem
Jahr 2016 kommt. „Eine Verzö-
gerung des Bundesleistungsge-
setzes für behinderte Menschen
darf nicht dazu führen, dass auch
die kommunale Entlastung hin-
ausgeschoben wird“, erklärte
Präsident Landrat Hans Jörg
Duppré.

Eingliederungshilfe

Darüber hinaus wies er auf die
unterschiedlichen Zuständigkei-
ten für die Eingliederungshilfe in
den Ländern und die hohe inhaltli-
che Komplexität der Materie hin.
„Es besteht die Sorge, dass eine
Entlastung über die Eingliede-
rungshilfe nicht oder viel zu spät
kommt oder gesamtstaatlich gar
zu Leistungsausweitungen führt.“

Der Koalitionsvertrag spricht
von zwei Stufen, bestehend aus
einer zügig zu realisierenden Ent-
lastung in Höhe von 1 Mrd. Euro
sowie einer weiteren mit einem
Umfang von 5 Mrd. Euro jähr-
lich. Für diese Maßnahmen ent-
hält die Vereinbarung jedoch trotz
deren Einstufung als prioritär kei-
ne verbindlichen Zeitpunkte.

Umsatzsteueranteil

Duppré zufolge wäre ein ein-
facher sowie zügig zu realisie-
render Weg für die erste Stufe ei-
ne Aufstockung der Bundesbe-
teiligung an den Kosten der Un-
terkunft und Heizung (KdU).
Über diesen Weg beteilige sich
der Bund bereits seit Langem an
kommunalen Aufgaben im Rah-
men von Hartz IV. Die darüber
hinaus zugesagte zweite Entla-
stungsstufe könne demgegenü-
ber durch eine Erhöhung des
kommunalen Umsatzsteueran-
teils realisiert werden. Bei den
Kosten der Unterkunft bestehe
insgesamt ein Entlastungspoten-
zial von 2,41 Mrd. Euro; ein
Punkt Umsatzsteuerbeteiligung
entspreche etwa 2 Mrd. Euro.

Nach den Worten des Präsiden-
ten besteht das Problem darin,
„dass die Landkreise nur in drei
Ländern Aufgaben- und Finanzie-
rungsträger der Eingliederungs-
hilfe sind, und zwar in Baden-
Württemberg, Sachsen und
Thüringen. In sieben Flächenlän-
dern liegt hingegen die Finanzie-
rungsverantwortung ganz oder
überwiegend beim jeweiligen
Land, bei dem daher auch die
unmittelbare Entlastungswir-
kung eintreten würde.“ Eine –
vollständige – Weiterleitung der
Entlastung an die Kommunen sei
in diesen Ländern deswegen nicht
gesichert möglich. „Daher sollte
der von uns vorgeschlagene Fi-
nanzierungsweg beschritten wer-
den“, machte Duppré deutlich.

Zudem erneuerte der Deutsche
Landkreistag seine Erwartung,
dass der Breitbandausbau in der
neuen Legislaturperiode stärker
als in der Koalitionsvereinba-
rung vorgesehen vorangetrieben
werden muss. Laut Verbands-
chef sind neben verbesserten ge-
setzlichen Rahmenbedingungen
insbesondere deutlich mehr För-
dermittel notwendig, um die von
der Bundesregierung selbst ge-
steckten Ziele zu erreichen. 

Unterstützt wird Duppré hier-
bei vom gastgebenden Landrat
Robert Fischbach. Dieser  ver-

folgt im Landkreis Marburg-Bie-
denkopf einen kreisweiten An-
satz zum Breitbandausbau, der
unter vielen weiteren positiven
Beispielen aus anderen Land-
kreisen deutschlandweit als Vor-
bild dient. 

Flächendeckender Ausbau

Wie Duppré erläuterte, seien
für einen flächendeckenden
Breitbandausbau unter optimaler
Nutzung aller Technologien
nach einer Studie des TÜV
Rheinland ca. 20 Mrd. Euro er-
forderlich. Andere Berechnun-
gen gingen bei einem Glasfaser-
ausbau sogar von Kosten deut-
lich über 40 Mrd. Euro aus. Nur
durch einen konsequenten För-
deransatz ließen sich daher die
gesetzten Ausbauziele auch

tatsächlich erreichen. Danach
sollen bis 2014 mindestens 75
Prozent aller deutschen Haushal-
te über einen Internetanschluss
mit einer Übertragungsrate von
mindestens 50 Mbit/s verfügen;
bis 2018 soll es eine flächen-
deckende Abdeckung geben.

Stabilität

Fischbach bekräftigte dies und
fügte hinzu, dass es mit Blick auf
die Stabilität verleihenden dezen-
tralen Wirtschaftsstrukturen in
Deutschland keine digitale Spal-
tung zwischen Stadt und Land ge-
ben dürfe. „Gerade für den ländli-
chen Raum ist die Breitbandan-
bindung eine der, wenn nicht mitt-
lerweile sogar die zentrale Infra-
struktur, um wettbewerbsfähig zu
bleiben. Letztlich wird dadurch
über die wirtschaftliche Wert-
schöpfung eine Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse in
Deutschland gesichert.“

Um die gesteckten Ziele auch
tatsächlich zu erreichen, sei aller-
dings eine größere Kraftanstren-
gung notwendig. Der Anteil der
Haushalte, die bereits über An-
schlüsse mit einer Übertragungs-
rate von mindestens 50 Mbit/s
verfügen, habe Ende 2013 54,8 %
betragen. In diesem Zusammen-
hang sei auch daran zu erinnern,
dass neben dem Bund die Länder
in der Pflicht stünden. „Die Län-
der dürfen Maßnahmen auf Bun-
desebene nicht zum Anlass neh-
men, in ihren eigenen Anstren-
gungen nachzulassen“, stellten
Duppré und Fischbach klar. DK

Kommunaler Finanzausgleich:

Drei Milliarden Euro 
für die Kommunen

Die Schlüsselzuweisungen an die Kommunen in Bayern erreichen
2014 einen neuen Höchststand. „Mit rund 3 Milliarden Euro un-
terstützt der Freistaat die Verwaltungshaushalte von Gemeinden
und Landkreisen“, teilte Dr. Markus Söder, Finanzminister, in
München mit. Die Schlüsselzuweisungen ergänzten die eigenen
Steuereinnahmen der Kommunen und stehen ihnen als allgemei-
ne Deckungsmittel zur freien Verfügung.

Gegenüber 2013 steigen die
Schlüsselzuweisungen im kom-
munalen Finanzausgleich um fast
3 Prozent auf inzwischen fast 3
Milliarden Euro an „Die Staatsre-
gierung steht verlässlich an der
Seite ihrer Kommunen“, unter-
strich Söder. „Der neue Kommu-
nale Finanzausgleich geht mit ei-
ner Rekordsumme von über 8
Milliarden Euro an die Kommu-
nen. Kein Bundesland steht so zu
seinen Städten und Gemeinden“,
so Söder. „Die Schlüsselzuwei-
sungen sind ein eindeutiger Beleg
dafür.“ In die kreisfreien Städte
fließen 2014 insgesamt 650 Mil-
lionen Euro, an die kreisangehöri-
gen Gemeinden rund 1,3 Milliar-

den Euro. Die Landkreise erhalten
2014 rund 1,1 Milliarden Euro.

Die höchsten Schlüsselzuwei-
sungen erhält die Stadt Nürnberg
mit über 150 Millionen Euro. Die
Landeshauptstadt München erhält
94,35 Millionen Euro, Bayerns
dritte Metropole Augsburg be-
kommt 100,50 Millionen Euro.

Die Schlüsselzuweisungen stel-
len die größte Einzelleistung im
kommunalen Finanzausgleich dar.
Sie haben die Aufgabe, die Finanz-
kraft der Kommunen zu stärken
und Unterschiede in der Steuer-
kraft der Kommunen abzumildern.
Dabei wird auch die unterschiedli-
che Aufgabenlast der Kommunen
berücksichtigt. Besonders steuer-

starke Gemeinden erhalten keine
Schlüsselzuweisungen. Auch die
Einwohnerzahl ist ausschlagge-
bend für die Höhe der Schlüsselzu-
weisungen. 2014 ist die Zahl dieser
starken Gemeinden um 7 Prozent
auf 267 Gemeinden angestiegen.
Dies ist ein erfreuliches Zeichen
für die starke Wirtschaftskraft Bay-
erns. Alle anderen Kommunen,
insgesamt 1.789 Gemeinden und
69 Landkreise von 71 erhalten in
2014 Schlüsselzuweisungen. 

Die Empfänger können dabei
über die Verwendung der Schlüs-
selzuweisungen frei entscheiden.
Die Schlüsselzuweisungen 2014
werden vom Bayerischen Landes-
amt für Statistik und Datenverar-
beitung berechnet. Durch die Be-
kanntgabe noch in 2013 sollen den
Städten, Gemeinden und Land-
kreisen schnellstmöglich die erfor-
derlichen Zahlen für ihre Haus-
haltsaufstellung 2014 zur Verfü-
gung stehen. 

Zensus 2011 
zur Bevölkerungsdichte 

Wissenswertes für alle Landkreise und kreisfreien Städte Deutschlands

Rein rechnerisch müssen sich in Bayern jeweils rund 1,3 Ein-
wohner die Fläche eines Fußballfeldes teilen. Auf Deutschland
bezogen sind es rund 2 Einwohner. Diese und weitere interessan-
te Fakten finden sich in der neuen Broschüre „Zensus 2011 - Be-
völkerung nach Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit, Familien-
stand und Religionszugehörigkeit“. 

Hierin aufbereitet sind nicht
nur die Zensusergebnisse zur Be-
völkerung Bayerns, sondern für
alle Landkreise und kreisfreien
Städte Deutschlands in tabellari-
scher, grafischer und kartografi-
scher Form ergänzt um erläutern-
de Texte. Bei der neuen Zensus-
broschüre handelt es sich um ei-
ne Gemeinschaftsveröffentli-
chung der Statistischen Ämter
des Bundes und der Länder. 

Große Spannweite

In Bayern verteilen sich 12,4
Millionen Menschen auf 25 kreis-
freie Städte und 71 Landkreise.

Kleinster Landkreis ist dabei mit
67.297 Einwohnern der Landkreis
Lichtenfels, größter ist der Land-
kreis München mit 317.248 Ein-
wohnern. Bei den kreisfreien Städ-
ten reicht die Spannweite von
38.469 Einwohnern in der Stadt
Schwabach bis zu rund 1,3 Million
in der Landeshauptstadt München. 

Rechnerisch müssen sich in
Bayern jeweils rund 1,3 Personen
die Fläche eines Fußballfeldes tei-
len. Für Deutschland ergibt sich
ein Wert von rund 2 Personen. 
Die geringste Bevölkerungsdichte
weist in Bayern der Landkreis
Neustadt a.d. Waldnaab mit 67
Personen pro Quadratkilome-

ter auf, die höchste die bayeri-
sche Landeshauptstadt München
(4.340 Personen pro Quadratkilo-
meter). 

Statistikämter

Diese und viele weitere Infor-
mationen des Zensus 2011 enthält
nicht nur für Bayern, sondern für
alle Landkreise und kreisfreien
Städte Deutschlands die Broschüre
„Zensus 2011 – Bevölkerung nach
Geschlecht, Alter, Staatsangehörig-
keit, Familienstand und Religions-
zugehörigkeit“, die als Gemein-
schaftsveröffentlichung der Stati-
stischen Ämter des Bundes und
der Länder herausgegeben wurde.
In der neuen Publikation werden
zentrale Ergebnisse der letzten
Volkszählung in tabellarischer, gra-
fischer und kartografischer Form
aufbereitet und erläutert. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

erst einmal möchte ich die
Gelegenheit nutzen, Ihnen ein
gutes, gesundes, gesegnetes und
vor allem erfolgreiches Jahr
2014 zu wünschen. Für viele
von uns war es sicherlich kein
gewöhnlicher Jahreswech-
sel, sondern vielmehr der Start-
schuss für einen intensiven
Kommunalwahlkampf. Deshalb
haben Sie die Feiertage hoffent-
lich auch dazu genutzt, um Kraft
für die bevorstehenden Wochen
zu tanken.

Damit unsere Kommunen im Jahr 2014 nicht
nur personell gut aufgestellt sind, sondern auch
über eine angemessene finanzielle Ausstattung
verfügen, haben wir in den letzten Wochen des

abgelaufenen Jahres erfolgreiche Verhandlungen
über den Kommunalen Finanzausgleich 2014
geführt. Das Ergebnis kann sich sehen lassen:
Das Gesamtvolumen des FAG wird im kommen-
den Jahr erstmals über 8 Milliarden Euro liegen.
Insgesamt steigen die Finanzausgleichsleistungen
um 215,4 Millionen Euro - von 7.825,3 Millionen
Euro auf 8.040,7 Millionen Euro - an. 

Im Einzelnen konnten folgende Verhand-
lungsergebnisse erzielt werden: 

Erhöhung der Schlüsselzuweisungen um 85
Millionen auf 2,97 Milliarden Euro.

Steigerung des Kommunalanteils am Kraft-
fahrzeugsteuerersatzverbund um 23 Millionen
Euro und damit eine Erhöhung der Straßenun-
terhaltspauschalen um etwa 10 Prozent.

Erhöhung der Investitionspau-
schalen um 50 auf 365 Millionen
Euro.

Anhebung der Fördermittel
für den kommunalen Hochbau
um 17 Millionen Euro.

Erhöhung der Mittel zu Guns-
ten der Schülerbeförderung
von 305 Millionen Euro auf
312 Millionen Euro. 

Steigerung der Zuweisungen
an die Bezirke um 5 Millionen
auf 648 Millionen Euro.

Der Ansatz für Bedarfszuwei-
sungen und Stabilisierungshil-
fen, der im vergangenen Jahr

auf 100 Millionen Euro vervierfacht worden ist,
wird weitergeführt.

Für den Bau und die Ausstattung der Kran-
kenhäuser stehen auch 2014 wieder 500 Millio-
nen Euro zur Verfügung.

Darüber hinaus wurde vereinbart, dass der
Freistaat die auf ihn entfallenden Bundesmittel
vor Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes und
zur Krippenförderung vollständig an die zustän-
digen kommunalen Ebenen weitergeben wird. 

Dieser Kommunale Finanzausgleich 2014
mit einem neuen Rekordvolumen von über 
8 Milliarden Euro und der erfolgreiche Einsatz
des Freistaates bei den Koalitionsverhandlun-
gen für ein Bundesleistungsgesetz macht deut-
lich: Die Bayerische Staatsregierung nimmt den
neuen Verfassungsgrundsatz „angemessene Fi-
nanzausstattung für Kommunen“ sehr ernst
und sorgt dafür, dass die Kommunen positiv in
die Zukunft sehen können.

Aus finanzpolitischer Sicht können wir uns
also kaum einen besseren Start in das neue
Jahr wünschen. Mögen auch die Ergebnisse
der Kommunalwahlen unter einem derart
guten Stern stehen!

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Gute Aussichten 
zum Jahresbeginn

Messe München-Jahrespressekonferenz:

Bestmarken bei 
Umsatz und Ergebnis

2013 hat die Messe München GmbH das beste Jahresergebnis
ihrer Unternehmensgeschichte erzielt. Wie Klaus Dittrich, Vor-
sitzender der Geschäftsführung der Messe München, bei der
Jahrespressekonferenz der Gesellschaft mitteilte, habe der Um-
satz mit 308 Mio. Euro erstmals die 300 Mio. Euro-Marke über-
sprungen und liege somit 15 Mio. Euro über Plan. Der Gewinn
vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen EBITDA betrage rund
105 Mio. Euro und damit rund 19 Mio. Euro über Plan. 

„Das starke Messeprogramm
mit allein acht internationalen
Weltleitmessen hat unsere kühn-
sten Erwartungen übertroffen. Wir
waren 2013 flächenmäßig dreimal
ausverkauft und konnten zahlrei-
che neue Bestmarken bei Ausstel-
lern, Besuchern oder der Interna-
tionalität setzen“, hob Dittrich
hervor. Verglichen mit anderen
Messeplätzen in Deutschland be-
lege die Messe München bei der
Profitabilität den Spitzenplatz.

Höhere Besucherzahlen

Bei den 16 Eigenveranstaltun-
gen der Messe München im ver-
gangenen Jahr konnten die Aus-
steller- und Besucherzahlen im
Vergleich mit den jeweiligen Vor-
veranstaltungen um drei bzw. acht
Prozent gesteigert werden. Die
vermietete Nettofläche wuchs um
ein Prozent. Insgesamt fanden 219
Veranstaltungen in der Messe
München, im ICM - Internationa-
les Congress Center München (85
Veranstaltungen mit rund 80.000
Besuchern) und im MOC Veran-
staltungscenter München (100
Veranstaltungen mit rund 360.000
Besuchern) statt. Zusammen nah-
men bei den Eigen- und Gastver-
anstaltungen über 36.000 ausstel-
lende Unternehmen und mehr als
2,3 Mio. Besucher teil. 

Ebenfalls hervorragend lief
Dittrich zufolge der Geschäfts-
bereich Gastveranstaltungen, ob-
wohl aufgrund der zahlreichen
großen Eigenveranstaltungen
der Messe München insgesamt
deutlich weniger Flächen und
Termine zur Verfügung standen. 

Strategisch erweitert wurde
2013 zudem das Auslandsmesse-
Portfolio der Messe München.
Die erste bauma Africa in Johan-
nesburg wurde mit 60.000 Qua-
dratmetern Ausstellungsfläche
und mehr als 750 Ausstellern,
darunter 115 deutschen Bauma-
schinen-Herstellern, vom Start
weg zu einer der größten Messen
auf dem afrikanischen Konti-
nent. Auch die IFAT India kann
für sich nach der Erstveranstal-
tung den Titel als führende Fach-
messe für Wasser, Abwasser, Ab-
fall und Recycling auf dem indi-
schen Subkontinent reklamieren.

Ereignisreiches 2014

2014 werde für die Messege-
sellschaft auch in München ereig-
nisreich, wenngleich das Veran-
staltungsprogramm weniger stark
sein wird, stellte Dittrich fest. Als
Messehöhepunkt  des ersten Halb-
jahres bezeichnete er die IFAT
2014. Die weltgrößte Messe für
Umwelttechnologie werde im Mai
das gesamte Messegelände bele-
gen. In der zweiten Jahreshälfte
feiert die Weltleitmesse electronica
ihren 50. Geburtstag. Seit der Erst-
veranstaltung 1964 bietet die elec-
tronica einen umfassenden
Überblick über die internationale
Elektronikindustrie.

Auch die Messe München
GmbH wird 2014 ihren 50. Ge-
burtstag begehen. Aus diesem An-
lass wurde das ifo-Institut für
Wirtschaftsforschung beauftragt,
die wirtschaftliche Bedeutung des
Messe- und Kongressgeschäfts in
München sowie seine direkten
und indirekten Effekte für die hei-
mische Wirtschaft und die öffent-
liche Hand aktuell zu ermitteln.

Wie Dittrich weiter ausführte,
offeriere die Messe München In-

ternational als erstes Messeunter-
nehmen einen ganzjährigen Open
Innovation-Service. Damit könn-
ten Unternehmen ihren Innova-
tionsprozess für Experten unter
den Fachbesuchern verschieden-
ster Messen öffnen. Open Innova-
tion heißt: Ein Unternehmen stellt
eine klar umrissene Aufgabe und
holt sich kreative Lösungsideen
von außen. Der Service der Mes-
se München bedeutet: „Wir bieten
den Zugang zu einer branchenü-
bergreifenden, interdisziplinären
Löser-Community, die sich aus
den vielfältigen Netzwerken unse-
res Messe-Portfolios speist“, er-
klärte der Messechef. 

Enge Kundenbindung

Dittrich zufolge kann Open In-
novation die Entwicklungszeiten
von Unternehmen um bis zu 42
Prozent und die Entwicklungs-
kosten um bis zu 20 Prozent sen-
ken. Darüber hinaus hätten die
Unternehmen die Chance, eine
enge Bindung zu ihren Kunden
aufzubauen und deren Bedürf-
nisse unmittelbar kennenzuler-

nen. Die Produkte würden bes-
ser, das Risiko von Innovations-
flops geringer. 

Co-Creatoren

Vorreiter des neuen Service-
Angebots ist die Plattform ISPO
Open Innovation. Die ISPO als ei-
ne der weltweit führenden Com-
munities sportbegeisterter Sports
Business Professionals und Kon-
sumenten ist, so der Messechef,
„besonders interessiert an Innova-
tionen, wirkt gerne an Produkt-
tests mit und hat eine hohe Onli-
ne-Affinität“. Die Plattform richte
sich in diesem Fall auch an End-
verbraucher und die Unternehmen
könnten ihre neuen Entwick-
lungspartner auf zwei Arten ein-
binden: Als Co-Creator seien die
Kundenexperten von Beginn an in
den Innovationsprozess integriert,
als Product Tester könnten sie –
ebenfalls noch weit vor Marktein-
führung – ein umfassendes Feed-
back zu Produkteigenschaften ge-
ben. Bereits an Bord sind unter
anderem die Marken The North
Face und Lasse Kjus. 

Neben ISPO Open Innovation
sollen weitere Branchenportale ini-
tiiert werden. Das Besondere dabei
ist, dass alle in der Lage sein sollen,
auf die gleiche große Löser-Com-
munity zuzugreifen: branchenü-
bergreifend, fachlich interdis-
ziplinär und international. DK

Garanten für Bürgernähe 
und soziales Miteinander

Unterstützung der Kommunen mit zahlreichen Maßnahmen der Staatsregierung

Der Ministerrat hat über die Situation der bayerischen Kom-
munen beraten und die Leistungen und Impulse der Bayeri-
schen Staatsregierung erörtert. Schon in seiner Regierungser-
klärung hatte Ministerpräsident Horst Seehofer betont, dass die
Stärkung der Kommunen eine wichtige Ausformung des Hei-
matgedankens sei. Der Ministerpräsident: „Die Kommunen
sind als Garanten für Selbstverwaltung, Bürgernähe, soziales
Miteinander und Transparenz der Grundpfeiler unseres Staats-
wesens. Fortschritt und Wohlstand sind von intakten, lebens-
fähigen Kommunen abhängig. Gerade vor dem Hintergrund des
demografischen Wandels ist es daher vordringliches Ziel, Städte,
Gemeinden und Kreise als Wirtschafts- und Wohnstandort zu
stärken und die kulturelle Vielfalt zu bewahren.“

Der Staatsregierung sei es
wichtig, den Kreisen, Städten und
Gemeinden stets als Partner auf
Augenhöhe zu begegnen. „Des-
halb war die Aufnahme einer Ga-
rantie der angemessenen finanzi-
ellen Ausstattung der Gemeinden
in die Bayerische Verfassung für
uns nur konsequent. Und das wa-
ren keine leeren Worte: Mit dem
höchsten Kommunalen Finanz-
ausgleich aller Zeiten haben wir
ein Ausrufezeichen gesetzt für
nachhaltige kommunale Finan-
zen“, so der Ministerpräsident. 

Fundamente 
des Staates stärken

Auch darüber hinaus unterstüt-
ze der Freistaat seine Kommunen
durch ein enorm breites Bündel
von Maßnahmen. Die einzelnen
Kabinettsmitglieder gaben einen
Überblick über Beispiele, wie die
Bayerische Staatsregierung die
Kommunen als Fundament des
Staates weiter stärken. Beispiel-
haft hierfür der Innen- und Kom-
munalminister Joachim Herr-
mann: „Die Bayerischen Kom-
munen sind für das Funktionieren
unseres Staatswesens von ent-
scheidender Bedeutung“, so In-
nenminister Joachim Herrmann.
„Daher unterstützt sie das Staats-
ministerium des Innern, für Bau
und Verkehr mit zahlreichen Maß-
nahmen. Ein zentrales Thema ist
dabei die Bewältigung der Folgen
des demografischen Wandels.“

„Die Bayerische Staatsregie-
rung bekennt sich zu ihrer Verant-
wortung für die Wohnraumversor-
gung. Deshalb unterstützen wir so-
wohl die Kommunen in den Ver-
dichtungsräumen als auch im
ländlichen Raum und nicht zuletzt
die Hochschulstädte“, so Herr-
mann. Bereits im März 2013 hatte
die Bayerische Staatsregierung für
2014 eine Aufstockung der Wohn-
raumfördermittel um 50 Millionen
Euro auf 260 Millionen beschlos-
sen. Gleichfalls wurden die Mittel
für die Förderung der Studenten-
wohnungen um zehn Millionen
Euro auf 27 Millionen Euro er-
höht. Herrmann: „2014 muss zum
Jahr des Wohnungsbaus in Bayern
werden. Wir müssen in Bayern
wieder jährlich auf 70.000 neu ge-
baute Wohnungen kommen.“

Gleichwertige 
Lebensverhältnisse

Zur Sicherung gleichwertiger
Lebensverhältnisse und zur Be-
wältigung des wirtschaftsstruktu-
rellen und demografischen Wan-
dels wird die Bayerische Staatsre-
gierung die Städtebauförderung
verstärken. 2013 standen dafür
über 140 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Im Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und SPD ist eine
schrittweise Anhebung der Städte-
baufördermittel des Bundes auf
700 Millionen Euro vorgesehen.
Die für die Erhöhung des bayeri-
schen Anteils benötigten Kofinan-

zierungsmittel sind für den Nach-
tragshaushalt 2014 angemeldet.

Förderung des 
kommunalen Straßenbaus

Der kommunale Straßenbau
wurde 2013 mit rund 144 Millio-
nen Euro aus dem Bayerischen
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz (BayGVFG) und rund 30
Millionen Euro aus dem Finanz-
ausgleichsgesetz (FAG) gefördert.
Die Haushaltsansätze für das Jahr
2014 sind gleich hoch.

Verkehr

Herrmann: „Der Erhalt, der
Ausbau und die bedarfsorientierte
Weiterentwicklung der Verkehrs-
infrastruktur werden ein Schwer-
punkt der neuen Legislaturperiode
sein. Denn um Mobilität zu garan-
tieren, ist eine dauerhafte, verläss-
liche Finanzierung aller Verkehrs-
träger unerlässlich.“

Für den Doppelhaushalt 2015/
2016 soll auf bayerischer Ebene
ein Planungskostenbudget aus
Landesmitteln eingerichtet wer-
den, mit dem gezielt prioritäre
Schienenprojekte im Freistaat ge-
plant werden können. Außerdem
arbeitet die Staatsregierung ge-
meinsam mit den Bahnunterneh-
men daran, das Netz der Bahnhöfe
und Haltepunkte im Freistaat Bay-
ern zu verdichten. Seit der Über-
nahme der Verantwortung für den
Schienenpersonennahverkehr
durch den Freistaat im Jahr 1996
konnten bereits 56 neue Bahnsta-
tionen in Bayern eröffnet werden.

Die Landkreise und kreisfreien
Städte sind für den allgemeinen öf-
fentlichen Nahverkehrs mit Bus-
sen, U- und Straßenbahnen zustän-
dig. Der Freistaat Bayern unter-
stützte sie dabei 2013 mit rund 61
Millionen Euro. 2014 sind 51,3
Millionen Euro im Staatshaushalt
veranschlagt. Außerdem stellt der
Freistaat Mittel für die Verbesse-

rung der baulichen Infrastruktur
und für die Beschaffung neuer
Fahrzeuge des ÖPNV dieses Jahr
83 Millionen Euro für Maßnah-
men zur Förderung nach dem
BayGFVG und 67 Millionen Euro
für die Komplementärfinanzie-
rung nach dem FAG bereit.
Großprojekte des Öffentlichen
Personennahverkehrs (über 50
Millionen Euro) unterstützt das
GVFG-Bundesprogramm noch
bis 2019. Herrmann: „Die Fortset-
zung dieses Programms über 2019
hinaus ist für die Planungssicher-
heit vieler Projekte in Bayern un-
bedingt erforderlich. Deshalb hat
die Entscheidung über die Fortset-
zung des Bundesprogramms für
die Staatsregierung höchste Prio-
rität.“

Sonderinvestitionsprogramm
Bayern barrierefrei 2023

Um das Ziel 'Bayern barriere-
frei 2023' zu erreichen, wird die
Oberste Baubehörde ein eigen-
ständiges Modul für die Bereiche
Bau und Verkehr einbringen. Die-
ses soll baulichen Maßnahmen
zur barrierefreien Umgestaltung
des öffentlichen Raumes an-
stoßen, unterstützen und fördern
Herrmann: „Bei diesem Modul
geht es nicht nur um unseren
staatlichen Zuständigkeitsbereich,

wie Staatsstraßen oder den barrie-
refreien Ausbau von Bahnhöfen,
sondern auch um ein Förderpro-
gramm zur Barrierefreiheit im öf-
fentlichen Raum für Kommunen
und private ÖPNV-Betreiber.“
Das Modul soll zum Doppelhaus-
halt 2015/2016 anlaufen.

Interkommunale 
Zusammenarbeit

Über den 2011 von der Bayeri-
schen Staatsregierung beschlosse-
nen 'Aktionsplan demografischer
Wandel' werden interkommunale
Kooperationen gefördert, in denen
Gebietskörperschaften über ihre
Grenzen hinweg zusammenarbei-
ten. Im Nachtragshaushalt 2012
wurden dafür erstmalig 500.000
Euro zur Verfügung gestellt. Der
Doppelhaushalt 2013/2014 sieht
ebenfalls jeweils 500.000 Euro vor.

Unterstützung 
der Feuerwehren

In den vergangenen zehn Jahren
förderte die Bayerische Staatsre-
gierung den Kauf von gemeindli-
chen Feuerwehrfahrzeugen und
–geräten und den Bau von Feuer-
wehrgerätehäusern in den Ge-
meinden mit mehr als 333 Millio-
nen Euro aus den Mitteln der Feu-
erschutzsteuer. 

Finanzminister Dr. Söder neuer CIO Bayern: 

Bayern als Leitregion 
des digitalen Aufbruchs

Der Ministerrat bestellte Finanzminister Dr. Markus Söder
zum CIO (Chief Information Officer) und Chef der Digitalisie-
rung in Bayern. 

„Digitalisierung ist das Top-
Thema in Bayern“, stellte Finanz-
minister Söder fest. „Dazu gehört
der Breitbandausbau, die Datensi-
cherheit und der Ausbau von E
Government. Diese Themen wer-
den in Bayern nun aus einer Hand
bearbeitet“, so Söder weiter.

Als oberster Digitalisierer und
Chef der Verwaltungs-IT will Sö-
der die Digitalisierung in Bayern
koordiniert vorantreiben und Bay-
ern zur Leitregion des digitalen
Aufbruchs machen. „Die Digitali-

sierungskompetenz in Bayern ist
im Finanzministerium gebündelt“,
stellte Söder klar, er ist deshalb
zentraler Ansprechpartner für den
Bund in IT-Fragen. Dort ist die
Zuständigkeit für Informations-
technik auf verschiedene Ministe-
rien, wie das Innen- und Verkehrs-
ministerium, aufgeteilt. Gleichzei-
tig ist der neue CIO Mitglied im IT
Planungsrat. Das bundesweite
Gremium für IT-Management der
Verwaltung koordiniert und baut
E-Government-Angebote aus. 
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mit erheblichen Problemen bei-
spielsweise in der Abrechnung
zu kämpfen hatten. Das haben
wir nun gelöst. Zudem ist es uns
gelungen, ein vielversprechen-
des Kundenmanagement aufzu-
bauen und Kosten einzusparen.
Letzteres hat auch Auswirkun-
gen auf die Netzentgelte, die für
die Haushalte im Bayernwerk-
Netzgebiet am 1. Januar 2014
um 13 % gesenkt wurden. Darü-
ber hinaus hat uns die Bundes-
netzagentur nicht nur 100 % Ef-
fizienz, sondern auch die höchste
Versorgungsqualität in unserer
Vergleichsgruppe bescheinigt.
Das sind Fakten, auf die das
Bayernwerk mit Fug und Recht
stolz sein kann. 

GZ: Apropos Versorgungs-
qualität und –sicherheit: Von
welcher Größenordnung spre-
chen wir hier?   

Gotzel: Rein von der Fläche
her betrachtet erstreckt sich unser
Netzgebiet auf zwei Drittel Bay-
erns. Und das vorwiegend in den
Regionen und in hohem Maße
dort, wo der Netzbetrieb auf-
grund der geographischen Gege-
benheiten besonders aufwändig
ist. Wir stehen hier also Tag für
Tag vor einer enormen Heraus-
forderung, die auch mit erhebli-
chen Investitionen verbunden ist..
2013 hat das Bayernwerk 365
Millionen Euro in seine Netze ge-
steckt. Das ist einerseits eine In-
vestition in unsere hohe Versor-
gungsqualität, andererseits aber
auch in hohem Maße EEG-be-
dingt. Bis Ende 2014 werden wir
in unseren PV-intensiven Gebie-
ten neun neue Umspannwerke in
Betrieb nehmen. Derzeit installie-
ren wir in größerem Umfang eine
erste Tranche sogenannter regel-
barer Ortsnetztransformatoren.
Dabei handelt es sich um intelli-
gente Komponenten, die in klei-
neren Netzregionen automatisiert
zur Netzstabilität beitragen. Für
uns ist dies ein gutes Beispiel
dafür, dass wir erst gemeinsam
mit Forschungs- und Industrie-
partnern Innovationen ent-
wickeln müssen, um diese dann in
der Breite zum Einsatz zu brin-
gen.  Letztlich erhalten wir so die
Versorgungsqualität auf hohem
Niveau, vermeiden durch techni-
sche Innovation Netzausbauten
und können so auch Kosten sen-
ken.  Was die Veränderungen in
der Energielandschaft aber drin-
gend brauchen, sind  intensive
Entwicklungen in der Speicher-
technologie. Allerdings befinden
wir uns hier aus Kostengründen
noch längst nicht im Ausbaupro-
zess. Dass wir Speicher brau-
chen, ist unbestritten. Jedoch
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auch aus anderen Ländern sinn-
voll ihre Freizeit unter pädagogi-
scher Aufsicht und in familiärer
Atmosphäre verbringen können. 

Ziel ist es dabei, den Kindern,
die oftmals ein geringes Selbst-
vertrauen haben und in ihrer so-
zialen, emotionalen oder auch
kognitiven Entwicklung Defizite
aufweisen, wieder mehr Freude
am Leben und eine Zukunft mit
Perspektive zu geben. In der Welt
von kids to life können sich die
Kinder frei entfalten und Kraft für
die Zukunft entwickeln, indem
sie schrittweise an die Berufswelt
herangeführt werden. Bei kids to
life bekommen die Kinder einen
Platz zum Leben, Spielen, Lernen
und Lachen. 

Migrantenmedizin Regensburg
e.V. ist eine Organisation von Re-
gensburger Medizinstudenten und
besteht seit Herbst 2009. In Zu-
sammenarbeit mit der Caritas
Flüchtlingsberatung unterstützt
die Initiative Asylbewerber mit
gesundheitlichen Beschwerden.
Dem Verein geht es vor allem dar-
um, die gesundheitliche Situation
der Regensburger Flüchtlinge zu
verbessern und ihren Ärzten die
Arbeit zu erleichtern.

Beratung und Koordinierung

In seiner Arbeit steht die Ge-
meinschaft den Asylbewerbern
beratend zur Seite und hilft, Arzt-
termine zu organisieren und zu
koordinieren. Dabei wird  aus-
drücklich nicht die Rolle eines be-
handelnden Arztes übernommen.
Dementsprechend werden weder
Untersuchungen, noch Heilbe-
handlungen durchgeführt. Die
Unterstützung des Vereins hängt
dabei weder von religiösen noch
politischen Weltanschauungen ab.

Die Stadtwerke Wunsiedel
GmbH für die Vision, Konzepti-
on und Umsetzung der „Smart
Energy City“ in Wunsiedel, das
Modellprojekt Rottauensee so-
wie Regens Wagner Zell für den
Einbezug von mehrfachbehin-
derten hörgeschädigten Men-
schen in ein umfassendes Nach-
haltigkeitsmanagement sind die
diesjährigen Preisträger des Um-
weltpreises.

Die Vision der Stadtwerke
Wunsiedel lautet: Die Region
muss energieautark werden -  und
damit entkoppelt vom nationalen
und internationalen Energie-
markt. Dies bedeute auch eine
Entkoppelung von der Spekulati-
on. Praktische Ansätze, wie im-
mer mehr Energie eingespart und
aus regenerativen Ressourcen in
der Region gewonnen werden
kann, stehen im Vordergrund. 

Mit dem „Modellprojekt Rot-
tauensee“ wurde eine Initiative
ausgezeichnet, die im Jahr 2008
von Landwirten und Gemein-
den, der bayerischen Verwaltung
für Wasserwirtschaft, Ländliche
Entwicklung und Landwirtschaft
sowie dem Bayerischen Bauern-
verband gestartet wurde. Ziel ist
es, der Verlandung des Rottauen-
sees entgegenzuwirken. Durch
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Weitere wichtige Reformbau-
stellen seien die Sicherung der
Pflege im Alter, die Organisation
der ärztlichen Versorgung im
ländlichen Raum und die Ent-
bürokratisierung und Zielschär-
fung der Leistungen für Er-
werbslose (Hartz IV). „Wir hof-
fen, dass die Große Koalition
auch große Reformen angeht
und umsetzt, um damit den Sozi-
alstaat auch für die Zukunft zu
sichern“, stellte Schramm fest. 

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund erwartet zudem von
der neuen Bundesregierung, dass
sie unverzüglich eine Infrastruktur-
offensive startet und damit die
kommunale Investitionskraft
stärkt. „Deutschland ist die größte

wird diese Innovationsleistung in
der jetzigen Regulierung nicht
anerkannt.

GZ: Andere wichtige Kom-
ponenten haben jetzt aber zu-
mindest im Koalitionsvertrag
Eingang gefunden?

Gotzel: Darüber sind wir auch
sehr froh. Eine wesentliche Frage
ist die der Entsolidarisierung, d.
h.: Wer leistet eigentlich seinen
Beitrag über Netzentgelte zum
Gelingen der Energiewende und
zum Ausbau der Verteilnetze?
Kann es richtig sein, dass immer
mehr Eigenerzeuger ans Netz
kommen und gleichzeitig immer
weniger Netzentgelte zahlen? Un-
serer Forderung, deshalb eine
Leistungskomponente ins Netzent-
gelt aufzunehmen, wurde im Ko-
alitionsvertrag entsprochen.
Außerdem treten wir als Netzbe-
treiber für eine Regulierungsre-
form ein. Derzeit ist es so, dass
unsere notwendigen Investitionen
in die Netze regulierungsseitig
zwar anerkannt werden, wir den
vorgesehenen Ausgleich aber erst
in der nächsten Regulierungsperi-
ode erhalten. Das heißt: Das kann
im Maximalfall bis zu sieben Jah-
re dauern und das ist entschieden
zu lang.

GZ: Sie betrachten sich als
Dienstleister für Kommunen.
Auf welche Aktivitäten mit sei-
nen kommunalen Partnern
kann das Bayernwerk zurück-
blicken?

Gotzel: Wir können in nahezu
allen Themenfeldern helfen, die
wichtig für die Energiewende vor
Ort sind.  Wir helfen bei der Er-
stellung von Energienutzungsplä-
nen, unsere Tochter Bayernwerk
Natur kümmert sich um alle Be-
lange beim Bau und Betrieb de-
zentraler Erzeugungsanlagen
oder wir beraten rund um die Ge-
bäudesanierung. Eine Menge um-
gesetzt haben wir mit unseren
Partnern im Bereich der kommu-
nalen Straßenbeleuchtung. Bei
der LED-Umrüstung tätigten wir
Investitionen in Höhe von 10 Mio.
Euro. Im Grunde ist die Energie-
effizienz der wesentliche Hebel
zum Gelingen der Energiewende
in Bayern und hier konnten die
Kommunen mit unserer Hilfe viel
erreichen.

GZ: Konzessionsverträge
sind die Basis Ihres Geschäfts.
Wie stellt sich hier die Situati-
on dar?

Gotzel: Der Wettbewerb ist
massiv. Die Bayernwerk AG
konnte ihre Position insgesamt
gut behaupten, wenn auch teils
schmerzliche Verluste – siehe
unser Netzcenter-Standort Tauf-
kirchen – zu beklagen sind. Wir
haben hier hart zu kämpfen; in-

sofern ist das Thema „Bezie-
hung zu unseren kommunalen
Kunden“ natürlich existenziell.

GZ: In Olching und im
Würmtal kam es dahingehend
zu gerichtlichen Auseinander-
setzungen. Was waren die Aus-
löser?

Gotzel: Das stimmt. Und
zunächst darf ich festhalten, dass
alle bis zum jetzigen Zeitpunkt da-
mit befassten Gerichte unsere Auf-
fassung in beiden Fällen bestätigt
haben. Aber worum geht es: in
Olching kam es nach dem Kon-
zessionsverlust zu einer unter-
schiedlichen Auffassung über den
monetären Wert des Netzes. Dar-
aufhin hat uns die Energieversor-
gung Olching auf Herausgabe des
Netzes verklagt. Aufgrund von un-
zulässigen Leistungsversprechun-
gen im Konzessionsvertrag hat
das zuständige Landgericht je-
doch die Konzessionsvergabe der
Stadt Olching für nichtig erklärt.
Als Berufungsgericht hat das
Oberlandesgericht München die-
se Auffassung bestätigt. Bei den
Konzessionsvergaben der drei
Würmtalgemeinden hatten wir
ebenfalls große Zweifel daran,
dass alle gesetzlichen Anforde-
rungen berücksichtigt wurden.
Leider ist es uns damals nicht ge-
lungen, dies außergerichtlich zu
klären. So sahen wir für uns letzt-
lich keine andere Möglichkeit
mehr, als über eine gerichtliche
Prüfung Rechtssicherheit für der-
artige Vergabeprozesse zu bekom-
men. In seinem Urteil hat das
Landgericht München unsere Auf-
fassung bestätigt. Somit sind die
Konzessionsvergaben durch die
drei Gemeinden nichtig und wir
bleiben vorerst Netzbetreiber.
Wichtig für uns und die gesamte
Branche ist es aber auch, dass mit
den vorliegenden Entscheidungen
für zukünftige Konzessionsverga-
ben im Interesse aller beteiligten
Akteure Rechtssicherheit gewon-
nen wurde. Anderseits haben wir
auch die unternehmerische Pflicht
und ich glaube auch das Recht,
darauf zu achten, dass wir im
Wettbewerb die gleichen Chancen
haben wie unsere Mitbewerber.
Wir sind seit vielen Jahrzehnten in
den Regionen unseres Netzgebiets
verankert und zu Hause. Deshalb
wollen wir auch eine faire Aus-
gangslage, wenn es darum geht,
in Kommunen darum zu werben,
auch in Zukunft dort verankert
und zu Hause zu bleiben.

GZ: Die regionale Veranke-
rung spielt auch für ihr Toch-
terunternehmen, die Bayern-
werk Natur GmbH, eine zen-
trale Rolle… 

Gotzel: Das ist richtig. Tradi-
tionell war die frühere E.ON

Bayern Wärme GmbH bereits
auf das Errichten und Betreiben
von Anlagen zur Wärmeerzeu-
gung und -verteilung speziali-
siert. Mittlerweile betreiben wir
über die Hälfte dieser Anlagen
auf regenerativer Basis. 2013
hatten wir tolle Erfolge zu ver-
zeichnen. Unsere Erwartungen
wurden bei weitem übertroffen.
Ein großes Projekt für 2014 ist
die Modernisierung des Heiz-
kraftwerks im oberbayerischen
Moosburg, das ab Mitte des Jah-
res ein Drittel des Strombedarfs
erzeugen soll. Rund fünf Millio-
nen Euro werden in die Errich-
tung des Heizkraftwerks inve-
stiert. Die Zusammenarbeit in
diesem Projekt mit Clariant, dem
Betreiber der Anlage, ist langfri-
stig angelegt.

GZ: Und was blieb hinter
den Erwartungen zurück?

Gotzel: Ganz klar das Ge-
schäftsfeld Wind. Hier hat uns
die Debatte über die Reform des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG) blockiert. Entsprechende
Projekte haben wir erst einmal
gestoppt. Fakt ist, dass das The-
ma EEG-Novelle im Koalitions-
vertrag deutlich hinter die Er-
wartungen zurückgefallen ist.
Offenbar fehlt den politisch Ver-
antwortlichen der Mut, hier
grundlegende Reformen anzuge-
hen. Es müssen aber Schritte un-
ternommen werden, die Erneu-
erbaren Energien schneller in
den Markt zu bekommen. Ge-
lingt dies nicht, wird eine große
Chance vertan.  

GZ: Inwieweit nutzen Sie
Ihre Position als Vorstandsvor-
sitzender gegenüber der Poli-
tik, ihren Kunden und letztlich
dem Bürger dazu, der Ver-
nunft einen Weg zu bahnen?

Gotzel: Ich versuche, System-
zusammenhänge deutlich zu ma-
chen. Die Frage heißt doch: Was
benötigt das System – Stichwort
Leistungskomponente – und was
kann Politik vermitteln? Das
Bayernwerk ist ein wichtiger
Player in diesem Gefüge. Wir
zeigen, dass wir uns unserer Ver-
antwortung bewusst sind und
trotz vieler Unzulänglichkeiten
im Ausbauprozess für Versor-
gungssicherheit und –qualität
eintreten. Dadurch bekommen
wir Zugang und Anerkennung.
Schlussendlich kommt es darauf
an, eine gemeinsame Diskussion
in Gang zu setzen, die auch beim
Bürger ankommt. Die Verände-
rungen in der Energielandschaft
erfordern letztlich die Akzeptanz
der Menschen vor Ort. 

GZ: Das ist natürlich auch
ein Kommunikationsthema…

Gotzel: Das ist richtig. Dazu
leisten wir gerne auch unseren
Beitrag, tun das im Übrigen auch
über unsere energiewirtschaftli-
chen Aufgaben hinaus. So haben
wir beispielsweise einen Bürger-
energiepreis ins Leben gerufen. Er
verfolgt das Ziel, vor Ort das Be-
wusstsein und die Akzeptanz für
die Energiewende und die damit
verbundenen Herausforderungen
zu erhöhen. Gesucht werden pfiffi-
ge und außergewöhnliche Ideen
und Maßnahmen, mit denen Bür-
gerinnen und Bürger versuchen, in
ihrem persönlichen Umfeld einen
Impuls für die Energiezukunft zu
geben. Im letzten Jahr haben wir
den Bürgerenergiepreis erstmals
im „Solar-Valley“ Niederbayern
verliehen. Da dieser Auftakt aus
unserer Sicht sehr erfolgreich war,
gehen wir mit diesem Engagement
ab jetzt kontinuierlich in weitere
Regionen unseres Netzgebiets. 

GZ: Werden in diesen Pro-
zess auch die Schulen mit ein-
bezogen?

Gotzel: Natürlich. Wir haben
viele Beispiele, wo Schüler sich in
ihrem Umfeld für die Energiezu-
kunft stark machen. Das freut uns
sehr und macht Mut! Das be-
stätigt uns wiederum in weiteren
gesellschaftlichen Aktivitäten, mit
denen wir uns für Kinder und Ju-
gendliche einsetzen, allen voran
unser Kinderbibliothekspreis.
Auch das ist für uns übrigens re-
gionale Verankerung. DK

veränderte Bewirtschaftungsme-
thoden der Landwirte soll die
Bodenerosion und damit der
Eintrag von Ackerboden in den
See vermindert werden.

„Von Beginn an machten alle
Beteiligten das Thema zu ihrer ei-
genen Sache“, lobte Söder in sei-
ner Laudatio. Die Initiativgemein-
schaft erstreckt sich über 29 Ge-
meinden und vier Landkreise in
Nieder- und Oberbayern. „Das
Projekt hat Vorbildcharakter und
ist Motivator für Folgeprojekte in
Bayern und darüber hinaus.“ Ent-
gegengenommen wurde der Preis
unter anderem vom Pfarrkirchner
Bürgermeister Georg Riedl, ge-
meinsam mit seinem Amtskolle-
gen Ludwig Eder aus Postmünster
Initiator des Projekts und dessen
ehrenamtlicher Sprecher.

Die Dienste von Regens Wag-
ner Zell in Hilpoltstein tragen
dazu bei, dass Menschen mit Be-
hinderung ihren Weg gehen kön-
nen. Hier werden Menschen mit
verschiedenen Behinderungen in
unterschiedlichen Lebensaltern
begleitet und gefördert. Deren
Integration wird unterstützt
durch dezentrale Wohn- und Be-
schäftigungsmöglichkeiten. 

Mit dem Kulturpreis wurden
Manfred Eicher, Musikproduzent,
Komponist und Musiker, Rita
Rottenwallner, Gründerin und Ge-
schäftsführerin des Kulturfestivals
„Tollwood“ in München und
Nora-Eugenie Gomringer, Lyrike-
rin, Performancekünstlerin und
Leiterin des Internationalen
Künstlerhauses Villa Concordia in
Bamberg, geehrt.

In der Laudatio für Rita Rot-
tenwallner heißt es: „Seit nun-
mehr 25 Jahren veranstaltet Rita
Rottenwallner mit ihrem Team
alljährlich im Juni – Juli auf dem
Gelände des Olympiaparks das
Kulturfestival ‚Tollwood’. Hinzu
kommt seit 1991 das ‚Winter-
Tollwood’, das immer im De-
zember auf der Theresienwiese
seine Heimat gefunden hat. Das
Interesse an diesen Veranstaltun-
gen ist enorm: Pro Jahr können
die Veranstalter mit rund 1,5
Millionen Besuchern rechnen.“

Bemerkenswert sei auch das
Geschäftsmodell von „Toll-
wood“. Rita Rottenwallner habe
von Anfang an bewusst auf staatli-
che und städtische Subventionen
verzichtet. Tollwood muss des-
halb seinen Betrieb selbst erwirt-
schaften und ist trotzdem kein rei-
nes Wirtschaftsunternehmen. Es
besteht aus einem „Profit-Zweig“
und aus einem „Non-Profit-
Zweig“, wobei der eine den ande-
ren finanziert. Die vermieteten
oder verpachteten Verkaufsstände
auf dem Tollwood-Gelände finan-
zieren weitgehend die kulturellen
Veranstaltungen und ökologi-
schen Projekte. Denn das ist eine
weitere Besonderheit bei „Toll-
wood“: Das Festival will nicht nur
ein Kultur-Event sein. Es leistet
sich eine Haltung. Dazu gehören
Toleranz und Internationalität ge-
nauso wie ein pfleglicher Um-
gang mit den natürlichen Ressour-
cen. DK

und erfolgreichste Volkswirtschaft
in Europa. Diese Führungspositi-
on werden wir aber nur erhalten
können, wenn wir auch eine lei-
stungsfähige Infrastruktur si-
chern“, führte Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Gerd Landsberg aus.

„Gute Schulen, Straßen, Wege,
Plätze, ein leistungsfähiges,
flächendeckendes Breitbandnetz,
belastbare Brücken, energieeffizi-
ente öffentliche Gebäude und ein
Stromnetz, das den Herausforde-
rungen der Energiewende gerecht
wird, sind unverzichtbare Baustei-
ne für eine erfolgreiche Wirtschaft
und die Grundlage für Lebensqua-
lität, Sicherheit und Wohlstand“,
erläuterte Landsberg. Diesen Her-
ausforderungen werde Deutsch-
land zurzeit nicht ausreichend ge-

Nah an der Region...

Unbeirrter Einsatz...

recht. Der Gesamtstaat investiere
nur 1,5 % des Bruttoinlandspro-
duktes. In Schweden seien es 3,5
%, in Frankreich 3,1 % und selbst
das wirtschaftlich angeschlagene
Spanien erreiche noch 1,7 %. 

Als besonders dramatisch ge-
stalte sich der rapide Verfall der
kommunalen Infrastruktur. Nach
Berechnungen der KfW-Banken-
gruppe habe sich bei den Kom-
munen ein Investitionsrückstand
von insgesamt 128 Mrd. Euro, mit
einem Schwerpunkt im Bereich
Straßen- und Verkehrsinfrastruk-
tur aufgebaut. Die 66.000 kom-
munalen Brücken seien in einem
dramatisch schlechten Zustand.
15 % müssten abgerissen werden,
weil eine Sanierung nicht mehr
möglich sei. 

„Über Jahre haben wir geflickt
und improvisiert, anstatt grundle-
gend zu sanieren“, sagte Lands-
berg. Längst würden die Defizite
in der Infrastruktur nicht nur als
Belastung für die Wirtschaft
wahrgenommen, sondern auch
von den Bürgerinnen und Bürgern
als Beeinträchtigung der Lebens-
qualität empfunden. Zusätzliche
Staus durch gesperrte Brücken,
Geschwindigkeitsbeschränkun-
gen wegen Straßenschäden, ver-
fallende Schwimmbäder und sa-

nierungsbedürftige Schulen seien
nur einige Beispiele. 

Die Städte und Gemeinden
benötigten zusätzliche Mittel, um
diese notwendige Infrastrukturof-
fensive vor Ort einzuleiten. Lands-
berg zufolge werden das auch die
Länder, die ab 2020 aufgrund der
Schuldenbremse keine neuen
Schulden mehr aufnehmen dürfen,
aus eigener Kraft kaum organisie-
ren können. Notwendig sei des-
halb eine grundlegende Reform
der Finanzbeziehungen zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden.

Investitionsfonds

Ein Baustein dabei sollte die
Weiterentwicklung des Solida-
ritätszuschlages zu einem Inve-
stitionsfonds für alle benachtei-
ligten Städte und Gemeinden in
ganz Deutschland sein. Die Ein-
nahmen aus dem Solidaritätszu-
schlag lagen im Jahr 2013 bei ca.
14 Mrd. Euro und werden sich
bis 2018 voraussichtlich auf bis
zu 17 Mrd. Euro steigern. Dieser
Solidaritätszuschlag könnte so-
mit eine wichtige Grundlage zur
Finanzierung eines kommunalen
Investitionsfonds sein. 

„Die Überwindung des Investi-
tionsstaus ist ein Prozess, der Jahr-

zehnte dauern wird. Der Staat al-
lein wird dies nicht leisten kön-
nen. Notwendig sind deshalb auch
neue Finanzierungsmodelle. Dazu
gehört z. B. eine Weiterentwick-
lung und Förderung des Genos-
senschaftsmodells, insbesondere
bei Investitionen in Wohngebäu-
den, aber auch bei der Schaffung
von neuen generationenübergrei-
fenden Wohnstrukturen“, bemerk-
te der Hauptgeschäftsführer.

Auch das Potenzial Öffentlich-
Privater-Partnerschaften (ÖPP) ist
aus seiner Sicht bei Weitem noch
nicht ausgeschöpft. Mit einer Aus-
dehnung der Lkw-Maut auf allen –
also auch auf kommunalen -
Straßen ließen sich hier zusätzliche
Investitionen verursachergerecht
über Mauteinnahmen finanzieren. 

Auch die Städte und Gemein-
den sollten Infrastrukturmaßnah-
men gerade vor dem Hintergrund
des demographischen Wandels
verstärkt durch Kooperationen an-
gehen. So kann es Landsberg zu-
folge beispielsweise durchaus
Sinn machen, dass zwei sanie-
rungsbedürftige Schwimmbäder
durch eines ersetzt werden, dafür
aber ein Pendelbus unentgeltlich
die Bürger in das sanierte
Schwimmbad der Nachbarge-
meinde fährt. DK

Mit Reformen...
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www.steag-newenergies.com

Wir machen 
Wärme grün.

So haben wir zum Beispiel im Jahr 2013 
sechs Biomethangas-Blockheizkraftwerke 
errichtet, in denen wir Fernwärme für rund 
17.000 und Strom für etwa 4.600 Einfami-
lienhaushalte erzeugen. Dabei verbrennen 
wir pro Jahr 17,2 Millionen Kubikmeter 
Bio methangas und vermeiden so jährlich 
39.000 Tonnen Kohlendioxid.

STEAG New Energies GmbH
St. Johanner Straße 101–105
66115 Saarbrücken
Telefon +49 681 9494-9111
Telefax +49 681 9494065-9111
info-newenergies@steag.com

Besuchen Sie uns auf der 
„E-world energy & water“, 
11.– 13. Februar 2014, 
Halle 1, Stand 410

Sechs auf einen Streich
STEAG investiert in die Strom- und Wärmeerzeugung aus Biogas

Saarbrücken. STEAG New Energies GmbH hat bis Jahresende
2013 sechs Biomethangas-Blockheizkraftwerke (BHKW) in
Deutschland in Betrieb genommen. Sie haben eine elektrische Lei-
stung von insgesamt 10 Megawatt. Es handelt sich um die Standor-
te Essen-Rüttenscheid (Nordrhein-Westfalen), Lebach (Saarland),
Hattersheim (Hessen), Koblenz (Rheinland-Pfalz), Geithain und
Rochlitz (Sachsen). An allen Standorten werden Fernwärmever-
sorgungen betrieben, über die die Wärme aufgenommen und zu
den Kunden transportiert wird.

Nachdem das Biomethangas-
BHKW in Rochlitz am 29. Okto-
ber als erste der sechs Anlagen be-
reits in Betrieb genommen wurde,
wird bis Jahresende auch an den
übrigen Standorten die Produktion
von grünem Strom und grüner
Wärme aufgenommen. STEAG
New Energies investiert 13,1 Mil-
lionen Euro in den Bau der Block-
heizkraftwerke.

GeplanterAbsatz 

Insgesamt haben die Anlagen ei-
ne elektrische Leistung von 10 Me-
gawatt und eine thermische Lei-
stung von 9,75 Megawatt. Der ge-
plante Stromabsatz beläuft sich auf
67.730 Megawattstunden pro Jahr.
Der geplante Wärmeabsatz liegt bei
rund 83.000 Megawattstunden pro
Jahr. Damit könnten rund 16..932
Einfamilienhäuser mit Strom und
rund 4.611 Einfamilienhäuser mit
Wärme versorgt werden. 

In den Gasmotoren der sechs
Blockheizkraftwerke werden pro
Jahr 17,2 Millionen Kubikmeter
Biomethangas verbrannt werden.
Die Abwärme der Gasmotoren
ersetzt an allen Standorten einen
Teil der Wärmeerzeugung in den
vorhandenen Heizwerken. Der
erzeugte Strom wird in das öf-
fentliche Netz eingespeist. 

Virtuelles Kraftwerk

Bei der Vermarktung des in den
BHKW erzeugten Stroms nutzt
STEAG New Energies die Mög-
lichkeiten der STEAG Gruppe.
Sie setzt die Anlagen im Rahmen
der Direktvermarktung ein und
nutzt die Chance des Virtuellen
Kraftwerkes. Ein Virtuelles Kraft-
werk ist der Zusammenschluss de-
zentraler Stromerzeugungseinhei-
ten zu einem steuerbaren und ver-
marktbaren Verbund. Aus einem
solchen Kraftwerk können kurzfri-
stige Leistungsanpassungen (Re-
gelenergie) vorgenommen wer-
den, um das Stromnetz stabil zu

halten.
Dr. Stephan Nahrath, Sprecher

der Geschäftsführung der STEAG
New Energies, zur Zielstellung der
Projekte: „Wir setzen in allen An-
lagen auf Energieeffizienz und
verbessern den Primärenergiefak-
tor deutlich. So sichern wir die
vorhandenen Fernwärmeversor-
gungen. Der Einsatz des Biome-
thangases senkt die CO2-Emissio-
nen um insgesamt 39.000 Tonnen
pro Jahr und spart wertvolle Ener-
gieressourcen.“

BHKW-Projektierung
und -planung

Ein siebtes Biomethangas-
BHKW entsteht derzeit in Il-
menau (Thüringen). Dort inves-
tiert die Ilmenauer Wärmeversor-
gung GmbH (IWV) 1,45 Millio-
nen Euro in eine solche Anlage.
Die IWV ist eine gemeinsame
Gesellschaft der Stadt Ilmenau
(51 %) und der STEAG New 
Energies (49 %) und betreibt 
dort seit 1991 eine Fernwärme-
versorgung. STEAG New Ener-
gies hat das BHKW, das eine
elektrische Leistung von 800 Ki-
lowatt und eine thermische Lei-
stung von 856 Kilowatt hat, pro-
jektiert und geplant.

Primärenergiefaktor

Seit dem 1. Januar 2010 ist das
neue Gesetz zur Förderung Erneu-
erbarer Energien im Wärmebe-
reich (EEWärmeG) gültig. Das
Gesetz gibt Vorgaben hinsichtlich
der Beschaffenheit der Energie-
versorgung bei Neubauten und
Altbausanierungen. Wesentliche
Nachweisgröße ist hierbei der
Primärenergiebedarf, der nicht
überschritten werden darf. Ein Ge-
bäude darf somit nur eine be-
stimmte Menge Energie pro Jahr
benötigen. Hierbei wird die „Vor-
kette“ eines Energieträgers mit
berücksichtigt. Energieverluste
durch Gewinnung, Umwandlung

und Verteilung eines Energieträ-
gers – gemessen mit dem Primär-
energiefaktor – haben damit einen

entscheidenden Einfluss auf den
Primärenergiebedarf.

Je niedriger der Primärenergie-
faktor desto besser. Ein niedriger
Primärenergiefaktor ermöglicht
den Kunden die Inanspruchnahme
staatlicher Kredite.
Weitere Info zum EEWärmeG:
www.erneuerbare-energien.de

Kommunen als Treiber
der Energiewende

Regionale Fachtagungen von Green City Energy
und KlimaKom 

Weit über200 Teilnehmerinformierten sich zwischen Septemberund
Oktober2013 auf derFachtagungsreihe von Green City Energy und
KlimaKom zum Thema „Energiewende in kommunaler Hand“. An
den insgesamt acht Fachtagungen an verschiedenen süddeutschen
Veranstaltungsorten nahmen Bürgermeister, politische Entschei-
dungsträger und Mitarbeiter von Kommunalverwaltungen, sowie
Vertreter von Stadtwerken und Energiegenossenschaften teil. 

Es wurde deutlich, dass die Um-
setzung durch die Energiepolitik
der Bundes- und Landesregierung
eher gebremst als beschleunigt
wird. Der Unmut darüber ist gera-
de bei vorausdenkenden Kommu-
nalvertretern groß.

Das breite Angebotsspektrum
der Fachtagungen fand bei den
Teilnehmern großen Anklang. Ne-
ben Planungsstrategien, kommu-
nalrechtlichen Vorgaben und Be-
teiligungsformen wurden auch re-
gionsbezogene Themen der kom-
munalen Energiewende themati-
siert. Im Zentrum stand die Debat-
te um Ausbaustrategien für Wind-
energieanlagen. In Otterfing wid-
meten sich am 24. September bei-
spielsweise rund 30 Teilnehmer
dem ebenso umfassenden wie ak-
tuellen Thema „Wirtschaftlichkeit
und Akzeptanz von Windenergie-
anlagen in Oberbayern“. 

Es zeigte sich, dass die Kommu-
nen bereits auf einem guten Weg
sind, jedoch insbesondere bei der
Akzeptanzförderung in der Bevöl-
kerung Hilfestellung benötigen.
Durch Initiativen wie der Forde-
rung nach einer pauschalen Ab-
standsregelung für Onshore-Wind-
energieanlagen, basierend auf ei-
nem Vorschlag des bayerischen
Ministerpräsidenten Horst Seeho-
fer, sei man stark kontraproduktiv
beeinflusst worden. Der Mangel
an Planungssicherheit und der
Eingriff der Landes- und Bundes-
politik auf die kommunale Ent-
scheidungsebene wurden mehr-
fach kritisiert.

Auch bei der Bürgerbeteiligung
hapert es oft, die Aufgabe, viele In-
teressen unter einen Hut zu bringen,
stellt die Kommunen vielfach vor
große Herausforderungen. Als
umso wichtiger wertete Prof. Dr.
Manfred Miosga (KlimaKom eG)
eine neutrale Bürgerbeteiligung:
„Kommunen, die bereits in der Pla-
nungsphase auf eine professionelle
Bürgerbeteiligung setzen schaffen
die optimale Voraussetzung für eine
erfolgreiche Umsetzung.“ 

Dies gilt auch für die Wasser-
kraft. Gerade in Bayern ist die Er-
tüchtigung und der Neubau von
Kleinwasserkraftanlagen verstärkt
ein Thema, das jedoch auf Skepsis
in der Bevölkerung stößt. Das
muss nicht sein, Vorbehalte kön-
nen im Dialog oft gelöst werden.
Auf der Fachtagung „Kleinwas-
serkraft als Baustein der kommu-
nalen Energiewende“ beschäftig-
ten sich die rund 40 Teilnehmer in-
tensiv mit Lösungsstrategien, wie
brachliegende Potentiale zum Bei-
spiel durch neue Kraftwerksty-
pen wie das Schachtkraftwerk ge-
nutzt werden können. Auf der an-
schließenden Exkursion zum un-
terirdischen und unsichtbaren Pra-
terkraftwerk an der Isar, konnte ein
Modellprojekt zur umwelt- und
sozialverträglichen Wasserkraft-
nutzung besichtigt werden.

Auf der Fachtagung „Energie-
wende und Klimaschutz“ ging es
darum, welche Konzepte für
Kommunen am besten geeignet
sind, um dem großen Entschei-
dungsdruck gerecht zu werden.
Ein klares und umfassendes Kon-
zept, auf das sich eine Kommune
im Schulterschluss mit der Bevöl-

kerung geeinigt hat, bietet diesen
die tragfähigste Grundlage für eine
effiziente Umsetzung, so der Te-
nor. Integrierte Klimaschutzkon-
zepte und Energienutzungspläne
mit einer ergebnisorientierten Bür-
gerbeteiligung bilden eine sinnvol-
le Grundlage für ein strategisches
Vorgehen. 

Hier verwiesen KlimaKom und
Green City Energy auf die nächste
Antragsphase für Förderungen des
BMU für Klimaschutzkonzepte.
Förderanträge können vom 1. Ja-
nuar bis 30. April 2014 - und damit
einen Monat länger als noch 2013
- eingereicht werden. KlimaKom
und Green City Energy unterstüt-
zen nicht nur bei der Antragsstel-
lung und übernehmen die an-
schließende Konzepterstellung,
sondern begleiten auch bei der
konkreten Umsetzung von Maß-
nahmen. Kommunen können da-
bei von einem umfassenden Ange-
bot profitieren.

BMVBS-Forschungsprojekt:

Neue Impulse für
integrierte Quartierskonzepte

Projektpartner DSK verwendet ein im Rahmen 
der EQ-Studie entwickeltes Bilanzierungs-Tool

Rund 70 Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland gehen auf
den Gebäudebestand und den Verkehrssektor zurück. Die Studie
„Anforderungen an energieeffiziente und klimaneutrale Quartiere
(EQ)“ zeigt nun neue Ansätze zur Senkung des Ressourcen- und
Energieverbrauchs und zur Erhöhung der Energieeffizienz auf
Quartiersebene durch die konzeptionelle Integration der Mobilität. 

Zu den Ergebnissen des vom
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) betreu-
ten und vom Bundesministeriums
für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) in Auftrag
gegebenen Forschungsprojekts
aus dem Bereich „Experimentel-
ler Wohnungs- und Städtebau“
(ExWoSt) gehören unter anderem
neue Mess- und Steuerungsinstru-
mente für integrierte Quartiers-
konzepte, die direkt angewendet
werden können.

Verfeinerte Prozesse

Die unmittelbare Praxistaug-
lichkeit der Ergebnisse der 18-mo-
natigen ExWoSt-Studie bestätigt
Eckhard Horwedel, Geschäftsfüh-
rer der DSK Deutsche Stadt- und
Grundstückssanierungsgesell-
schaft (DSK), die als Projektpart-
ner maßgeblich an der Erarbeitung
der Studie beteiligt war: „Mit ei-
nem im Rahmen der Studie ent-
wickelten Bilanzierungs-Tool
konnte die DSK ihre Methodik
und Prozesse bei der Erstellung
von integrierten energetischen
Quartierkonzepten weiter verfei-
nern“, so Horwedel.

Die DSK Deutsche Stadtent-
wicklungs- und Grundstücksent-
wicklungsgesellschaft (DSK)

war vom BBSR in Kooperation
mit dem Institut Wohnen und
Umwelt GmbH (IWU) und der
Arbeitsgemeinschaft StetePla-
nung - Verkehrslösungen Blees,
Darmstadt mit der Bearbeitung
des Forschungsprojektes beauf-
tragt worden. 

Ziel der Forschung war es, Inte-
grierte Energetische Quartierskon-
zepte aus sieben Kommunen zu
untersuchen und auf dieser Basis
potenzielle Steuerungsinstrumente
für energetische Quartierskonzep-
te zu bewerten. Die Integration der
Mobilität in die Integrierten Ener-
getischen Quartierskonzepte stand
dabei im Fokus der Arbeiten. Ein
zentraler Aspekt war auch die
Konzeption eines Bilanzierungs-
modells für den Energieverbrauch
und die CO2-Emissionen auf
Quartierebene.

Im Rahmen der Studie wurde
das von der BauBeCon Sanie-
rungsträger GmbH betreute Pro-
jekt in der Hansestadt Stade (Hah-
le) und die von der DSK betreuten
Projekte in Leipzig (Connewitz),
Naumburg (südöstliche Altstadt)
und Sömmerda (Gartenberg) als
Modellvorhaben ausgewählt. Sta-
de, Sömmerda und Naumburg
sind gleichzeitig Pilotkommunen
im KfW-Förderprogramm „Ener-
getische Stadtsanierung“.

„EEGschnell reformieren, 
Industriearbeitsplätze verteidigen“

Wirtschaftsstaatssekretär Pschierer zur Eröffnung
des EEG-Beihilfeverfahrens durch die EU-Kommission

Bayerns Wirtschaftsstaatssekretär Franz Josef Pschierer pocht
anlässlich der Eröffnung des Beihilfeverfahrens wegen der In-
dustrieermäßigungen im deutschen EEG durch die EU-Kom-
mission auf den Erhalt der notwendigen Ausnahmeregelungen:
„Unsere energieintensive, im internationalen Wettbewerb ste-
hende Industrie ist auf die Ermäßigungen bei der sogenannten
EEG-Umlage angewiesen. Müssten die Unternehmen die Umla-
ge zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien in vollem Umfang zahlen, würden viele Standorte schließen
und deutschlandweit hunderttausende Arbeitsplätze verloren
gehen“, warnt der Staatssekretär.

Deshalb sei sich die Berliner
Regierungskoalition auch einig,
die Ermäßigungen im Grund-
satz zu erhalten. „An die Adres-
se der Kommission sage ich
ganz deutlich: Die Verlagerung
der Industrieproduktion von Eu-
ropa nach Amerika oder Asien
kann und darf kein sinnvolles
Ziel europäischer Wettbewerbs-
politik sein.“

Genaue Analyse

Erst müsse jetzt der Eröff-
nungsbeschluss genau analy-
siert werden, meint Pschierer.
Doch er sei vorsichtig zuver-
sichtlich, dass im Rahmen der
bevorstehenden Konsultation
eine Einigung mit der Kommis-
sion gefunden werden könne.
„Unser Ziel muss sein, die Kom-

mission davon zu überzeugen,
dass ein reformiertes EEG mit
EU-Recht vereinbar ist. Das
geht am besten, indem die im
Koalitionsvertrag vereinbarte
Reform des EEG unverzüglich
angepackt wird“, so der Staats-
sekretär.

Doppelter Nutzen

„Dann haben wir einen dop-
pelten Nutzen, nämlich einer-
seits einen Stopp des Strom-
preisanstiegs für die Stromkun-
den und andererseits den Erhalt
der Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer Industrie“, fuhr Pschierer
fort. Bayern werde sich mit ent-
sprechenden eigenen Vorschlä-
gen umfassend in die Erarbei-
tung der EEG-Reform einbrin-
gen.
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Genießen Sie mit uns 
        die schöne Aussicht – 
 auf gemeinsame 
   Zukunftsperspektiven.

Energie Südbayern
Regionaler Partner der Kommunen

Energie Südbayern GmbH

Seit 50 Jahren Energieversorger der Region. Unsere Leistungen: 
 Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
 Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
 Sichere und strukturierte Energiebeschaffung und -lieferung 
 Individuelle Beteiligungsmodelle

Erfahren Sie mehr unter www.esb.de

Ammer-Loisach 
Energie auf Erfolgskurs

Ökostrom-Tarif ALOIS: 100 Tage ökologische 
Stromversorgung aus regionaler Hand

Im Sommer haben sich neun örtliche Kommunen und Energie
Südbayern in einerzukunftsweisenden kommunalen Partnerschaft
zusammengeschlossen, um eine effiziente und günstige Versorgung
mit Ökostrom zu gewährleisten. Die Bilanz nach über100 Tagen ge-
staltet sich durchweg positiv: Der Ökostrom-Tarif ALOIS hat sich
in den Tälern von Ammer und Loisach mit Erfolg etabliert.

„Weil wir unsere Heimat lie-
ben“: Unter diesem Motto belie-
fert die Ammer-Loisach Energie
GmbH seit Sommer 2013 Kunden
im Landkreis Garmisch-Parten-
kirchen mit umweltfreundlichem
Ökostrom aus Wasserkraft, berät
Verbraucher vor Ort und stärkt als
kommunaler Zusammenschluss
die Wirtschaftskraft der Region.
Das positive Feedback aus den
Gemeinden vor Ort belegt, dass
mit dem ambitionierten Projekt
der richtige Weg eingeschlagen
wurde. 

Eine Idee kommt an

Die Idee ökologischer Energie-
versorgung aus regionaler Hand
kommt an: Zahlreiche Privat- und
Gewerbekunden aus der Ammer-
Loisach-Region haben sich in den
letzten Monaten für den günstigen
Ökostrom-Tarif ALOIS entschie-
den, der preislich beispielsweise
den Grundversorgungstarif von
E.ON Bayern deutlich unterbietet.

Attraktives 
Ökostrom-Angebot
mit Blick auf die Zukunft

„Mit unserem Angebot wenden
wir uns direkt an die Wünsche un-
serer Bürger nach einer kompeten-
ten, wirtschaftlichen und regiona-

len Energieversorgung“, erläutert
Arno Nunn, Geschäftsführer der
Ammer-Loisach Energie und zu-
gleich 1. Bürgermeister der Ge-
meinde Oberammergau. „Der Er-
folg bestätigt unsere Herangehens-
weise: Unser ALOIS-Tarif ist den
Kinderschuhen entwachsen und
hat laufen gelernt, was uns sehr
freut!“

Der Tarif ALOIS fix garantiert
Ökostrom-Kunden einen günsti-
gen Energiepreis mit langfristiger
Preisgarantie und ist für Interes-
senten mit Doppeltarifzählern auch
als HT/NT-Variante beziehbar.
„Der erfolgreiche Kurs der Am-
mer-Loisach Energie zeigt, wie
wichtig es ist, beim Thema Ener-
gieversorgung sowohl auf die Um-
welt als auch auf spezielle regiona-
le Bedürfnisse zu achten“, ergänzt
Arno Nunn. „Durch unseren weg-
weisenden Zusammenschluss er-
halten wir die Möglichkeit, mit
Umsicht und Verantwortung in Zu-
kunft auch Erzeugungs- und Infra-
strukturprojekte anzugehen, um un-
sere Heimat proaktiv in eine nach-
haltige, stabile und wirtschaftliche
Energiezukunft zu steuern.“ 
Im Internet findet man die Am-
mer-Loisach Energie und aktu-
elle Informationen zu Tarifen
und Angeboten sowie viele Onli-
ne-Services unter: www.ammer-
loisach-energie.de

Energiewende und EEG-Novelle:

Genossenschaftliche
Leitlinien beachten

Klimaschutz und Abkehr von derAtomkraft stellen die übergeord-
neten Ziele derEnergiewende in Deutschland dar. Deren praktische
Umsetzung ist allerdings ins Stocken geraten. In einem Zwölf-
Punkte-Papier hat der Genossenschaftsverband Bayern (GVB)
deshalb Eckpunkte für eine erfolgreiche Energiewende skizziert.

Die Energiewende basiert auf
einem gesellschaftlichen Konsens.
Ihr übergeordnetes Ziel ist es, die
natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschheit für nachfolgende Ge-
nerationen zu erhalten. Die Nut-
zung erneuerbarer Energien und
nachwachsender Rohstoffe trägt
dazu bei, die natürlichen Ressour-
cen zu bewahren. Die Energie-
wende ist somit kein Selbstzweck.
Jedoch wird das gemeinsame Ziel
zunehmend aus den Augen verlo-
ren und durch starke Partikularin-
teressen überlagert. Es ist deshalb
dringend notwendig, gesellschaft-
liche Klarheit und Verbindlichkeit
zu zentralen Eckpunkten für eine
erfolgreiche Energiewende herzu-
stellen. Zudem ist mit Blick auf
gesetzte Rahmenbedingungen ein
Maß an politischer Verlässlichkeit
notwendig, das in seiner Dauer zu-
mindest unternehmerischen und
privaten Investitionszyklen ent-
spricht. 

Eine erfolgreiche Energiewende
muss gleichermaßen ökologische,
ökonomische und technische Ziel-
setzungen verfolgen. Geeignete
Rahmenordnung für ihre Realisie-
rung ist die Soziale Marktwirt-
schaft, denn sie ist per definitio-
nem eine nachhaltlige und auf den
Erhalt der Wertschöpfung in unse-
rem Land ausgerichtete Wirt-
schafts- und Gesellschaftsord-
nung. 

Im Rahmen der Energiewende
ist die Versorgungssicherheit von
Unternehmen und Privathaushal-
ten ein hohes Gut. Ihre Garantie
setzt vor allem eine innovative
technische Infrastruktur voraus.
Dazu zählen ganz wesentlich inte-
grierte und zuverlässige Energie-
netze und -speicher. Zu ihrer Rea-
lisierung müssen entsprechende
Forschungs- und Entwicklungsan-
strengungen verstärkt werden. Als
Zukunftstechnologie kann die En-
ergie- und Wärmetechnik maß-
geblich zur Sicherung der nationa-
len Wettbewerbsfähigkeit beitra-
gen. 

1. Langfristige Ziele 
gemeinsam verfolgen 

Unser heutiger Umgang mit En-
ergie hat Konsequenzen weit über
unsere Lebenszeit hinaus. Klima-
schutz sowie die Abwendung von
Atomkraft als Form der Energieer-
zeugung in Deutschland geben die
Ziele der Energiewende vor. Vor
diesem Hintergrund gehen CO2-
Reduktion sowie die Erschließung
erneuerbarer Energiequellen Hand
in Hand und bedingen sich gegen-
seitig. Das hat zwei Konsequen-
zen: Zum einen sollte der Handel
mit CO2-Emissionszertifikaten zu
einer integrierten europäischen
und globalen Klimapolitik weiter-
entwickelt werden. Insbesondere

sollten die Emissionsgrenzen über
das Jahr 2020 hinaus fortgeschrie-
ben werden. Zum anderen sind Er-
satzinvestitionen im Energiesektor
notwendig, um bisher aus Atom-
kraft gewonnene Strommengen zu
kompensieren und den Rückgriff
auf CO2-schädliche fossile Ener-
gieträger zu vermeiden. Dabei
muss auch die Reduktion der geo-
strategischen Abhängigkeit des
Wirtschaftsstandorts Deutschland
von Energieimporten zum Kalku-
lationsfaktor werden. Diese Ziele
und den Ausbau erneuerbarer En-
ergien gilt es im Rahmen eines ko-
ordinierten nationalen und eu-
ropäischen Energieplans zu reali-
sieren. 

2. Nachhaltige 
Investitionsanreize schaffen 

Die Förderung erneuerbarer En-
ergien beinhaltet von der Politik
festgelegte Vergütungssätze, die in
der Anfangsphase des Ausbaus er-
neuerbarer Energiequellen helfen,
Lernkurveneffekte zu realisieren.
Mit der Weiterentwicklung und
dem Ausbau erneuerbarer Ener-
giequellen muss aber die staatliche
Förderpolitik nachhaltig ausge-
richtet werden. Dadurch werden
übermäßige Renditen oder eine
Überhitzung des Markts für ein-
zelne Energieträger sowie Kon-
flikte mit dem Europarecht ver-
mieden. Um das Ziel Energiewen-
de langfristig volkswirtschaftlich
effektiv und effizient zu erreichen,
ist Technologieneutralität in der
Förderung notwendig. 

3. Marktintegration 
erneuerbarer Energien
vorantreiben 

Bei Investitionen in erneuerbare
Energien und Energienetze ist auf
volkswirtschaftlichen Nutzen und
betriebswirtschaftliche Rentabi-
lität zu achten. Notwendige staatli-
che Anschubhilfen für erneuerbare
Energien müssen zeitlich befristet
und sukzessive als effiziente und
marktgerechte Vergütungssyste-
matik ausgestaltet werden. Dabei
gilt, dass Instrumente wie tem-
poräre garantierte Vergütungssät-
ze und Einspeisevorrang die
Marktintegration regenerativer
Energien auf der Basis innovativer
Technologien befördern können.
Grundsätzlich sollen jedoch er-
neuerbare Energien ohne Förde-
rung am Markt bestehen können.
Daher ist es wichtig, die Produzen-
ten erneuerbarer Energien sukzes-
sive an den Markt heranzuführen.
Dazu gehört insbesondere der ver-
stärkte Einsatz von Direktver-
marktungsinstrumenten sowie die
intelligente Integration in die
Stromnetze, unter anderem durch
die Verpflichtung der Ansteuerbar-
keit von größeren EE-Anlagen zur
Vermeidung von Netzüberlastun-
gen zu Spitzenzeiten. 

4. Bestandsschutz
vollständig garantieren 

Für bestehende Investitionen in
bereits genehmigte und in ihrem
Planungsstand fortgeschritte-
ne Projekte müssen gesetzliche
Vergütungszusagen weiterhin ga-
rantiert bleiben. Es darf keine
nachträgliche Kürzung oder Be-
steuerung bereits zugesagter För-
derungen geben. Der Bestands-
schutz ist Grundvoraussetzung für
das Vertrauen von Bürgern, Unter-
nehmen und Investoren in die 
Energiewende. Deshalb müssen
staatliche Zusagen für bestehende
EE-Anlagen unbedingt eingehal-
ten werden. 

5. Kosten und Nutzen der
erneuerbaren Energien
gleichmäßig verteilen 

Der gesamtwirtschaftliche Nut-
zen der erneuerbaren Energien ist
langfristig deutlich höher als die
verursachten Mehrkosten. Um die
gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Akzeptanz der Energiewende
nicht zu gefährden, sollten Kosten
und Nutzen angemessen auf die
Beteiligten verteilt werden. Das
gilt sowohl für die Produzenten-
als auch die Verbraucherseite. Zu-
dem müssen Nutzungskonkurren-
zen zwischen den Agrar- und En-
ergiesektoren sowie einseitige
Technologieförderungen auf Dau-
er vermieden werden. 

6. Zukunftstechnologien 
entwickeln und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken 

Technischer Fortschritt bei der
Speicherung überschüssigen
Stroms und ungenutzter Wärme ist
für die Energiewende unabding-
bar. Hierzu müssen Forschung und
Entwicklung im Energiebereich
intensiviert werden. Gleichzeitig
müssen intelligente Netze aufge-
baut werden, die eine Nachfrage-
anpassung an die volatile regene-
rative Energieerzeugung ermögli-
chen. Dadurch kann die deutsche
Technologieführerschaft im Be-
reich der erneuerbaren Energien
gesichert und der Wirtschafts-
standort gestärkt werden. 

7. Dezentrale Strukturen 
für stabile Stromeinspeisung 
erhalten und fördern

Eine wesentliche Herausforde-
rung bei der Energiewende ist es,
die Auswirkungen volatiler Strom-
erzeugung auf die Versorgungsla-
ge zu begrenzen. Technologie-
und wetterbedingt unterliegen Er-
neuerbare-Energie-Anlagen teils
starken Schwankungen in der Er-
zeugungsleistung. Diese Schwan-
kungen können jedoch durch de-
zentrale Erzeugungsstrukturen mi-

nimiert werden. Mit einer geogra-
fischen Verteilung der Stromer-
zeugung auf viele Standorte lassen
sich lokal auftretende Leistungs-
schwankungen kompensieren. Die
dezentralisierte Stromerzeugung
und ihre Integration in ein über-
geordnetes Energietransfersystem
muss deshalb ein Ankerpunkt des
koordinierten nationalen und eu-
ropäischen Energieplans sein. 

8. Regionale Wertschöpfung
erneuerbarer Energiequellen
fördern

Dezentrale Erzeugungsstruktu-
ren ermöglichen es, die regionale
Wertschöpfung um den energie-
wirtschaftlichen Leistungserstel-
lungsprozess zu erweitern. Regio-
nen können wirtschaftlich profitie-
ren, indem sie bisher importierte
Energie durch heimische, erneuer-
bare Energiequellen ersetzen. Im
Rahmen von Maßnahmen der
Landesentwicklung sind dezentra-
le Erzeugungsstrukturen deshalb
gezielt zu integrieren.

9. Versorgungssicherheit 
gewährleisten 

Der Ausbau von Netzinfrastruk-
tur und Erzeugungskapazitäten
sollte durch eine netzkompatible
Gesamtplanung erfolgen. Hierbei
sind nationale und europäische
Planungen zu verzahnen. Bei der
Integration der erneuerbaren Ener-
gien in bestehende Netze sind Ver-
sorgungssicherheit und Systemsta-
bilität als vorrangige Kriterien zu
berücksichtigen. 

10. Anstrengungen für
Energieeffizienz und 
-einsparung intensivieren

Ein wesentlicher Beitrag zur
Energiewende ist die Senkung
des Primärenergieverbrauchs.
Zentrale Stellschrauben hierfür
bieten der Verkehrssektor und der
Raumwärmebedarf. Entsprehend
gilt es, eine wesentlich höhere
Primärenergieeffizienz zu reali-
sieren, als dies bislang der Fall ist.
Hier sind ambitionierte Ziele zu
definieren und ihre Erreichung

durch steuerliche Anreize und ein
stringentes, mit dem Ordnungs-
rahmen der Sozialen Marktwirt-
schaft kompatibles Förderange-
bot zu unterstützen.

11. Solar- und Abwärme 
effizient in den 
Energiekreislauf integrieren 

Die Weiterverwendung und
Speicherung von Solar- und Ab-
wärme mit Hilfe der Kraft-Wär-
me-Kopplung birgt Möglichkei-
ten, ungenutzte Energie effizient in
den Energiekreislauf zu integrie-
ren. Dadurch lässt sich der Pri-
märenergieverbrauch erheblich re-
duzieren. In Deutschland muss
deswegen Kraft-Wärme-Kopp-
lung weiter ausgebaut werden,
um noch nicht realisierte Effizi-
enzpotenziale zu nutzen. 

12. Aktive Bürgerbeteiligung
fördern und 
Verwaltungsverfahren
transparent gestalten 

Die Energiewende kann nur mit
einer aktiven Teilhabe breiter Be-
völkerungsschichten gelingen.
Insbesondere ein beschleunigter
Netzausbau bedarf der breiten ge-
sellschaftlichen Unterstützung und
Akzeptanz. Bürgerenergieprojekte
ermöglichen eine aktive Beteili-
gung der Menschen an der erneu-
erbaren Energieerzeugung sowie
ihrer Distribution und damit an der
regionalen Wertschöpfung. Für sie
gilt es weiter zu werben. 

Zudem muss die Bildung ge-
nossenschaftlicher Netzwerkstruk-
turen forciert werden. Sie bieten
die Möglichkeit, Bürgerenergie-
projekte und dezentrale Energieer-
zeugung durch Unternehmen zum
volkswirtschaftlichen Nutzen zu-
sammenzuführen. 

Wichtigste Voraussetzung für
die gesellschaftliche Akzeptanz
der Energiewende sind transparen-
te Prozesse auf allen Ebenen. Die
Erteilung von Genehmigungen
und die Zusammenarbeit der Bun-
desländer im Bereich Netzinfra-
struktur müssen deshalb nachvoll-
ziehbar sein und die Anliegen der
Bürger einbinden.
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Der stärkste
Energiemix

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom

Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

Damit Kaufbeuren
vorne bleibt 

Offizieller Start für das Bio-Erdgas-Blockheizkraftwerk
in Kaufbeuren

Kaufbeurens Oberbürgermeister Stefan Bosse, Bezirkstagspräsi-
dent Jürgen Reichert und Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer
erdgas schwaben haben vor dem Blockheizkraftwerk symbolisch
den Startknopf für den neuen Betrieb mit Bio-Erdgas gedrückt.
„Mit der Umstellung auf Bio-Erdgas investiert erdgas schwaben in
die Zukunft der Region“, so Klaus-Peter Dietmayer, „wir sorgen
dafür, dass die Leistungsfähigkeit des Kraftwerks verdoppelt wird,
bei gleichzeitiger Maximierung des Klimaschutzes.“ 

„Ich freue mich, dass eine na-
gelneue Anlage installiert ist, die in
der Lage ist, zur Netzstabilität bei-
zutragen und deswegen ist das ein
guter Tag für Kaufbeuren und für
das Ostallgäu“, so Stefan Bosse.
Jürgen Reichert lobte, dass erdgas
schwaben mit einer Investition
von 2,3 Millionen Euro nicht nur
das Kraftwerk effizienter und leis-
tungsfähiger gemacht hätten, son-
dern auch der Umwelt einen
großen Gefallen getan hätte, denn
das Bio-Erdgas, das erdgas schwa-
ben selber erzeugt, ist nahe an der
Null-Emissionsgrenze.

Das BHKW von erdgas schwa-
ben erzeugt fast 10.000 MWh und
damit doppelt so viel Energie, wie
vorher als Biomasse-Heizkraft-
werk. Es ist in der umgebauten
Form deutlich sparsamer, da der
Preis für Holzhackschnitzel enorm

gestiegen ist. Das Bio-Erdgas-
Blockheizkraftwerk wird künftig
so viel Strom produzieren, dass
damit der Bedarf von knapp 2600
vierköpfigen Familien, die in Ein-
familienhäusern wohnen, gedeckt
werden könnte. Gleichzeitig pro-
duziert es Wärme für knapp 900
Familien. In der Praxis heizt das
Kraftwerk in erster Linie das Be-
zirkskrankenhaus Kaufbeuren.
Der Umbau vom Hackschnitzel-
Heizkraftwerk zum Bio-Erdgas-
BHKW wird noch in dieser Heiz-
periode abgeschlossen. Noch im
Dezember wird es seinen Betrieb
aufnehmen. 

Das Bezirkskrankenhaus Kauf-
beuren wurde 1876 eingeweiht.
Heute ist es ein modernes Fach-
krankenhaus für Psychiatrie, Psy-
chotherapie, Psychosomatik und
Neurologie.

Von links: Stefan Bosse, Oberbürgermeister Stadt Kaufbeuren,
Klaus-Peter Dietmayer, Geschäftsführer erdgas schwaben,
Jürgen Reichert, schwäbischer Bezirkstagspräsident.

BIOGAS–Jahrestagung & Fachmesse in Nürnberg:

Branche im Wandel
Die 23. BIOGAS Jahrestagung und Fachmesse, die derzeit turnus-
gemäß im Messezentrum Nürnberg unter dem Motto „Dynamisch,
flexibel und verlässlich – Biogas kann’s“ stattfindet, wird an den Er-
folg der letzten Jahre anknüpfen können: Über 400 Aussteller prä-
sentieren auf mehr als 17.000 m² die neuesten Entwicklungen der
Biogaserzeugung und diskutieren aktuelle Trends der Branche. Die
Fachmesse läuft wie jedes Jahrparallel zurBIOGAS Jahrestagung,
auf der kompetente Fachreferenten im Plenum und in Workshops
über die neuesten Entwicklungen in der Branche berichten. 

In der Biogasbranche herrschen
gemischte Gefühle: Zwar progno-
stiziert der Fachverband Biogas
e.V. für das laufende Jahr einen
Ausbau der Biogasleistung um
rund 180 Megawatt elektrisch. Je-
doch werde der überwiegende Teil
des Leistungszuwachses erstmals
durch Repowering und Erweite-
rungsmaßnahmen und nicht durch
Anlagenzubau erfolgen. 

Spiegelbild

Horst Seide, Präsident des Fach-
verbandes Biogas e.V., bezeichnet
die BIOGAS 2014 als ein „Spie-
gelbild der aktuellen Lage“: Als
speicherbarer Energieträger werde
die Biogasnutzung im Zuge der
Energiewende eine ganz besonde-
re Rolle spielen; um deren Poten-
ziale aber voll ausschöpfen zu
können, bedürfe es deutlicher Sig-
nale aus der Politik. Diese lassen
derzeit allerdings auf sich warten.
Zwar bleibt der weitere Ausbau
der Ökostromerzeugung erklärtes
Ziel der Koalitionsparteien, in der
praktischen Umsetzung lässt sich
dieses Vorhaben allerdings nur er-
ahnen. „Wenn die neue Bundesre-
gierung die Energiewende tatsäch-
lich schaffen will, dann muss sie
dafür auf Biogas setzen. Die Ak-
teure der Biogasbranche stehen
bereit und warten auf das ‚Go‘ aus
Berlin“, betont Seide. 

Das breite Angebotsspektrum
präsentiert Hersteller von Biogas-
anlagen und Anlagenkomponen-
ten und widmet sich in Zeiten der
Energiewende Themen rund um
das Erneuerbare Energien Gesetz
(EEG) und die Gewinnung und
Bereitstellung von Ökostrom
durch Biomasse und Energie-
pflanzen. Dienstleister, Wissen-
schaftler, Anlagenbetreiber und
Anlagenhersteller treffen sich zum
Austausch über die neuesten
Markttrends und Technologien.

Prozesskette

Gezeigt wird die komplette Pro-
zesskette kompakt an einem Ort.
Dort werden die neuesten Biogas-
anlagen, Gasspeicher und Fermen-
ter, Anlagen und Geräte für Sub-
strataufbereitung und Landma-
schinen präsentiert. Außerdem
geht es um das Separieren, Do-
sieren, Wägen, Rühren, Pumpen,
Gärproduktaufbereitung oder Gas-
analytik und Erntetechnik.

Wie umfassend der Informati-
onsbedarf von Herstellern, Anla-
genbetreibern und Dienstleistern
ist, spiegelt das breit gefächerte
Programm der Jahrestagung wi-
der. In Plenarvorträgen referieren
renommierte Fachexperten zu vier
definierten Leitthemen, während
die parallel stattfindenden Works-
hops (rechtlicher Rahmen für Er-

richtung und Betrieb von Biogas-
anlagen, hygienische Anforderun-
gen an den Betrieb von Biogasan-
lagen, Export in die Europäische
Union und USA sowie  EEG
2012) die Möglichkeit zu einer
vertieften und proaktiven Diskus-
sion bieten. Die Leitthemen 2014
sind: Biogas in der Energiewen-
de, Weiterentwicklung von Anla-
genkonzepten, Neue Herausfor-
derungen bei Umwelt und Sicher-
heit sowie International: Zukunft
im Export. DK

Effizienz steigern – 
Energieverbrauch senken

Der hochwertige und emissionsarme Brennstoff Erdgas ist mit re-
generativer Energie kombinierbar und mit innovativerTechnik zu-
kunftsfähig nutzbar. Erdgas ist mit derrichtigen Technik besonders
effizient und eröffnet dem Verbraucher vielfältige Möglichkeiten –
auch für Förderungen. (Ausführliche Info unter www.erdgas-
schwaben.de. Die besten Fördermöglichkeiten sind unter www.erd-
gas-schwaben.plusfoerdermittel.de/ zu finden).
Werlangfristig sparen und gleichzeitig derUmwelt klimaschädliches
CO2 ersparen will, ersetzt seinen veralteten Heizkessel - beispielswei-
se mit moderner Erdgas-Brennwerttechnik, denn die nutzt auch die
Wärme aus Abgasen, die bei älteren Geräten einfach im Schornstein
verraucht. Das spart bis zu 40 % Energie und kann sich schon in we-
niger als fünf Jahren rechnen. Ideal ist die Kombi Erdgas und Solar:
Bei der Warmwasserbereitung sind durch die kostenlose Kraft der
Sonne bis zu 60 % Ersparnis möglich. Sonnenenergie kann auch un-
terstützend für eine Fußbodenheizung eingesetzt werden.
Kompakte erdgasbetriebene Blockheizkraftwerke (BHKWs) er-
möglichen eine maximal effiziente Strom- und Wärmeerzeugung vor
Ort. Ob im Privathaushalt oderGewerbebetrieb: Mit Kraft-Wärme-
Kopplung wird Energie optimal genutzt. Hausbesitzersollten prüfen
lassen, ob sich für sie ein Mikro-BHKW, betrieben mit Erdgas oder
Bio-Erdgas, lohnt. erdgas schwaben fördert das kleine Kraftwerk, es
spart rund 30 % Primärenergie, bei einem bis zu 60 % geringerem
CO2-Ausstoß – und ist dabei kleiner als eine Waschmaschine. Die
Kombi BHKW und Bio-Erdgas ist besonders umweltschonend.

Wärmebilder zeigen deutlich, wo gespart werden kann

Ist die Technik auf dem Stand der Zeit und trotzdem der Energie-
verbrauch zu hoch, verpufft vermutlich Wärme ungenutzt. Die
Infrarotthermografie findet zuverlässig Energieverluste oder Käl-
tebrücken an Gebäuden infolge baulicher Mängel. Mit einer In-
frarotkamera (siehe Bild) werden Schwachstellen sichtbar ge-
macht, um sie gezielt zu beseitigen. Generell sollte man Wärme-
dämmung für Außenwände, Dachraum, Keller, Heizungsrohre
und Armaturen vorsehen, wärmeschutzverglaste Fenster ein-
bauen und Rollläden anbringen.

vbw Energiewende-Monitoring: 

Die Situation
hat sich verschärft 

Präsident Gaffal: „Bayern braucht einen
‚Plan B‘ für die Stromversorgung nach 2015“

Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. hat ihr
zweites Energiewende-Monitoring vorgelegt. Die wissenschaftliche
Untersuchung, die die Prognos AG im Auftrag der vbw durchge-
führt hat, kommt zu dem Schluss: Die Situation hat sich im Ver-
gleich zu 2012 weiter verschärft. „Das vbw Monitoring zeigt, dass
die Lage vor allem in Hinblick auf die Versorgungssicherheit und
die Strompreisentwicklung für den Freistaat kritischer geworden
ist“, erklärte vbw-Präsident Alfred Gaffal. 

„In Bayern haben wir nach der
Stilllegung des Kernkraftwerks
Grafenrheinfeld schon in zwei
Jahren ein Versorgungsproblem.
Es ist zu befürchten, dass Bayern
zu diesem Zeitpunkt wegen feh-
lender Leitungen und Reserve-
kraftwerke den benötigten Strom
weder aus anderen Regionen
Deutschlands noch aus dem Aus-
land beziehen kann. Bis die
Thüringer Strombrücke voraus-
sichtlich erst 2017 steht, brauchen
wir einen ‚Plan B‘. Wir appellieren
an die Staatsregierung, die Ver-
sorgungssicherheit zu gewährlei-
sten“, betonte Gaffal. 

Strompreise bereiten Sorge

Außerdem bereiten der vbw die
steigenden Strompreise große Sor-
ge. „Bei uns zahlt die Industrie 50
Prozent mehr als in Frankreich
und mehr als doppelt so viel wie 
in den USA. Viele Unternehmen
überlegen, ihren Standort wegen
der hohen Strompreise ins Aus-
land zu verlagern. Wir brauchen
dringend international wettbe-
werbsfähige Strompreise. Die neue

Bundesregierung und die Bayeri-
sche Staatsregierung müssen jetzt
handeln.“ 

Wichtiges Bekenntnis

Für gut und wichtig hält der
vbw-Präsident das Bekenntnis im
Koalitionsvertrag zu Ausnahmen
der energieintensiven Industrie
von der EEG-Umlage. Gaffal kri-
tisierte aber, dass die notwendigen
Veränderungen des EEG im Ko-
alitionsvertrag nicht geklärt sind
und die degressive Abschreibung
für die energetische Gebäude-
sanierung nicht enthalten ist. 

„Die steuerliche Abschreibung
ist das wirkungsvollste Mittel, die
energetische Gebäudesanierung
anzukurbeln und damit den Ener-
gieverbrauch massiv zu senken.
Gleichzeitig ist sie ein Konjunk-
turprogramm. Die Wertschöpfung
bleibt fast ausschließlich in
Deutschland und damit finanzie-
ren die steuerlichen Mehreinnah-
men die Ausgaben. Ich kann nur
appellieren, dass da noch ein Um-
denken stattfindet“, machte Gaffal
deutlich.
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Kurt Krömer, Erster Bürgermeister der Stadt Stein (r.) mit Nor-
man Villnow, Geschäftsführer der N-ERGIE Kraftwerke GmbH
vor dem Häcksler auf dem Gelände der Stadtgärtnerei Stein.

Brennstoff aus der
unmittelbaren Nachbarschaft

Grünschnitt der Stadt Stein für Biomasse-Heizkraftwerk
der N-ERGIE

Die Stadt Stein stellt der N-ERGIE künftig ihren Grünschnitt als
Brennstoff für das Biomasse-Heizkraftwerk in Nürnberg Sand-
reuth zurVerfügung. Als erstes Mitglied aus der Kommunalen Alli-
anz Biberttal-Dillenberg, zu der sieben Kommunen im südlichen
Landkreis Fürth gehören, hat Stein mit der N-ERGIE Kraftwerke
GmbH, einem Tochterunternehmen der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, eine Vereinbarung zur Verwertung des Landschaftspflege-
materials geschlossen. 

Die Kooperation bringt für bei-
de Seiten ökologische und ökono-
mische Vorteile: Die Kommune
spart Aufbereitungs-, Entsorgungs-
und Transportkosten und die N-
ERGIE profitiert von kurzen An-
fahrtswegen und sichert sich
Brennmaterial aus der unmittelba-
ren Nachbarschaft.

„Es freut mich, dass die Stadt
Stein mit dieser Kooperation einen
ökologischen Beitrag zum Betrieb
des Biomasse-Heizkraftwerkes lei-
sten kann. Gleichzeitig sparen wir
uns die Kosten für das Häckseln
des gesammelten Grüngutes“, so
Steins Erster Bürgermeister Kurt
Krömer. „Als Sprecher der Kom-
munalen Allianz Biberttal-Dillen-
berg werde ich dieses Thema auch
in die Allianz mit einbringen und für
dieses Projekt werben.“

Auf dem Gelände ihrer Stadt-
gärtnerei sammelt die Stadt Stein
privat angeliefertes Grüngut sowie

Grün-, Strauch- und Baumschnitt
aus der öffentlichen Straßen- und
Wegepflege. Das holzartige Mate-
rial wird getrennt gelagert, gehäck-
selt und anschließend mehrmals
pro Jahr in das rund acht Kilometer
entfernte Biomasse-Heizkraftwerk
der N-ERGIE nach Nürnberg ge-
bracht. Insgesamt können pro Jahr
voraussichtlich rund 200 Tonnen
brennbares Material aus der Stadt
Stein verwertet werden.

Im Biomasse-Heizkraftwerk der
N-ERGIE werden pro Jahr rund
51.000 Tonnen überwiegend na-
turbelassene Hackschnitzel aus
Waldrestholz sowie aus der Land-
schaftspflege, die primär aus der
Region stammen, verfeuert. Die
Anlage erzeugt in einem hoch-
effizienten Kraft-Wärme-Kopp-
lungs-Prozess gleichzeitig Strom
und Fernwärme mit einem
Brennstoff-Nutzungsgrad von
über 85 Prozent.

Energiegenossenschaft stößt 
auf große Resonanz 

Mehr als 800 Bürger interessieren sich für Energiewendepakete 
der LEW BürgerEnergie eG - Limitiertes Angebot für Fotovoltaikpark Bobingen

Das Angebot der neu gegründeten Genossenschaft LEW Bürger-
Energie eG stößt auf enormes Interesse bei den Bürgern in der Re-
gion: Seit dem Start des Angebots Mitte November haben mehr als
800 Bürger aus der Region Interesse an den Energiewendepaketen
der LEW BürgerEnergie eG angemeldet. Die Gesamtsumme der
Interessenbekundungen bewegt sich im mittleren siebenstelligen
Bereich. Mit diesem Volumen wird das erste Projekt derLEWBür-
gerEnergie eG, der Fotovoltaikpark in Bobingen, finanziert. 

Stefan Ziegler, Vorstandsmit-
glied der BürgerEnergie eG, Bo-
bingens Bürgermeister Bernd
Müller und LEW-Vorstandsmit-
glied Norbert Schürmann riefen
deshalb insbesondere die Bobin-
ger Bürger dazu auf, sich bei Inter-
esse möglichst bald mit der Ener-

der der Energiegenossenschaft ha-
ben nun das Recht, über die Ener-
giezukunft der Region mitzube-
stimmen. Jeder Anteilsschein hat
in der Genossenschaft eine eigene
Stimme. Die Idee der ,Bürgerener-
gie‘ wird mit dem Genossen-
schaftskonzept wortwörtlich um-

gesetzt“, erklärte
B ü rg e r m e i s t e r
Bernd Müller.

Interessierte Bür-
ger können sich mit
dem Erwerb von
„Energiewendepa-
keten“ zu je 1.000
Euro an der LEW
BürgerEnergie eG.
beteiligen. Drei Vier-
tel davon werden als
Darlehen für Ge-
nossenschaf t s -
projekte mit 3,5
Prozent pro Jahr
verzinst. Mit dem
Restbetrag erwer-
ben die „Energie-
bürger“ Genossen-
schaftsanteile. Alle
Mitglieder der LEW
BürgerEnergie eG
sind über Ausschüt-
tungen darüber hin-
aus direkt am er-
zielten Gewinn der
Genossenschafts-
projekte beteiligt.

„Die Vielzahl der
eingegangenen Interessensbekun-
dungen zeigen, wie hoch der Zu-
spruch bei den Bürgern ist, sich
als ,Energiebürger’ zu engagie-
ren: Werden alle eingegangenen
Beteiligungswünsche in voller
Höhe realisiert, wäre damit das
erste große Projekt der Bürgerge-
nossenschaft weitgehend finan-
ziert“, hob Stefan Ziegler, Vor-
standsmitglied der LEW Bürger
Energie eG hervor. 

Weitere Projekte in Planung

Der Solarpark in Bobingen ist
das erste Projekt der LEW Bür-
gerEnergie eG: Der rund 11 Hek-
tar große Solarpark Bobingen lie-
fert pro Jahr etwa 6,6 Millionen
Kilowattstunden elektrische Ener-

gie. Das ist genügend Strom, um
fast 2.000 Privathaushalte ganz-
jährig mit umweltfreundlicher En-
ergie zu versorgen. Weitere Pro-
jekte der Energiegenossenschaft in
der Region sind bereits in der Pla-
nung. Initiiert wurde die LEW
BürgerEnergie eG von den Lech-
werken. So kann die Energiege-

nossenschaft auf die langjährige
Energiekompetenz der Lechwerke
zurückgreifen, aber trotzdem frei
und selbstbestimmt bei ihren Akti-
vitäten agieren.

„Wir haben das Genossen-
schaftsmodell angestoßen, weil da-
mit alle Bürger von der Energie-
wende profitieren können – auch
wenn sie selbst keine Möglichkeit
haben, regenerativ Strom zu er-
zeugen“, so LEW-Vorstandsmit-
glied Norbert Schürmann. „Eine
erfolgreiche Energiewende in der
Region funktioniert nur gemein-
sam mit dem Engagement der
Menschen vor Ort. Das Modell
Bürgergenossenschaft bietet dafür
eine ideale Möglichkeit.“

Von rechts: Stefan Ziegler, Vorstandsmitglied
der BürgerEnergie eG, Bobingens Bürgermei-
ster Bernd Müller und LEW-Vorstandsmit-
glied Norbert Schürmann. Bild: LEW/Funck

giegenossenschaft in Verbindung
zu setzen – für sie ist ein festes
Kontingent vorgesehen. Am 10.
Dezember startete die Bürger
Energie mit dem Versand der Ver-
tragsunterlagen. 

Wörtliche Umsetzung

„Die Bürgergenossenschaft gibt
jedem Einzelnen nicht nur die
Möglichkeit, ein Energieprojekt
wie den Solarpark Bobingen fi-
nanziell zu unterstützen. Eine so
genannte ,Bürgerenergie‘-Anlage,
also die mehrheitliche Beteiligung
der Menschen aus der Region, war
Grundlage unserer Entscheidung,
dieses Projekt im Rahmen der ge-
meindlichen Planungshoheit auf
den Weg zu bringen. Die Mitglie-

VKU-Verbandstagung in Berlin:

Kommunale 
Strukturen verteidigen

Mit rund 1.000 Gästen wardie VKU-Verbandstagung in Berlin ein-
mal mehr der zentrale Treffpunkt der deutschen Kommunalwirt-
schaft. VKU-Präsident Ivo Gönner sprach von einer „Renaissance
der Kommunalwirtschaft“. Viele Bürger wünschten sich im Be-
reich der Daseinsvorsorge eine starke Rolle der Kommunen. 

Landauf, landab hat sich das bei
vielen Rekommunalisierungen ge-
zeigt“, berichtete Gönner: 81 neue
Stadtwerke wurden gegründet,
197 Konzessionen von Privaten
übernommen. „Das ist Rücken-
wind für unsere Arbeit, denn wir
kennen die Vorteile einer starken
Kommunalwirtschaft nur zu gut:
Kommunale Unternehmen arbei-
ten transparent, sie bezahlen fair,
haben die wirtschaftlichen und
ökologischen Interessen ihrer Re-
gion im Blick und sie sorgen für
Arbeitsplätze und Aufträge in der
Region. Allein unsere Mitglieds-
unternehmen beschäftigen mehr
als 250.000 Menschen, erwirt-
schaften mehr als 106 Milliarden
Euro Umsatzerlöse und investie-
ren über zehn Milliarden Euro. In
der Erbringungen essentieller In-
frastrukturdienstleistungen sind sie
ein wichtiges Rückgrat für den
Wirtschaftsstandort Deutschland.“ 

Gleichzeitig mahnte der VKU-
Präsident, dass die neue Bundesre-
gierung die kommunalen Struktu-
ren in Brüssel verteidigen müsse.
„Bei uns hat sich in über 100 Jah-
ren eine Tradition gut funktionie-
render kommunaler Daseinsvor-
sorge entwickelt, die nicht in die
Mühlen eines falsch verstandenen
Konzepts des europäischen Bin-
nenmarkts kommen darf.“ Aus
Brüssel wünsche er sich die Be-
achtung des Subsidiaritätsprinzips
und keine Reglementierungen zu
Toilettenspülungen oder Dusch-
köpfen. 

VKU-Hauptgeschäftsführer
Hans-Joachim Reck ergänzte, dass
es Aufgabe der nationalen Politik
sei, die Ziele aus Brüssel umzuset-
zen und dass er sich im Energie-
sektor entschlossenes Handeln
wünsche: „Ob die Energiewende
sicher und zu vertretbaren Kosten
gelingt oder nicht, entscheidet sich
in dieser Legislaturperiode.“ Mit
Blick auf die vorliegenden Ver-
handlungsergebnisse zeigte er sich
optimistisch, dass die Energiewen-
de gelingen kann. 

Reck zeigte sich zufrieden da-
mit, dass sich die Koalition klar
zur Kraft-Wärme-Kopplung be-
kennt. Die Rahmenbedingungen
müssten jetzt schnell der Entwick-
lung angepasst werden, damit die-
se hocheffiziente Technologie
zukünftig eine noch stärkere Säule
der Energiewende sein kann. Reck
lobte weiter, dass für die Verteil-
netze immerhin die Notwendig-
keit von enormen Investitionen für
die intelligente Integration der er-
neuerbaren Energien gesehen wird
und dafür Rahmenbedingungen
geschaffen werden sollen. 

Klarheit forderte Reck beim
Thema Fracking: Hier würden
eindeutige gesetzliche Regelun-
gen, die den klaren Vorrang des
Gewässerschutzes festschreiben,
benötigt. Auch in der Abfallwirt-
schaft sieht Reck politischen
Handlungsbedarf: „Es wird Zeit,

die Verpackungsentsorgung neu
zu regeln. Die ist, so wie sie derzeit
praktiziert wird, ökologisch ineffi-
zient, administrativ unheimlich
komplex und intransparent.“ Es
habe sich nicht bewährt, mit der
Verpackungsentsorgung ein Paral-
lelsystem zur kommunalen Abfall-
sammlung zu halten. 

Nach Recks Dafürhalten soll die
angekündigte Novellierung des
Wertstoffgesetzes dazu genutzt
werden, die wenig praktikable
Trennung von kommunaler und
privater Zuständigkeit aufzuhe-
ben: „Die Kommunen können und
wollen in Zukunft die gesamte
Verantwortung für die gesamte
Wertstofferfassung übernehmen.
Eine Abfallwirtschaft aus einer
Hand ist dem Bürger auch besser
zu vermitteln.“ 

Innovationspreis

Zum dritten Mal verlieh der
VKU auf seiner Verbandstagung
den VKU-Innovationspreis. Dabei
wurden wieder Unternehmen aus
den Sparten Energie-, Wasser/Ab-
wasser- sowie Abfallwirtschaft
und Straßenreinigung für ihre in-
novativen und zukunftsweisenden
Ideen geehrt. 

Der Preis in der Kategorie Ener-
giewirtschaft ging an die Stadtwer-
ke Saarlouis GmbH für das Haus-
Held-System. Dabei handelt es
sich um ein technisch sehr leicht
handhabbares Gerät, das hilft, En-
ergiesparpotenziale im Haushalt
zu identifizieren. Das Gerät wird
kostenfrei an Haushalte vergeben.

In der Kategorie Wasser/Ab-
wasser wurde das Unternehmen
Hamburg Wasser für sein Projekt
HAMBURG WATER Cycle aus-
gezeichnet. Hierbei handelt es sich
um ein innovatives Entwässe-
rungs- und Energiegewinnungs-
konzept, mit dem aus Abwasser
Energie für 770 Wohneinheiten
gewonnen werden kann. 

Der Innovationspreis in der Ka-
tegorie Abfallwirtschaft wurde an
den Ibbenbürener Bau- und Servi-
cebetrieb (Bibb) vergeben. Der
Betrieb wurde damit für sein Pro-
jekt der Eigenenergieerzeugung
und Eigenverwertung kommuna-
ler Infrastrukturabfälle geehrt. 

Erstmals verlieh der VKU einen
Sonderpreis, der an den Entsor-
gungsverband Saar (EVS) ging,
für deren Projekt zur grenzüber-
schreitenden Abfallentsorgung
und -verwertung, das in Koopera-
tion mit dem französischen Abfall-
unternehmen Sydème durchge-
führt wird. Laut Präsident Gönner
hat dieses Projekt für den VKU ei-
nen besonders hohen politischen
Symbolwert. „Hier werden bis-
lang regional und kommunal be-
grenzte Entsorgungsstrukturen
grenzüberschreitend erweitert und
zwischenstaatliche Synergien ge-
schaffen“, erklärte Gönner die Ent-
scheidung für den Sonderpreis.DK

Geothermie:

Wesentlicher Baustein
der Energieversorgung

Im Koalitionsvertrag verweisen CDU und SPD auf die Bedeutung
grundlastfähiger Energieerzeugung. Es ist angedacht, dass die Er-
zeuger von schwankenden Erneuerbaren Energieträgern einen
Grundlastanteil garantieren müssen. „Woher der Grundlaststrom
kommen soll, wird offen gelassen. Denkt man aber die Idee der
Stromwende konsequent zu Ende, muss Grundlaststrom aus Er-
neuerbaren Energien stammen“, fordert der Präsident des Bun-
desverbandes Geothermie, Erwin Knapek.

Der Untergrund bietet ein großes
Potenzial zur Wärme- und Strom-
produktion. Sie ist dezentral und er-
neuerbar sowie jederzeit und kons-
tant verfügbar. Aufgrund der
Grundlastlastfähigkeit müssen beim
Ausbau von Geothermiekraftwer-
ken keine Speicher und neuen Net-
ze gebaut werden. „Nur wenn Geo-
thermiekraftwerke als wesentlicher
Baustein der Energieversorgung
ernstgenommen werden, kann die
Energiewende kostengünstig ge-
staltet werden“, stellt Knapek klar.

Zentrale Rolle

Die Vorteile der Geothermie fin-
den auch bei den politischen Ent-
scheidungsträgern Beachtung. Die

SPD-Abgeordnete Kirsten Lüh-
mann kennt die Chancen der Geo-
thermie aus Ihrer Heimat Celle:
„Wir benötigen neben Wind- und
Solarstrom auch grundlastfähige
Energieerzeuger. Das haben wir
im Koalitionsvertrag betont. Diese
sollten idealerweise erneuerbaren
Ursprungs sein. Daher wird die
Geothermie  in Zukunft eine zen-
trale Rolle spielen. Insbesondere in
meinem Wahlkreis sehe ich, wel-
che Vorteile Kommunen von der
Erdwärme haben können und wie
der Ausbau von Geothermieanla-
gen die kommunale Wertschöp-
fung fördert. Dadurch profitieren
natürlich auch die Menschen in un-
serer Region direkt und indirekt
von dieser neuen Technologie.“

Solarpark Immenstetten eröffnet
Grammer Solar macht zusammen mit der Stadt Amberg und den
Stadtwerken vor, wie die Energiewende von unten funktioniert. Auf
einer Fläche von 8.700 qm entstand im Industriegebiet Nord auf
dem Gelände der aufgelassenen Mülldeponie der Stadt Amberg ein
Solarpark mit 2.720 Modulen und einer Spitzenleistung von 
680 kWp. Seit geraumer Zeit wird nun im Industriegebiet Nord
umweltfreundlicher Solarstrom produziert. Bereits vor zehn Jah-
ren gründeten die Stadt Amberg, Grammer Solar und die Stadt-
werke Amberg die Solarstrom Bürgerbeteiligung Amberg GmbH
& Co. KG mit dem Ziel, mit Hilfe der Bürger Solarstromanlagen
auf öffentlichen Gebäuden oder Flächen zu erstellen und zu betrei-
ben und somit umweltfreundlichen Strom zu erzeugen. Aufgrund
derenorm hohen Bürgerbeteiligung konnten seit Gründung bereits
zwölf Projekte mit einer Gesamtleistung von etwa 1.000 kWp ver-
wirklicht werden, mit denen jährlich etwa eine Million kWh Strom
erzeugt werden.
Mindestens 20 Jahre lang speist der Solarpark Immenstetten nun
gemäß dem EEG Strom ein, der mit 15,69 Cent pro kWh vergütet
wird. „Das ist jetzt schon weniger, als heute Haushaltsstrom – der
jedoch mit einerVielzahl von Steuern und Umlagen belastet ist- ko-
stet“, betont Grammer Solar Geschäftsführer Wolfgang Dotzler
und widerspricht der Behauptung, die Solarbranche belaste die
Bürger unverhältnismäßig. „Die Solarenergie ist heute vielerorts
bereits konkurrenzfähig. Der überproportionale Anstieg der EEG-
Umlage erklärt sich mit dem Berechnungsmodus und mit den vie-
len Befreiungen für die Industrie.“ Der weitere Zubau von Solar-
anlagen sei nicht mehr teuer, sondern entlaste im Gegenteil die Ge-
sellschaft vor ökologischen Folgekosten.
UnserBild zeigt von links: Stadtwerke-GeschäftsführerDr. Stephan
Prechtl, Grammer-Solar-Geschäftsführer Wolfgang Dotzler und
OB Wolfgang Dandorfer.
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Weiterer Meilenstein von Rhein-Main-Donau AG und E.ON:

Aalschutz am Main beim 
Kraftwerk Gerlachshausen 

Rhein-Main-Donau AG investiert über 600.000 Euro
in das neuartige Aalabstiegssystem „Bottom Gallery®“ 

Das Mainkraftwerk Gerlachshausen der Rhein-Main-Donau AG
im Landkreis Kitzingen machte bis Mitte Dezember 2013 Stromer-
zeugungspause. Hintergrund war der Bau einer sogenannten Bot-
tom Gallery®. Beim Mainkraftwerk Gerlachshausen kommt nun
erstmals in Bayern eine Bottom Gallery® genannte Aalabstiegsan-
lage, bestehend aus einem Aalsammelrohr und einem aufwändigen
Bypasssystem um das Kraftwerk herum, zum Einsatz. Diese Fluss-
sohlen nahe, patentierte Konstruktion hat sich bereits in West-
deutschland (Kraftwerk Unkelmühle an der Sieg) als funktions-
fähig erwiesen. 

Die Installation der patentierten
Stahlschweißkonstruktion wird
die Fischdurchgängigkeit flussab-
wärts am Main spürbar verbessern
und damit einen wichtigen Beitrag
für die Entwicklung der Aalpopu-
lation leisten können, so dass sich
die Gesamtmenge der abwandern-
den Blankaale im Gewässer signi-
fikant erhöhen kann. Durch die
Anlage wird ein Beitrag zur Erfül-
lung der Europäischen Aalschutz-
richtlinien geleistet und gleichzei-
tig eine wesentliche ökologische
Verbesserung am Mainkraftwerk
Gerlachshausen der Rhein-Main-
Donau AG erreicht. 

Wolfgang Fischbacher, Proku-
rist und zuständig für die Millio-
nen-Investitionen der Rhein-Main-
Donau AG in die ökologischen

Verbesserungsmaßnahmen unter
anderem an ihren 29 Mainkraft-
werken betonte: „In den Bau die-
ses noch neuartigen Aalabstiegs-
systems investieren wir über
600.000 Euro. Damit setzen wir
einen weiteren Meilenstein neben
Catch & Carry, MIGROMATE®
für den aalschonenden Kraft-
werksbetrieb, Zickzackrohren und
Aalzählsystemen, um die Aal-
durchgängigkeit an unseren Anla-
gen am Main herzustellen und un-
ter wissenschaftlicher Begleitung
beständig zu optimieren.“ 

Wichtigster Partner bei all die-
sen Ökoprojekten ist E.ON, die als
betriebsführende Gesellschaft so-
wohl bei den Planungen als auch
bei der Umsetzung entscheidend
mitwirkt. Richard Berghoff, Leiter

Betrieb für die Flussgruppe Mitte
bei E.ON und damit auch zustän-
dig für die Betriebsführung aller
Mainkraftwerke, erläuterte: „Wir
haben Mitte September die Ge-
nehmigung für die Maßnahme er-
halten. Für die konstruktive Zu-
sammenarbeit mit allen am Ge-
nehmigungsverfahren beteiligten
Behörden und Verbänden darf ich
mich auch im Namen der Rhein-
Main-Donau AG sehr herzlich be-
danken.“

Der Einbau der Bottom Gal-
lery® mit ihren seitlichen An-
triebseinheiten und der Rohrlei-
tung (Bypass) für den Aalabstieg
erfolgte in Form einer aufklappba-
ren Sohlschwelle vor dem zwei-
teiligen Schutzrechen zum Turbi-
neneinlauf des Kraftwerks Gerlach-
hausen. Die Montage mittels Dü-
beltechnik fand auf der gesamten
Breite des Oberwasserkanals paral-
lel zur Rechenfläche in einem vor-
gelagerten Abstand von rund neun
Meter in offener Bauweise statt.

Wie der englische Name schon
sagt, handelt es sich um eine in
Fließrichtung durch einen Klappme-
chanismus zu öffnende Schwel-
le am Grund (der Sohle) des Turbi-
neneinlaufkanals in etwa sechs
Meter Tiefe. Die vor dem Rechen
gegen die Fließrichtung abdrehen-
den Blankaale können sich in dem
durch den Klappmechanismus
entstehenden Aalsammelrohr
sammeln. Über ein an der Kanal-
seitenwand verbautes Rohrlei-
tungssystem und einen Monito-
ringschacht gelangen die Blankaa-
le dann schadlos um das Krafthaus
und die Turbinen herum in das
Unterwasser des Kraftwerks. 

Funktionsprinzip 
der Bottom Gallery®

Basierend auf empirischen Un-
tersuchungen in den Niederlanden
und verschiedenen Rheinzuflüs-
sen zum Fluchtverhalten von
Blankaalen vor Schutzrechenanla-
gen in Turbinenzuflüssen wurde
die Bottom Gallery® als patentier-
te sohlennahe Bypassvorrichtung
für Blankaale entwickelt. 

Die typische Fluchtreaktion ei-
nes Aals vor einem Rechen bzw.
bei Berührung eines Rechens ist,
entgegen der Fließrichtung (ins
Oberwasser) und in Richtung
Flusssohle wegzuschwimmen.
Die Bottom Gallery® nutzt das
beobachtete Verhalten. Die Schutz-
funktion der Bottom Gallery® be-
steht daher in einer zum Rechen
hin offenen Sohlenschwelle, quasi
ein aufgeklapptes Sammelrohr,
das sich als Fluchtpunkt anbietet,
in dem sich die abwandernden Aa-
le sammeln. 

Nach einer im Monitoring-

schacht einstellbaren Zeitdauer
schließt sich das Sammelrohr vor-
sichtig, so dass die Aale keine Ver-
letzungen davontragen. Durch das
Öffnen einer seitlichen Verschluss-
kappe entsteht eine Strömungs-
spülung im Sammelrohr, die den
Aalen dann den Weg durch das
Bypasssystem weist und sie unbe-
schadet in das Unterwasser des
Kraftwerks um die Turbine herum
transportiert. Der Spülgang wird
automatisch gestartet. Die Spülfre-
quenz und die Spüldauer lassen
sich abhängig von der Menge der
wanderwilligen Aale einstellen.

Die Mainwasser-Durchfluss-
menge in der Bottom Gallery be-
trägt rund 50 Liter pro Sekunde.
Die Fließgeschwindigkeit im Sam-
melkanal und im Bypasssystem
(u. a. Kunststoff-Transportleitung
mit 25 cm Durchmesser) wird bei
rund einem Meter pro Sekunde
liegen.

Regulärer Betrieb 

Die Bottom Gallery® arbeitet in
zwei Betriebszuständen: 
1. Sammelphase 

Die Klappe der Bottom Gal-
lery® befindet sich in waagerech-
ter Position und ist damit in
Fließrichtung geöffnet. Das Regu-
lierventil ist geschlossen. Die ab-
wandernden Blankaale, die am Tur-
binenrechen umkehren, schwim-
men in den Sammelkanal. 
2. Transportphase 

Nach einer in der Steuerung
vorwählbaren Zeit wird die Klap-
pe langsam geschlossen und
anschließend das Regulierventil
im Monitoringschacht geöffnet.
Das einströmende Mainwasser
fließt quer durch den Sammelka-
nal und durch die Transportleitung
bis zum Monitoringschacht, der
mit einem sogenannten Tiroler Re-
chen abgedeckt ist. Der Tiroler Re-
chen besteht aus einer Edelstahl-
konstruktion mit glatten dreiecks-
förmigen Rechenstäben.

Die „Dreiecksbasis“ bildet die
glatte Rechenoberfläche, über die
die ankommenden Aales gleiten.
Das Mainwasser fließt durch die
fünf Millimeter breiten Rechen-
spalten in den darunterliegenden
Schacht, so dass die abwandern-
den Blankaale vom größten Teil
des Transportwassers getrennt
werden und über die sehr glatte
Oberfläche in den hinter dem Ti-
roler Rechen angeordneten, ein
Meter breiten und drei Meter lan-
gen Sammelschacht gleiten kön-
nen. Auf diese Weise wird eine
Verletzung der Fische ausge-
schlossen.

Der Schutz der Aale hat höchste
Priorität. Daher sind sämtliche
Konstruktionsteile und Transport-
wege des Aalabstiegssystems, wie
zum Beispiel auch der Tiroler Re-
chen, so ausgeführt, dass eine
Schädigung der Tiere beim Trans-
port sicher vermieden und eine
gute Weiterleitung in das Unter-
wasser des Kraftwerks erreicht
wird. Dies wurde durch bestehen-
de Anlagen unter anderem in den
USA bestätigt. Daher ist tier-
schutzrechtlich mit keinen negati-
ven Auswirkungen zu rechnen.

Mainkraftwerk Gerlachshausen der Rhein-Main-Donau AG: Hin-
ter dicken Dammtafeln, die das Mainwasser zurückhalten, wurde
für über 600.000 Euro die Bottom Gallery® (untere Bildmitte) am
Grund des ca. 10 Meter tiefen Turbinen-Einlaufs eingebaut. Die
Bottom Gallery® ist ein quer zur Fließrichtung des Wassers einge-
bautes, aufklappbares Fangsystem, das Aale, die vor dem Turbi-
nenschutzrechen zurückweichen, aufnehmen und in ein Umge-
hungsrohr leiten, das die Fische um das Kraftwerk herum ins Un-
terwasser leitet.

Bayerische Stromerzeugung:

Über 30 Prozent bei den 
Erneuerbaren Energien

Anteil der Kernenergie im Strommix auf
niedrigstem Wert seit den 1980er Jahren 

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik und Datenverarbei-
tung nach vorläufigen Ergebnissen mitteilt, erreichte die gesam-
te bayerische Stromerzeugung 2012 den bislang höchsten nach-
gewiesenen Wert von 92.832 GWh. Dabei reduzierte sich der
Anteil der Kernenergie im bayerischen Strommix 2012 auf 47,0
Prozent, während der Anteil der erneuerbaren Energien auf
31,8 Prozent stieg.

Die Steigerung im Bereich der
regenerativen Energieträger ist im
Wesentlichen auf die Erholung der
Wasserkraft nach einem nieder-
schlagsarmen Vorjahr (+13,7 Pro-
zent) und auf den neuerlichen Aus-
bau der Photovoltaik (+20,1 Pro-
zent) zurückzuführen. Bei den fos-
silen Energieträgern Erdgas und
Steinkohlen war im Vergleich zum
Vorjahr eine teilweise Verschie-
bung zu den Steinkohlen bei den
Brennstoffeinsatzmengen zu beob-
achten. Im Jahr 2012 hatte Erdgas
einen Anteil von 13,3 Prozent und
die Steinkohlen von 5,0 Prozent an
der bayerischen Stromerzeugung. 

43.664 GWh Strom 
aus Kernenergie 

Im Berichtsjahr 2012 wurden
nach vorläufigen Ergebnissen des
Bayerischen Landesamts für Stati-
stik und Datenverarbeitung 43.664
GWh Strom aus Kernenergie er-
zeugt. Gegenüber dem histori-
schen Allzeithoch bei der Erzeu-
gung aus Kernenergie im Jahr
2009 (51.971 GWh) ist dies ein
Rückgang von 16,0 Prozent. Mit
47,0 Prozent stammte zwar noch
knapp die Hälfte der bayerischen
Stromerzeugung 2012 aus Kern-
energie, jedoch ist dies gleichzeitig
der niedrigste Beitrag seit dem
Jahr 1984. 

Steigerung bei Steinkohle

Ähnlich wie auf Bundesebene
konnte auch in Bayern bei den fos-
silen Energieträgern eine partielle
Verschiebung bei den Brennstoff-
einsatzmengen vom Erdgas hin zu
den Kohlen beobachtet werden.
Gegenüber der Vorperiode büßte
das Erdgas zwei Prozentpunkte
ein und trägt nun nur noch 13,3
Prozent (12.390 GWh) zum baye-
rischen Strommix bei. Die Strom-
erzeugung aus Steinkohlen wurde
hingegen binnen Jahresfrist um
17,0 Prozent auf 4.615 GWh ge-
steigert. Dies entsprach einem An-
teil von 5,0 Prozent im Strommix.
Seit 2004 spielen die Braunkohlen
praktisch überhaupt keine Rolle
für die bayerische Stromerzeu-
gung. Dagegen stellen die Braun-
kohlen auf Bundesebene seit eini-
gen Jahren die bedeutsamsten
Energieträger für die Stromerzeu-
gung dar. 

Einschließlich Heizöl und son-

stigen (nicht erneuerbaren) Ener-
gieträgern vereinten die konven-
tionellen Energieträger zwar knapp
über zwei Drittel der Stromerzeu-
gung auf sich, dennoch ging der
Ausbau der regenerativen Ener-
gieträger auch 2012 dynamisch
weiter (+16,0 Prozent gegenüber
2011). Der Ökostrom überschritt
in Folge erstmals die Marke von
30 Prozent beim Anteil an der Ge-
samterzeugung (31,8 Prozent bzw.
29.482 GWh) und sorgte damit
dafür, dass mit 92.832 GWh der
bislang höchste Jahresstromerzeu-
gungswert für Bayern verzeichnet
werden konnte.

Starke Wasserkraft 

Wichtigste alternative Energie-
quelle war auch im aktuellen Be-
richtszeitraum die traditionell in
Bayern starke Wasserkraft, welche
mit 12.224 GWh mehr als die
Hälfte des gesamtdeutschen Wer-
tes ausmachte. Diese Energieform
ist bereits relativ gut ausgebaut.
Der Zuwachs in der Erzeugung
von +13,7 Prozent zum Vorjahr ist
dem relativ niederschlagsarmen
Jahr 2011 geschuldet. 

Eine bundesweit führende Rolle
nimmt Bayern auch bei der Strom-
erzeugung aus Photovoltaik ein,
deren Erzeugung im Vorjahresver-
gleich um 20,1 Prozent auf 8.530
GWh gesteigert wurde. Damit
flachte die Zuwachsrate über die
Zeitreihe betrachtet allerdings wei-
ter ab. In den beiden vorangegan-
genen Berichtsjahren hatten sich
noch Steigerungen von 59,5 Pro-
zent (2011) und 74,2 Prozent
(2010) ergeben. Gründe für den
schwächeren Anstieg sind im
Rückgang der neu installierten
Leistung und dem im Vergleich
mit dem Vorjahr weniger sonnen-
reichen Jahr 2012 zu finden. 

Auch die Stromerzeugung aus
Biomasse, zu der feste und flüssige
biogene Stoffe, Biogas, Klär-
schlamm und biogene Abfälle ge-
rechnet werden, konnte um einen
zweistelligen Prozentsatz von 12,5
Prozent auf 7.334 GWh gesteigert
werden. Besonders hoch fällt in
diesem Berichtsjahr der Zuwachs
bei der Stromerzeugung aus Wind-
kraft aus (+42,3 Prozent). Absolut
betrachtet ist der Wert jedoch wei-
terhin – besonders im Hinblick auf
die Erzeugungswerte im Bund –
gering (1.123 GWh).

Von Pinakothek bis Grundschule: 

Viermal gute Leistungen
in Energieeffizienz

dena zeichnete vorbildliche Energieeinsparprojekte
der öffentlichen Hand aus

Die Deutsche Energie-Agentur (dena) hat auf ihrem Energie-
effizienzkongress in Berlin die Gewinner des Wettbewerbs 
„Energieeffizienz in öffentlichen Einrichtungen – Gute Beispiele
2013“ vorgestellt. Ausgezeichnet wurden der Freistaat Bayern für
das Energieeinspar-Contracting in der Pinakothek der Moderne
und die Landeshauptstadt Hannover für ihrEnergieeinsparprojekt
an 90 städtischen Schulen. Ebenso prämiert wurden die Landkrei-
se Göttingen, Northeim und Osterode für den Wettbewerb „Unser
Dorf spart Strom“ sowie die Stadt Löhne für die Verbindung von
energetischer Schulsanierung und Unterricht.

Der Wettbewerb ist mit Preis-
geldern in Höhe von insgesamt
25.000 Euro dotiert und wurde
von der dena mit Förderung des
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie und in Ko-
operation mit den kommunalen
Spitzenverbänden Deutscher Städ-
tetag, Deutscher Landkreistag so-
wie Deutscher Städte- und Ge-
meindebund durchgeführt. 

„Die Gewinnerprojekte lassen
sich sehr gut übertragen, sodass
sich andere Akteure daran ein Bei-
spiel nehmen können“, sagte Step-
han Kohler, Vorsitzender der dena-
Geschäftsführung. „Sie zeigen
darüber hinaus die große Vielfalt
möglicher Energieeffizienzmaß-
nahmen der öffentlichen Hand.“
Die Projekte wurden von einer Jury
aus Experten von Bund, Ländern
und Kommunen als gleichrangige
Gewinner ausgewählt. 

Der Freistaat als Gewinner

Die Pinakothek der Moderne
spart jährlich 5.850 Megawatt-
stunden Energie, ohne selber zu
investieren: Durch ein Energie-
einspar-Contracting-Projekt konn-
te die bayerische Gemäldegalerie
ihre Energiekosten um rund 50
Prozent senken. Schwerpunkt der
im Zuge des Contracting umge-
setzten Energieeffizienzinvestitio-
nen war die Klimatechnik. Die
Abwärme der Kältemaschinen
wurde für die Raumklimatisierung
nutzbar gemacht. Auch die Rege-
lungstechnik für Lüftung und Kli-
matisierung wurde optimiert. So
konnte der Energiebedarf deutlich
verringert werden. Weitere Ener-
gieeffizienzmaßnahmen führte der
Contractor im Bereich Pumpensy-
steme und Beleuchtung durch. Zu-

sätzlich wurde ein Energiemana-
gement aufgebaut, mit dem nun
systematisch weitere Energieeins-
parungen erreicht werden. 

Energieteams fahnden nach ho-
hen Energieverbräuchen: Bereits
vor fast 20 Jahren begannen
Schüler, Lehrer und Hausmeister
in Hannover, gemeinsam den En-
ergieverbrauch ihrer Schulen zu
untersuchen. Mittlerweile werden
die Energieteams durch ein neues
Anreizsystem zusätzlich motiviert
und durch Energieberater profes-
sionell unterstützt. Gemeinsam
entwickeln sie Energieeinspar-
maßnahmen und setzen sie um.
Dabei wird das Thema, zum Bei-
spiel über Energierundgänge,
handlungsorientiert in den
Schulalltag integriert. Die an dem
Projekt teilnehmenden Schulen
sparen zusammen pro Jahr mehre-
re Hunderttausend Euro Energie-
kosten. Das kommt sowohl der
Stadt als auch den Schulen zugute.
Letztere werden über Prämien an
den Einsparungen beteiligt. Der
Fachbereich Gebäudemanage-
ment der Stadtverwaltung koordi-
niert das Projekt. 

Unser Dorf spart Strom: Unter
diesem Motto haben die nieder-
sächsischen Landkreise Göttin-
gen, Northeim und Osterode 2012
einen Stromsparwettbewerb für
Dörfer durchgeführt. 32 Orte mit
insgesamt fast 8.000 Haushalten
nahmen teil. Gesucht wurde das
Dorf mit dem niedrigsten Strom-
verbrauch pro Kopf. In den Orten
organisierten Freiwillige – unter
anderem aus Vereinen oder Feuer-
wehren – die Wettbewerbsteilnah-
me. Sie entwickelten Ideen, um
die Haushalte zum Stromsparen
zu motivieren, zum Beispiel Sam-
melbestellungen energieeffizienter

Lampen. Mit einem durchschnitt-
lichen Pro-Kopf-Jahresstromver-
brauch von 1.126 Kilowattstunden
(kWh) lag das Siegerdorf weit un-
ter dem niedersächsischen Durch-
schnitt von 2.037 kWh.

Schulsanierung mit Energie-
werkstatt: Die Stadt Löhne hat ei-
ne Grundschule nach hohen ener-
getischen Standards saniert und
dies zusätzlich vorbildlich in den
Unterricht integriert. Der Endener-
giebedarf der Schule wurde durch
die Sanierung um 27 und der
Primärenergiebedarf sogar um 82
Prozent gesenkt. 

Der Energieverbrauch wird nun
kontinuierlich durch das städtische
Energie-Controlling überwacht.
Die Heizzentrale und einige Däm-
melemente wurden offengelegt,
sodass die Schüler Energieeffi-
zienz am Beispiel ihrer eigenen
Schule erfahren können. Mit der
im Zuge der Sanierung eingerich-
teten Energiewerkstatt wurde ei-

gens ein Raum für energiespezifi-
schen Unterricht geschaffen, den
nun alle Schulen der Stadt nutzen.

Good-Practice-Label 
als Zeichen des Erfolgs

Die Preisträger erhalten gleich-
zeitig das Label „Good Practice
Energieeffizienz“ der dena, das er-
folgreiche Energieeffizienzprojek-
te von Kommunen, Institutionen
und Unternehmen sichtbar macht.
Der Wettbewerb und die Verlei-
hung des Good-Practice-Labels
sind Aktivitäten der dena im Rah-
men der Kommunikationsplatt-
form zur Unterstützung der natio-
nalen Umsetzung der EU-Ener-
giedienstleistungsrichtlinie
(EDL-Richtlinie). Das Projekt
wird gefördert vom Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und Tech-
nologie aufgrund eines Be-
schlusses des Deutschen Bun-
destags.
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Landtechnikmesse Agritechnica in Hannover:

Positive Stimmung
Die Agritechnica 2013 hat die wachsende weltweite Bedeutung
der Landwirtschaft und der Landtechnik eindrucksvoll demon-
striert. Mit knapp 2.900 Ausstellern ist sie erneut gewachsen.
Zudem suchten über 450.000 Landwirte, Landschaftsgärtner
und -pfleger, Kommunalvertreter und andere Fachleute aus al-
ler Welt das Messegelände in Hannover auf.

Zu den für den GaLaBau- und
Kommunalsektor interessanten
Ausstellungsbereichen zählten
Traktoren und andere Geräteträ-
ger, Kommunal-, Forst- und
Landschaftspflegetetchnik, Rei-
fen und Räder, Bodenbearbei-
tung sowie Gebrauchtmaschi-
nenhandel/Händlerzentrum/Werk-
statt live. 

Die Stimmung unter Ausstellern
und Besuchern war positiv. Dies
spiegelt sich in einer hohen Inve-
stitionsneigung wider. „Mehr als
zwei Drittel der Landwirte schät-

zen einer neutralen Besucherum-
frage zu Folge ihre aktuelle Be-
triebssituation als gut ein. Sie wol-
len in den nächsten beiden Jahren
investieren“, betonte Hauptge-
schäftsführer Dr. Reinhard Grand-
ke vom Veranstalter DLG (Deut-
sche Landwirtschafts-Gesell-
schaft) zum Abschluss der interna-
tionalen Landtechnikmesse. 

Mit einem Produktionsumsatz
von voraussichtlich 8,2 Milliar-
den Euro und einem Wachstum
von gut sieben Prozent haben die
Hersteller von Landmaschinen

und Traktoren am Standort
Deutschland 2013 ein neues Re-
kordwachstum erzielt. Und auch
für 2014 prognostizieren die Sta-
tistiker des Verbandes Deutscher
Maschinen- und Anlagenbau ei-
ne stabile Absatzentwicklung.
Die gute Kapazitätsauslastung,
die zur Zeit bei durchschnittlich
83 Prozent liegt, spricht hier eine
klare Sprache.

Befragungen

Bestätigen können diesen
Trend auch die anhaltend guten
Ergebnisse des aktuellen CE-
MA-Business-Barometers, einer
monatlichen Befragung von
Top-Entscheidern der europäi-
schen Agrartechnikindustrie. So

wird die derzeitige Geschäftsla-
ge von 75 Prozent der Befragten
als sehr gut, gut oder zumindest
zufriedenstellend bewertet. Für
das kommende Jahr rechnen 39
Prozent mit stabilen Verhältnis-
sen im Sinne des Status quo,
während weitere 35 Prozent so-
gar von einem anhaltenden
Wachstumskurs ausgehen.

Wegweisende Position

Mit einem Anteil von an-
nähernd 28 Prozent am europäi-
schen Produktionsvolumen für
Landtechnik nimmt der Ferti-
gungsstandort Deutschland eine
wegweisende Position ein.
Ebenso erfreulich zeigt sich auch
die Lage auf dem deutschen
Markt, der seit gut drei Jahren
signifikante Wachstumsraten für
sich verzeichnen kann und in
diesem Jahr voraussichtlich ein
Marktvolumen von 5,6 Milliar-
den Euro erreichen wird. 

Erkennbar bestimmen die Ent-
wicklungen in der Elektronik und
Sensorik heute überwiegend den
Innovationsgrad von Maschinen
und Systemen mit dem Ziel, Pro-
zesse noch effizienter, präziser,
umweltschonender und kosten-
sparender zu gestalten. Fortschrit-
te waren auf der Agritechnica ins-
besondere bei der Vernetzung der
unterschiedlichen Systeme zu ver-
zeichnen. „Smart Farming“ ver-
mittelte Lösungen, unter anderem
zu den Themen Datenmanage-
ment, Navigation/Sensortechnik,
optimierte Hardware und Rege-
lung/Steuerung. DK

Bund Deutscher Landschaftsarchitekten: 

Neubestimmung von
Grün in der Stadt

Für den Berufsstand der Landschaftsarchitekten ist es bedeut-
sam, die Diskussion um neue Arbeitsfelder und die Wirksamkeit
von Landschaftsarchitektur zu befördern und stets aufs Neue
qualitätsvolle Gestaltung im aktuellen Kontext unter Berück-
sichtigung der ästhetischen, räumlichen, sozialen oder ökologi-
schen Komponenten einzufordern. Vor diesem Hintergrund hat
der Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (bdla) aus Anlass
seines 100. Geburtstags eine 318-seitige Publikation mit dem Ti-
tel „StadtGrün“ veröffentlicht, die sich mit der städtischen Frei-
raumplanung auseinandersetzt. 

47 Autorinnen und Autoren –
Landschaftsarchitekten und
Landschaftsplaner, aber auch Ar-
chitekten und Stadtplaner, Gärt-
ner, Ökologen und Juristen,
praktisch Tätige und Lehrende,
Kommunikationswissenschaftler
und Journalisten – bieten ein
breit gefächertes Angebot an
Stimmen und Inhalten für die
Leserschaft dieses von Almut
Jirku herausgegebenen und im
Fraunhofer IRB Verlag erschie-
nenen Fachbuches.

Freiräume wichtig

In einem Vorwort weist bdla-
Präsidentin Andrea Gebhard dar-
auf hin, dass Freiräume das tra-
gende Gerüst des öffentlichen
Raumes seien, in dem sich das
städtische Leben abspielt. Sie
bildeten die Grundlage und den
Rahmen, in dem Stadtkultur öf-

fentlich sichtbar werden kann.
Dabei werde der öffentliche
Raum zunehmend von den Be-
wohnerinnen und Bewohnern
zurückerobert und als Bühne des
städtischen Lebens genutzt. Vor
diesem Hintergrund seien inno-
vative und dynamische Ansätze
zur räumlichen Gestaltung und
Nutzungsmöglichkeiten der
Freiräume zu entwickeln. 

Vielfältige Aufgaben

Zugleich macht Andrea Geb-
hard deutlich, dass die Planungs-
aufgaben vielfältiger werden,
teilweise diametral entgegen-
gesetzt sind, vergleicht man zum
Beispiel Wachstumsregionen, 
in denen eine qualitätsvolle und
quantitativ verträgliche Ver-
dichtung gefordert ist, und Re-
gionen, wo Rückbau das Gebot
der Zeit ist. DK

„GaLaBau – 
weil wir es uns wert sind!“

46. Veitshöchheimer Landespflegetage in Würzburg mit Fachausstellung

„GaLaBau – weil wir es uns wert sind!“ lautet das Motto der
diesjährigen Veitshöchheimer Landespflegetage am 5. und 6. Fe-
bruar im Vogel Convention Center in Würzburg. Parallel zu die-
ser traditionsreichen Fachtagung findet eine Fachausstellung
statt, die Gelegenheit bietet, Kontakte mit Herstellern und Lie-
ferfirmen zu knüpfen sowie sich über deren Produkte zu infor-
mieren.

Unter der Überschrift „Werti-
ges Grün“ greifen am ersten Ver-
anstaltungstag Angelika Eppel-
Hotz und Birgit Rosenberger-
Rausch mit ihren Vorträgen über
die Bepflanzung von Kiesgärten
und von Verkehrsbegleitflächen
ein aktuelles Gestaltungsthema
auf. Vom Licht in den Schatten
wechseln Dr. Philipp Schönfeld
und Andreas Schulte, die Be-
pflanzungskonzepte für schattige
Dächer bzw. für den Gehölzrand
präsentieren.

Energiewende

Mit dem Schlagwort „Wertge-
schätzte Ressourcen“ steht sodann
die heftig diskutierte Energiewen-
de im Zentrum der Aufmerksam-
keit: Martin Degenbeck wird eini-
ge interessante Alternativpflanzen
zum vielgescholtenen Mais für
die Biogaserzeugung vorstellen.
Ina Dick hat in über 40 GaLaBau-
Unternehmen Daten zum Ener-
gieverbrauch erhoben und wird
dadurch Ansatzpunkte aufzeigen,
wo sich die Verschwendung am
ehesten verringern lässt. Über ihre
Wege bei der Gewinnung neuer
Mitarbeiter – dem zweifellos
wichtigsten Produktionsfaktor im
Landschaftsbau – berichten wie-
derum drei GaLaBau-Praktiker:

Martin Gaissmaier setzt auf den
Nachwuchs, Pia Präger hat die
Frauen im Visier und Michael
Volland sieht viele Chancen bei
Menschen mit Handicap. 

Natursteine

Zu Beginn des zweiten Veran-
staltungstages dreht sich alles um
„Wertbeständige Bauweisen“: So
liefert Helmut Rausch eine kleine
Baustatik für Landschaftsgärtner.
Die Verwendbarkeit der verschie-
denen Natursteine in Bauwerken
des GaLaBaus nimmt wiederum
der Geschäftsführer des Deut-
schen Naturwerkstein-Verbands,
Reiner Krug, unter die Lupe.
Prof. Ingrid Schegk wird über die
Empfehlungen für Planung, Bau
und Instandhaltung von Trocken-
mauern berichten, während Mar-
tin Bücheler, ein im Naturstein-
Mauerbau erfahrener Gärtner-
meister aus Stuttgart, die Sicht
des Praktikers auf die Vorgaben
dieses Regelwerks erläutert. DK

Naturnahe Gärten sind im Trend
GaLaBau 2014 zeigt alle Komponenten 

Die Kinder spielen im Garten, naschen von Sträuchern und Bäu-
men, machen ihre eigenen aufregenden Naturerfahrungen und
erforschen den heimischen Garten als Lebensraum von Pflanzen
und Tieren – eine Vorstellung, die vielen Kunden von Garten- und
Landschaftsbaubetrieben gefällt. Naturnahe Gärten sind im
Trend – auch auf der GaLaBau 2014. Vom 17. bis 20. September
2014 stehen im Messezentrum Nürnberg wieder alle Zeichen auf
Grün. Dann öffnet die GaLaBau zusammen mit ihren beiden
Messetöchtern, den Fachteilen PLAYGROUND und Deutsche
Golfplatztage, ihre Tore. Gezeigt wird das komplette Angebot für
das Planen, Bauen und Pflegen von Gärten, Parks und Grünanla-
gen. Erwartet werden 62.000 Fachbesucher. 

Eines ist sicher: Das Idealbild
der Deutschen von ihrem Garten
hat sich gewandelt. Der reine
Nutzgarten spielt kaum noch eine
Rolle und wurde nach und nach
abgelöst von neuen Anforderun-
gen an den Freiraum. Plätze zum
Genießen, Erholen und zuneh-
mend auch zur Naturbeobachtung
stehen heutzutage auf der
Wunschliste ganz oben. Diesen
Trend haben Landschaftsgärtner
längst erkannt und folgen ihm
nicht nur, sondern bestimmen ihn
maßgeblich mit. August Forster,
Präsident des Bundesverbandes
Garten-, Landschafts- und Sport-
platzbau (BGL), bestätigt das:
„Wir Landschaftsgärtner kennen
uns nicht nur bestens mit der Ge-
staltung öffentlicher Grünanlagen
aus. Insbesondere für Hausgärten
sind wir die Experten. Mit unserer
breiten Ausbildung beraten wir
private Grundstückseigentümer
diesbezüglich individuell, kompe-
tent und umfassend. Auch dann,
wenn es um die Anlage eines na-
turnahen Gartens geht, der ökolo-
gischen Ansprüchen genügt.“

Naturnahe Gärten: 
Flexibilität ist wichtig

Aber was ist eigentlich ein na-
turnaher Garten? Hier gehen die
Ansichten auseinander und wohl
jeder Grundstückseigentümer hat
seine eigene Meinung. August
Forster fordert von Landschafts-
gärtnern daher Flexibilität: „Gera-
de in diesem Arbeitsfeld sollte
man nicht in starren Mustern den-
ken. Vielmehr gilt es, potenziellen
Kunden genau zuzuhören. Ge-
meinsam mit den Bauherren wer-
den dann ganz individuelle Kon-
zepte für naturnahe Traumgärten
entwickelt.“

Eine wichtige Rolle bei der na-
turnahen Gartengestaltung spielt
in jedem Fall eine sensible Pflan-
zenauswahl. So ist etwa Kirsch-
lorbeer, der aus Kleinasien
stammt und dessen Samen giftig
sind, in der exklusiven Hausgar-
tengestaltung schon lange nicht
mehr en vogue. Er macht im Gar-
ten heutzutage einheimischen
Sträuchern wie Hagebutte und
Holunder Platz. Ein Argument,
das Kunden von Landschaftsgärt-
nern diesbezüglich häufig hören:
Heimische Sträucher sind an-
spruchsloser und widerstandsfähi-
ger gegen witterungsbedingte
Einflüsse und Schädlinge. Diese
Pflanzen sind aber nicht nur nütz-

lich, sondern sehen auch noch
schön aus. Obendrein bieten sie
viele Nist- und Nahrungsmöglich-
keiten für Vögel und Kinder ba-
steln liebend gern mit den Früch-
ten und Samenständen.

GaLaBau-Betriebe: 
Nachhaltiges Arbeiten

Auch in Hinblick auf die Befe-
stigung von Wegen und Plätzen
punkten Landschaftsgärtner bei
ihren Kunden mit ökologischer
Kompetenz. So empfehlen sie an-
spruchsvollen Bauherren bei-
spielsweise versickerungsfähige
Pflasterflächen oder eine wasser-
gebundene Wegedecke für weni-
ger frequentierte Gartenbereiche.
Was Standard in jedem modernen
Garten- und Landschaftsbaube-
trieb sein sollte und ein Zeichen
für einen verantwortungsvollen
Umgang mit der Umwelt ist: Alle
Hydraulik- und Schmierstoffe der
im Unternehmen eingesetzten
Maschinen und Geräte sind biolo-
gisch abbaubar.

Wissenswertes über
einheimische Gehölze 
in Baumschulen

Die beste Möglichkeit, sich
über aktuelle Trends der naturna-
hen Gartengestaltung zu infor-
mieren, ist ein Besuch der Messe
GaLaBau, die im September
2014 in Nürnberg stattfindet.
Dort erfahren Landschaftsgärtner
nicht nur, welche einheimischen
Gehölze Baumschulen anbieten
und wie die technische Entwick-
lung bei versickerungsfähigen
Betonwerksteinen ist. Für Unter-
nehmer, Bauleiter und Fachkräfte
der grünen Branche ist die GaLa-
Bau zudem die beste Plattform,
sich über alle Neuigkeiten in Sa-
chen Bagger, Radlader und Co.
auszutauschen. 

Ausstellerunterlagen online

Alle Ausstellerunterlagen für
die GaLaBau 2014 sind bereits
online verfügbar unter der neuen
Internetadresse: www.galabau-
messe.com. Wie auch bei den
vorigen Veranstaltungen gilt das
Motto: Der frühe Vogel fängt
den Wurm. Aussteller, die sich
einer Teilnahme an der GaLaBau
2014 bereits heute sicher sind,
sollten den Frühbuchervorteil
nutzen. Er ist noch bis einsch-
ließlich 31. Januar 2014 gültig.
Weitere Informationen unter:
www.galabau-messe.com 

Geräteträger MIC 26 C von Kärcher:

Vielseitig, beweglich 
und wirtschaftlich 

Kärcher erweitert sein Angebot um einen kompakten und wen-
digen Geräteträger. Der universelle MIC 26 C wird in zwei
Versionen angeboten – ohne oder mit Kabine, optional mit zu-
sätzlicher Klimaanlage – und kann im Sommer- und Winterbe-
trieb eingesetzt werden. Die Einsatzmöglichkeiten orientieren
sich an den Anforderungen im Garten- und Landschaftsbau,
beispielsweise bei Gebäude- und kommunalen Dienstleistern.

Die Maschine ohne Kabine ist
vergleichsweise leicht; sie eignet
sich deshalb besonders gut für
die schonende Pflege und Be-
wirtschaftung von Grünflächen.
Verschiedene Anbausätze stehen
dafür zur Verfügung. Das sind
unter anderem Mähwerke in
mehreren Arbeitsbreiten und mit
Mulchfunktion sowie Besen zur
Entfernung von Wildkraut, etwa
an Straßen- und Wegrändern.
Ebenso vielfältig sind die Ein-
satzmöglichkeiten im Winter-
dienst. Streugut kann mit Teller-
und Walzenstreuern ausgebracht
werden. Für die Räumung von
losem Pulverschnee wird eine
Frontkehrwalze angeboten. Ein
Schneeräumschild, ein Feder-
klappenräumschild und ein V-
Räumschild können abhängig
von den örtlichen Bedingungen

bei nassem Schnee und bei
größeren Schneemengen ver-
wendet werden. 

Umfangreiches Zubehör

Besonders umfangreich ist das
optionale Zubehör für den Ein-
satz in der Flächenreinigung.
Ausgestattet mit einer komplet-
ten Kehreinheit, bestehend aus
Besensystem, Saugmund und
Schmutzbehälter, wird der MIC
26 C zu einer vollwertigen
Kehrsaugmaschine mit einer
Leistung von 14.000 m²/h. Um
bei der Arbeit das Aufwirbeln
von Staub zu reduzieren, kann
Wasser zerstäubt werden. Eine
weitere Ausbaumöglichkeit ist
die Vorbereitung für bzw. der
Einbau eines Hochdruckreini-
gers zur Nassreinigung von

Straßenbelägen, aber auch von
Maschinen und Werkzeug. Für
alle Anbauteile gilt: Das Umrü-
sten ist dank eines Schnellwech-
sel-Systems werkzeuglos und
ohne großen Aufwand möglich.

Das sehr kompakte Fahrzeug
ist als Knicklenker aufgebaut.
Der innere Wendekreis beträgt
damit nur 75 cm, was die Arbeit
auf engen Straßen und schmalen
Wegen deutlich erleichtert. Ein
Allradantrieb und der 26 PS star-
ke Dieselmotor sorgen für agiles
Fahrverhalten, eine gute Steig-
fähigkeit bis 25 Prozent und Be-
weglichkeit auch im unebenen
Gelände. Die Arbeitszeit mit ei-
ner Tankfüllung (37 l) beträgt
über 10 Stunden.

Modularer Aufbau

Der offene Führerstand bietet
eine sehr gute Sicht auf die An-
bausätze und die Umgebung.
Die Sicherheit des Bedieners er-
höht ein Überrollbügel. Bei-
spielsweise für den einfachen
Transport der Maschine auf ei-

nem Anhänger lässt sich dieser
auch abklappen. Praktisch ist die
serienmäßige Ausstattung mit
zwei getrennten Hydraulikkreis-
läufen (mit Füllmengen von 40
bzw. 12 l) für den Betrieb der
Anbauteile. Entsprechende An-
schlüsse befinden sich im Front-
bereich; für den zweiten Kreis-
lauf gibt es am Heck des Fahr-

zeuges eine zusätzliche An-
schlussmöglichkeit.

Der modulare Aufbau des
Geräteträgers lässt viele indivi-
duelle, genau auf Kundenwün-
sche zugeschnittene Konfigura-
tionen zu. Alle Zubehörteile und
Anbausätze können aber auch zu
einem späteren Zeitpunkt nach-
gerüstet werden. 

Der Kärcher MIC 26 C mit Kabine. 
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Mehr Effizienz im 
Winterdienst.
Der neue Unimog BlueTEC 6.

Überzeugt mit vielen Innovationen und setzt 
Maßstäbe bei Effizienz, Umweltfreundlichkeit, 
Sicherheit und Bedienung. www.neuerunimog.de

Dienstleistungen rund um
das Kommunalfahrzeug

Leasing als Alternative für Kommunen

Auf der IFAT 2014 in München können sich die Fachbesucher
über die vielfältigen Dienstleistungspakete informieren, die die
Daimler AG für die Betreiber von Kommunalfahrzeugflotten
zur Verfügung stellt. Dabei geht es u. a. sowohl um Finanzie-
rungs- und Leasingangebote der Mercedes-Benz Bank wie auch
um CharterWay-Neuheiten und TruckWorks-Servicemodule.

Finanzierung: 
Flexibel durch Optionen

Die maßgeschneiderten Finan-
zierungsmodelle der Mercedes-
Benz Bank tragen deutlich zur
Entlastung öffentlicher Haushal-
te sowie privater Entsorgungs-
und Straßendienstunternehmen
bei. Bei den Angeboten steht der
„Klassiker“ Standard-Finanzie-
rung mit attraktiven Konditionen
und frei wählbaren Laufzeiten
weiterhin im Mittelpunkt. An-
zahlung, Laufzeit und Monatsra-
ten werden bei Vertragsbeginn

festgelegt und bieten eine hohe
Planungssicherheit.

Mit der Plus3-Finanzierung
stehen dem Vertragspartner drei
Optionen offen: am Ende der
Vertragslaufzeit Verkauf des
Fahrzeuges nach Begleichung
der Schlussrate, Rückkauf durch
den Händler zum vertraglichen
Rückkaufwert oder Übernahme
durch Zahlung der Schlussrate.

Bei der Saisonraten-Finanzie-
rung orientiert sich die Raten-
höhe am saisonalen Geschäfts-
verlauf des Kunden. Besonders
geringe monatliche Raten und

größtmögliche Flexibilität am
Vertragsende bietet die Schluss-
raten-Finanzierung. Dabei wird
bei Vertragsabschluss aufgrund
der Vertragslaufzeit und der vor-
aussichtlichen Kilometer-Lauf-
leistung eine entsprechende
Schlussrate kalkuliert.

Niedrige 
monatliche Raten

Das klassische Leasing ist die
bevorzugte Alternative zu Finan-
zierung oder Barkauf, wenn der
Erhalt der Liquidität, steuerliche
Vorteile oder die Aktualität des
Fuhrparks berücksichtigt werden
sollen. Da nur für die Nutzung
des Fahrzeuges zu zahlen ist,
sind die monatlichen Raten nied-
rig und in vollem Umfang steu-
erlich absetzbar.Im Service-Lea-
sing werden Werkstatt-Dienstlei-
stungen mit den Vorteilen des
Leasings kombiniert. So lässt
sich mit nur einem Vertrag ein
wesentlicher Teil der Betriebsko-
sten abdecken.

Mit dem Mercedes-Benz
Bank Kommunal-Leasing kön-
nen auch öffentliche Einrichtun-
gen wie städtische oder kommu-
nale Verkehrsbetriebe von den
Vorzügen des Leasings profitie-
ren. Dank niedriger Monatsraten
bleiben die Kosten überschaubar
und der Fuhrpark immer auf
neuestem Stand.

CharterWay: 
Branchenfahrzeuge 
in der Mietflotte

CharterWay informiert über in-
dividuell kombinierbare Dienst-
leistungen rund um die Nutzfahr-
zeuge von Mercedes-Benz. Zur
Auswahl stehen Komplettlösun-
gen von der Fahrzeugbeschaffung
über die Sicherung von Mobilität
und Wirtschaftlichkeit bis hin zur
administrativen Entlastung.

Der umfangreiche Miet-Pool
umfasst eine Vielzahl von spezi-
ellen Fahrzeugkombinationen
für die Abfallentsorgung sowie
für den Sommer- und Winter-
dienst, die vom Standard- bis hin
zum Branchenfahrzeug mit pas-
sendem Anhänger oder Auflie-
ger reichen.

TruckWorks: 
Lkw und Aufbau im Visier

Gemeinsam mit zahlreichen
bundesweit vernetzten Koopera-
tionspartnern bietet TruckWorks
für jede Situation den passenden
Service an. Das gilt für Trans-
porter und Zugmaschinen wie
auch für Anhänger, Auflieger,
Aufbauten, Ladebordwände und
andere Komponenten. Der
TruckWorks Notdienst ist rund
um die Uhr an 365 Tagen im
Jahr mit kompetenter Hilfe im
Einsatz. 

Kommunale Branchenlösungen
mit Aufbauherstellern

Auf- und Anbauvarianten für den Kommunaleinsatz von Daimler auf der IFAT 2014

Die Daimler AG zeigt auf der IFAT 2014 in München vom 5. bis
9. Mai (siehe auch Seite 12) gemeinsam mit Aufbauherstellern
eine Vielzahl von spezifischen Branchenlösungen für jede Jah-
reszeit. Die ausgestellten Fahrzeuge demonstrieren, dass sie sich
dank unterschiedlicher Auf- und Anbauten für zahlreiche kom-
munale Einsätze eignen. 

Neben Abfallsammelfahrzeu-
gen und Kehrmaschinen ist auch
eine umfangreiche Palette an
Winterdienst-Ausrüstung zu se-
hen. Zu den langjährigen Part-
nern aus der Aufbaubranche
gehören Spezialisten wie Palfin-
ger, die unter anderem anhand
eines Arocs Abroller und eines
Arocs Ladekran-Kippers Einsät-
ze für den Straßenbetriebsdienst
demonstrieren.

Neue Konzepte für
Abfallsammelfahrzeuge

Ausgestellt ist auch ein neuer
Atego mit Kehrmaschine von
Bucher-Schörling sowie ein Ac-
tros Saugspülfahrzeug von Mül-
ler Umwelttechnik.

Faun zeigt mehrere Aufbauva-

rianten, darunter einen umwelt-
freundlichen Econic als Abfall-
sammelfahrzeug. Auch die Fir-
ma HS Fahrzeugbau stellt eine
Lösung für ein Abfallsammel-
konzept auf Daimler-Fahrgestell
vor. Weitere Abfallsammelfahr-
zeuge sind auf der Basis des neu-
en Fuso Canter zu sehen. Die F.
X. Meiller Fahrzeug- und Ma-
schinenfabrik - Europas Markt-
führer für Kipperaufbauten – rü-
stet den neuen Sprinter als Kran-
kipper aus.

Unimog-Geräteträger
im Ganzjahreseinsatz

Die neuen Unimog-Geräteträ-
ger demonstrieren ihre Stärken
sowohl für Einsätze im Sommer-
wie auch im Winter.

Der Unimog U 218 als neuer
kleinster Vertreter der Unimog
Geräteträgerbaureihe ist - ausge-
stattet mit Schneepflug und
Streuer der Firma Aebi Schmidt -
im Winterdienst für Kommunen
und Gemeinden sowie Dienstlei-
ster gerade unter den beengten
Platzverhältnissen mit seinen
kompakten Abmessungen und
einem Wendekreis von 12,60 m
innerorts prädestiniert.

Messepremiere auf der IFAT
hat der U 527 als neuer größter
Vertreter der Unimog Geräteträ-
ger, welcher als Profi-Mähfahr-
zeug für das Straßenbegleitgrün
auf Autobahnen mit einer Trio-
Ausleger-Mähkombination der
Firma Mulag präsentiert wird.

Weitere branchenspezifische
Lösungen für den Ganzjahres-
einsatz rund um die neue Gerä-
teträgerbaureihe finden sich
beispielsweise bei den Aufbau-
und Gerätepartnern Schmidt,
Mulag und Dücker sowie
Gmeiner. 

Unimog wird auch 2014 wieder auf der IFAT vertreten sein. 

Holder Winter-Roadshow 2014
Lösungen für den Winterdienst live erleben

Vom 23. Januar bis zum 27. März findet die 3. Holder Winter-
Roadshow in ausgewählten Höhenlagen der Länder Deutsch-
land, Österreich und Tschechien statt.

In Fachgesprächen und kom-
mentierten Präsentationen stel-
len Holder und Anbaupartner un-
ter anderem die neuesten Ent-
wicklungen rund um das Räum-
schild, die Frontkehrwalze, die
Schneefrässchleuder und den

Eiskratzer vor. Weitere Anwen-
dungen aus dem kommunalen
Sektor, wie z. B. Kehren und
Mähen, werden ebenfalls vorge-
stellt.

Die Veranstaltung richtet sich
an Entscheider in Kommunen

und Bauhöfen sowie in Dienst-
leistungs- und Facility-Unter-
nehmen, die nach kosteneffizien-
ten und nachhaltigen Lösungen
im Winterdienst suchen. 

Natürlich sind auch interes-
sierte Fahrer willkommen. Auf
der Winter-Roadshow lassen
sich Qualität und Komfort der
Geräte selbst erfahren - im
wahrsten Sinne des Wortes.
Die multifunktionalen Geräte
können von den Besuchern un-
ter realen Bedingungen getestet
werden. Beim Fräsen, Räumen
und Schneekehren sowie beim
Streuen von Sand, Splitt und
Sole lässt sich die Leistungs-
fähigkeit der knickgelenkten
Geräteträger gezielt in Augen-
schein nehmen.

Individuelle Fachgespräche
mit Holder-Mitarbeitern
vor Ort möglich

Außerdem besteht die Mög-
lichkeit, mit Holder-Mitarbeitern
und Vertriebspartnern individu-
elle Fachgespräche zu führen.
Anschauliche Präsentationen
und ausführliches Infomaterial
runden das Programm ab.

Stationen und Termine in
Deutschland:

11.02.2014 - Parkplatz Geiß-

kopfbahn, Unterbreitenau 5,
94253 Bischofsmais

12.02.2014 - Max Aicher Arena,
Reichenhaller Str. 79, 83334 Inzell

13.02.2014 - Auf dem Berg,
Matthäus Günther Platz 2, 82383
Hohenpeißenberg

27.03.2014 - Feldberg, Haus
der Natur

Teilnehmerkreis: Fach- und

Führungskräfte aus den Berei-
chen Öffentliche Verwaltung,
Bau- und Kommunalhöfe, Gar-
ten- und Landschaftsbau und Fa-
cility-Management sowie Fahrer
von Geräteträgern. Die Teilnah-
me ist kostenfrei, um Anmel-
dung wird gebeten.
Weitere Informationen unter:
www.max-holder.com 

Bei der Holder Winter Road Show können Fachbesucher Win-
tergeräte unter realen Bedingungen selber testen. 

Ministerpräsident Kretschmann fährt 
Mercedes-Benz B-Klasse mit Brennstoffzellenantrieb

„Mit dem bewussten Einsatz emissionsfreierTechnik setzen wir ein
Zeichen für die Zukunft“, sagte der baden-württembergische Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann bei der offiziellen Überga-
be seines neuen Berliner Dienstfahrzeuges vor der Berliner Lan-
desvertretung. Künftig fährt er in der Hauptstadt eine Mercedes-
Benz B-Klasse F-CELLmit Brennstoffzellenantrieb. 
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Jahrespressekonferenz des Abfallwirtschaftsbetriebs München:

Bilanz und Ausblick
Auf ein ereignisreiches und gleichzeitig sehr erfolgreiches Jahr
2013“ blickt der Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM)
zurück. Wie Zweiter Werkleiter Helmut Schmidt bei der Jahres-
abschlusspressekonferenz in der Landeshauptstadt ausführte, la-
gen die Schwerpunkte dabei unter anderem auf einer kräftigen
Gebührensenkung, der Eröffnung des ersten Münchner Groß-
mengen-Wertstoffhofes und der ganzjährigen AWM-Marken-
kampagne „IhrAbfall – unsere Verantwortung“.

„Der AWM startete mit einer
deutlichen Gebührensenkung für
die Münchner Bürgerinnen und
Bürger ins Jahr 2013“, bilanzierte
Schmidt. Zum 1. Januar 2013 san-
ken die Müllgebühren in München
um ca. 17,3 Prozent. Seit 2005 war
das die fünfte Müllgebühren-
senkung in Folge bei den Müll-
großbehältern und die vierte Ge-
bührensenkung bei den Kleinbehäl-
tern. Die reduzierte Gebühr bleibt
bis Ende 2015 konstant und bein-
haltet wie bisher die regelmäßige
Abfuhr der Papier- und Biotonnen
sowie die Benutzung der Wertstoff-
höfe und des Giftmobils. 

Am 2. Januar 2013 eröffnete
der AWM in Freimann den ersten
Großmengen-Wertstoffhof Mün-
chens. Neben dem normalen An-
nahmespektrum städtischer Wert-
stoffhöfe, das dort ebenfalls ge-
bührenfrei angeliefert werden
darf, können Bürgerinnen und
Bürger an der Lindberghstraße
Sperrmüll und Wertstoffe aus pri-
vaten Münchner Haushalten auch
in größeren Mengen gegen Ge-
bühr abgeben. Dieses Angebot
werde seit der Eröffnung gerne
genutzt, berichtete Schmidt. 

Neue AWM-App

Seit Februar vergangenen Jah-
res bietet der AWM mit der neuen
AWM-App für Android-Smart-
phones und iPhones die Premi-
um-Inhalte seiner Homepage
auch für unterwegs an. Damit
sind etwa der Abfuhrkalender, die
Öffnungszeiten und Standorte der
Wertstoffhöfe, der Giftmobilfahr-
plan, das Abfalllexikon und die
aktuellsten Informationen des
AWM auch mobil verfügbar. 

Nach mehr als drei Jahren be-
triebsbedingter Schließung öffne-
te im April der unterdessen reno-
vierte Wertstoffhof an der Savits-
straße planmäßig wieder seine
Tore. Im Zuge von Bauarbeiten
an der AWM-Zentrale diente der
Wertstoffhof Savitsstraße als Er-
satzbetriebshof für die Problem-
stoffannahme und beherbergte
von Mai 2010 bis April 2013 Pro-
blemstoffcontainer, Transport-
fahrzeuge sowie die Giftmobile
des AWM.

Im Juli 2013 startete der AWM
mit der kommunalen Sammlung
von Alttextilien. Mit dem Vorha-
ben will der kommunale Eigen-
betrieb AWM eine höhere Recyc-
lingquote erzielen, wie sie der
Gesetzgeber mit der Novellie-
rung des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes Mitte 2012 vorgegeben
hat. Auch illegalen Altkleider-
sammlungen soll auf diesem We-
ge Einhalt geboten werden. Bis-
her wurden stadtweit rund 250

Standplätze mit Alttextil-Sam-
melcontainern ausgestattet - wei-
tere Standorte sollen folgen.
Überschüsse aus der Alttextil-
sammlung werden für die Stabili-
sierung der Münchner Müllge-
bühren eingesetzt.

Müllautos fürAleppo

Ein „gesellschaftliches High-
light“ für den AWM war Schmidt
zufolge die Übergabe von vier
Müllautos für Aleppo im Juli
2013 an den Vorsitzenden des
Orienthelfer e. V., den Münchner
Kabarettisten Christian Springer.
An der türkisch-syrischen Grenze
wurde der Fahrzeugkonvoi im
Rahmen eines Festaktes an den
amtierenden Bürgermeister Alep-
pos übergeben. „Die Fahrzeuge
sind nach wie vor im Einsatz“,
versicherte Christian Springer
erst kürzlich dem AWM.

Nachhaltigkeitsbericht

In einer kurzen Vorschau für
das Jahr 2014 wies Schmidt dar-
auf hin, dass der AWM als erster
kommunaler Betrieb der Stadt
München im Frühjahr mit dem
sog. Nachhaltigkeitsbericht eine
umfassende Dokumentation sei-
ner unternehmerischen Verant-
wortung vorlegen werde. Der
Nachhaltigkeitsbericht enthält ei-
ne sog. Entsprechenserklärung
zum Deutschen Nachhaltigkeits-
kodex (DNK). Auf diese Weise
mache der AWM seine Nachhal-
tigkeitsleistung verbindlich und
auch überregional vergleichbar.

Eröffnung des zweiten
Großmengen-Wertstoffhofs

Nach einer planmäßigen Bau-
zeit von 18 Monaten wird im
Herbst 2014 in Langwied der
zweite Münchner Großmengen-
Wertstoffhof eröffnet werden.
Auf einer Grundstücksfläche von
ca. 28.000 m² werden ein Be-
triebs- und Personalgebäude, ein
Lagergebäude für Problemstoffe,
eine Containerstellfläche für ca.
60 Wertstoff-Container sowie ei-
ne Verkehrs- und Rangierfläche
mit ca. 60 Kundenparkplätzen si-
tuiert. Räumlich getrennt vom öf-
fentlich zugänglichen Wertstoff-
hof werden außerdem ein Ab-
stellplatz für Leer- und Reserve-
container sowie die Mitarbeiter-
stellplätze mit den jeweiligen Er-
schließungsflächen angelegt. 

Eine spektakuläre Stahlkons-
truktion mit einer aufliegenden
Photovoltaikanlage zur Stromer-
zeugung werde dem neuen Groß-
mengen-Wertstoffhof nicht nur
Signifikanz verleihen, sondern

mit dem Wechsel aus offenen und
geschlossenen Flächen auch eine
wirksame Kombination aus natür-
licher Beleuchtung und Belüftung,
Witterungsschutz und Energie-
gewinnung verleihen, erläuterte
Schmidt. Im Laufe des Jahres
2014 werde außerdem der Wert-
stoffhof an der Mauerseglerstraße
deutlich vergrößert.

Die angekündigte Novelle des
Wertstoffgesetzes soll nach Auf-
fassung der Kommunen dazu ge-
nutzt werden, die wenig praktika-
ble Trennung von kommunaler
und privater Zuständigkeit aufzu-
heben. „Eine ökoeffiziente und so-
ziale Kreislaufwirtschaft kann nur
aufgebaut werden, wenn künftig
die Kommunen wieder für die ge-
samten Siedlungsabfälle zuständig
sind. Nur unter kommunaler Ver-
antwortung mit bedarfsorientierter

Einbeziehung privater Entsorger
kann ein Wandel der Abfall- hin zu
einer nachhaltigen, ressourcen-
schonenden Kreislaufwirtschaft
vollzogen werden“, hob Werklei-
ter Schmidt in seiner Funktion als
Vorstand der Landesgruppe Bay-
ern des VKS im VKU hervor.

„Der Abfallwirtschaftsbetrieb
München wird dem eingeschla-
genen Weg weiterhin treu bleiben
und alles daran setzen, dass die
Abfallwirtschaft als wichtiger
Baustein der kommunalen Da-
seinsvorsorge auch künftig in
kommunaler Hand bleibt“, mach-
te Axel Markwardt, Kommunalre-
ferent und Erster Werkleiter des
AWM deutlich. Auf dem Weg hin
zum Aufbau einer ressourcenscho-
nenden Wertstoffwirtschaft sei die
nächste Zielmarke bereits gesetzt:
„Als erste Millionenstadt Deutsch-
lands will München eine Recyc-
lingquote von 65 Prozent für alle
Siedlungsabfälle erreichen, wie sie
das Kreislaufwirtschaftsgesetz spä-
testens bis zum Jahr 2020 vor-
schreibt.“ DK

Neue Studie des bifa Umweltinstituts:

Abfallaufkommen in Bayern -
Prognose 2016 und 2023

Prognosen für 2016 und 2023 über das Abfallaufkommen in Bay-
ern stellt eine neue Studie des bifa Umweltinstituts bereit. Das vor-
liegende Gutachten bildet damit einen bedeutenden Baustein zur
künftigen Gestaltung der Entsorgungslandschaft in Bayern. Die
Studie wurde im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für
Umwelt und Verbraucherschutz durchgeführt.

Vor einigen Jahren bereits war
eine entsprechende Vorgängerstu-
die für die Abfallaufkommens-
prognose 2010 bzw. 2016 erfolgt.
An deren erprobtes und erfolgrei-
ches Untersuchungsdesign lehnte
sich das bifa Umweltinstitut in
seiner neuesten Studie an.

Zielsetzung des Gutachtens
war die Ermittlung hinreichend
verlässlicher Prognosen über
die zu erwartenden Mengen der
aus Sicht der öffentlichen Da-
seinsvorsorge wichtigsten Abfäl-
le in Bayern. Darüber hinaus wur-
den auch Abfälle, die zwar nicht
der Überlassungspflicht an die
entsorgungspflichtigen Gebiets-
körperschaften unterliegen, aber
aus anderen Gründen von Interes-
se sind, in die Betrachtungen ein-
geschlossen. 

Hauptgegenstand der Prognose
sind die in den jeweiligen Zeit-
räumen zu erwartenden abfall-
wirtschaftlichen Veränderungen,
bedingt durch gesellschaftliche,
ökologische, ökonomische und
technische Einflussfaktoren. Im
Speziellen wurden die relevanten,
schwer einschätzbaren Einflüsse
berücksichtigt, die aus der beste-
henden und im Prognosezeit-
raum zu erwartenden Normge-
bung bzw. politischen Rahmen-
setzung resultieren.

Ableitung von Szenarien

Aus den Veränderungspoten-
zialen der relevanten Einflussfak-
toren wurden Szenarien abgelei-
tet und mögliche Veränderungen
der Mengenströme und Mengen-
korridore prognostiziert. Zur Pro-
gnose der Siedlungsabfälle wur-
den einerseits ein Maximalmen-
genszenario und andererseits ein
Minimalmengenszenario gebil-
det. Ein zentraler Unterschied
zwischen den beiden Szenarien
ist vor allem die Weiterentwick-
lung des neuen Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes (KrWG). 

Wesentliche Vorgaben des Kr-
WG lauten wie folgt: Bis zum
Jahr 2020 sollen 65 % aller Sied-
lungsabfälle recycelt und 70 % 
aller Bau- und Abbruchabfälle
stofflich verwertet werden. Damit
liegt Deutschland über der durch
die EU vorgegebenen Recycling-
Quote. Ende 2016 wird darüber

hinaus geprüft, ob die Verwer-
tungsquote für Bau- und Abbruch-
abfälle weiter gesteigert werden
kann. Spätestens ab dem Jahr
2015 müssen flächendeckend
Bioabfälle sowie Papier-, Metall-,
Kunststoff- und Glasabfälle ge-
trennt gesammelt werden. Die
Getrenntsammlungspflicht steht
ausdrücklich unter dem Vorbehalt
der technischen Möglichkeit und
wirtschaftlichen Zumutbarkeit. 

Kreislaufwirtschaftsgesetz

Kommunen bleiben gemäß
KrWG umfassend verantwortlich
für die Hausmüllentsorgung. Ge-
werbliche Sammlungen von ver-
wertbaren Haushaltsabfällen sind
zukünftig nur zulässig, wenn die
Erfüllung der kommunalen Ent-
sorgungsaufgaben nicht gefährdet
wird. Es wird die Rechtsgrundla-
ge für die Einführung einer „ein-
heitlichen Wertstofftonne“ ge-
schaffen. Danach sollen Haushal-
te künftig Verpackungen und son-
stige Abfälle aus den gleichen
Materialien in einer einheitlichen
Wertstofftonne entsorgen können.
Damit könnten Wertstoffe aus
dem Hausmüll einfacher, in bes-
serer Qualität und in größerer
Menge erfasst werden. 

Unbestimmte Entwicklung

Laut bifa sind die Entwicklun-
gen im Rahmen des neuen KrWG
noch in weiten Bereichen unbe-
stimmt, so insbesondere die ge-
naue Umsetzung der „Gleichwer-
tigkeitsklausel“ (Bestimmung und
Wertung der Gleichwertigkeitskri-
terien), eine mögliche Regelungs-
anpassung gemäß „Revisions-
klausel“ und schließlich das Ob
und Wie einer Wertstofftonne
bzw. einheitlichen Wertstofferfas-
sung im Rahmen eines neuen
Wertstoffgesetzes. 

„Daher gehen wir für die Ab-
fallmengenprognose davon aus,
dass ein breiter Korridor besteht
im Hinblick auf mögliche Ent-
wicklungen einer weitergehenden
„Liberalisierung“ der Abfallwirt-
schaft respektive einer Erhaltung
des Status quo unter der Ägide
der öffentlichen Daseinsvorsorge
respektive „(Re-) Kommunalisie-
rung“. DK

EAR-Zahlen aus 2012
belegen Negativ-Trend

bvse: Immer weniger Elektroaltgeräte werden verwertet

Das Rücknahmesystem für Elektroaltgeräte funktioniert
grundsätzlich, wird von der stiftung elektro-altgeräte register
(stiftung ear) publiziert. Die EAR ist die „Gemeinsame Stelle
der Hersteller“ im Sinne des ElektroG. Vom Umweltbundes-
amt mit der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben betraut, re-
gistriert die stiftung ear die Hersteller von Elektro- und Elek-
tronikgeräten und koordiniert die Bereitstellung der Sammel-
behälter und die Abholung der Altgeräte bei den öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern in der gesamten Bundesrepu-
blik Deutschland.. 

Tatsache sei aber, dass die erfas-
sten und verwerteten Mengen seit
Jahren rückläufig sind. Ursache
hierfür sind nach Expertenansicht
einerseits die schlechten Sammel-
strukturen für Elektrogeräte, sie
seien „weder bürgernah noch fle-
xibel“. „Andererseits werden zu
viele Altgeräte durch ungenehmig-
te Sammlungen abgegriffen und
im ungünstigsten Fall illegal ex-
portiert“, erläuterte bvse-Vizeprä-
sident Klaus Müller.

„Aus gegebenem Anlass möch-
ten wir Sie bitten“, schreibt die
Gemeinsame Stelle der Hersteller,
„von telefonischen wie schriftli-
chen Sachstandsanfragen abzuse-
hen, da sie die Bearbeitungsdauer
insgesamt verlängern. Ihre Unter-
lagen werden in der Reihenfolge
ihres Eingangs bei uns bearbeitet“,
als wolle sie ihre Kundenferne un-
ter Beweis stellen. 

Neue Kostenverordnung

Die neue Kostenverordnung
zum ElektroG (ElektroGKostV)
trat im Dezember in Kraft. Mit Er-
lass der sechsten Änderungsver-
ordnung zur ElektroGKostV ver-
teuerten sich erneut die Gebühren
für Abhol- und Bereitstellungs-
anordnungen. Trotz Kostenein-
sparungen seitens der stiftung ear
in Höhe von 4 % sei die erneute
Gebührenerhöhung erforderlich
gewesen, da die Anzahl der Optie-
rungen der örE weiterhin kontinu-

ierlich steigt und ein Ende dieser
Entwicklung nicht absehbar ist.

Handlungsbedarf

Die negative Entwicklung lege
nicht darin begründet, dass weni-
ger Neugeräte in Umlauf kom-
men, heißt es in Branchenkreisen.
bvse-Hauptgeschäftsführer Eric
Rehbock: „Das Gegenteil ist der
Fall. Es besteht also tatsächlich
Handlungsbedarf. Das bestätigen
auch die neuen EAR-Zahlen für
das Jahr 2012.“ Nach den neuen
Zahlen sieht es so aus, als ob in
2012 mehr Neugeräte in den
Markt gebracht wurden als 2011.
Gleichzeitig wurden in 2012 aber
weniger Altgeräte verwertet als
2011. Also: Es wird weniger E-
Schrott verwertet. Dieser Trend
verfestigt sich. Schon 2011 wurde
weniger verwertet als 2010.

Enttäuschende Zahlen

Konkret: Die EAR konnte in
2012 statistisch nur noch 608.428
Tonnen Altgeräte erfassen, ca.
26.000 Tonnen weniger als in
2011. Die an Neugeräten in Ver-
kehr gebrachte Menge hat demge-
genüber allerdings um 100.000
Tonnen zugenommen. Dies be-
deutet, dass sich die Rücklaufquo-
te nochmals verschlechtert hat.

Hauptgeschäftsführer Eric Reh-
bock: „Die veröffentlichen Zahlen
für 2012 sind absolut enttäuschend
und bleiben weit hinter unseren Er-
wartungen zurück. Die anstehende
Novelle des ElektroG muss als
Chance genutzt werden, den Nega-
tivtrend in der Sammlung und der
Qualität des Recyclings zu stop-
pen.“

Illegale Entsorgungswege
schließen

Nach Meinung von Klaus Mül-
ler gelte es, „illegale Entsorgungs-
wege“ zu schließen sowie Samm-
lung und Erfassung nur durch qua-
lifizierte und zertifizierte Unter-
nehmen durchführen zu lassen.
„Nur wenn die Altgeräte auch in
den spezialisierten Erstbehand-
lungsanlagen landen, ist eine ord-
nungsgemäße Schadstoffentfrach-
tung und eine qualifizierte Rück-
gewinnung der Wertstoffe mög-
lich“, machte der bvse-Vizepräsi-
dent deutlich.

IFAT 2014 in München:

Neue Maßstäbe
Auf der weltweit wichtigsten Fachmesse für Innovationen
und Dienstleistungen in den Bereichen Wasser-, Abwasser-,
Abfall- und Rohstoffwirtschaft IFAT, die vom 5. bis 9. Mai in
München stattfindet, zeigt die Branche ihr komplettes Ange-
bot. Dieses Ausstellungsspektrum ist lückenlos von A bis Z
besetzt - von Anlagen zur Abwasserbehandlung bis zu Zer-
kleinerungsmaschinen. Moderne, zukunftsorientierte Um-
welttechnik wird für alle Anwendungsfelder umfassend ange-
boten.
Mit einer Fläche von 230.000 Quadratmetern legt die Veran-
staltung im Vergleich zu 2012 nochmals um 15.000 Quadrat-
meter zu. Allerdings wird trotz der Flächenerweiterung in ei-
nigen Segmenten nach wie vor eine Warteliste geführt.
Auch bei den Ausstellern wird mit rund 3.000 Unternehmen
aus 50 Ländern eine neue Bestmarke erwartet. Zudem werden
insgesamt 56 Gemeinschaftsbeteiligungen aus 13 Ländern
teilnehmen.

Enorme Resonanz

Silvia Fritscher, Projektleiterin der IFAT, ist optimistisch, dass
„in diesem Zusammenhang der Anteil internationaler Ausstel-
ler im Vergleich zu den Vorveranstaltungen weiter zunehmen
wird. Die Resonanz der Aussteller, vor allem auch der inter-
nationalen, ist wirklich enorm.“
Zur IFAT 2012 lag der Anteil internationaler Unternehmen bei
39 Prozent.
Weitere Informationen unter www.ifat.de
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Veranstaltungshinweis:

Baustoff Recycling Forum
und 1. bvse-Mineraliktag 

25./26. Februar 2014 in München

Der Baustoff Recycling Bayern e.V. veranstaltet in Koope-
ration mit dem Bundesverband Sekundärrohstoffe und
Entsorgung e.V. (bvse) das Bayerische Baustoff Recycling
Forum am 25. Februar 2014 mit den Themen:

Kreislaufwirtschaft, BayAbfG, Vorbildfunktion der öffent-
lichen Hand

Qualitätssicherung, Zertifizierung, Einbaukriterien
Recycling - Verfüllung - Deponie in Bayern.

Ebenfalls veranstaltet wird der 1. bvse-Mineraliktag am
26. Februar 2014 mit den Themen:

Recyclingbaustoffe im Vergaberecht/Ausschreibungen
Anlagengenehmigung in der Praxis (BImSchV, AwSV)
Probennahme bei Bau- und Abbruchabfällen/Böden
Ersatzbaustoffverordnung/BBodSchV: Stand der Diskussi-

on in München.
In den vergangenen Jahren hat sich das Bayerische Baustoff

Recycling Forum mit jährlich ca. 200 Teilnehmern für Aufbe-
reiter, Planer, Bauherren und auch für die öffentliche Verwal-
tung zu der Informationsplattform für Recycling und Ver-
wertung von mineralischen Abfällen in Bayern entwickelt.
Nach Gründung des bvse- Fachverbandes „Mineralik –Recyc-
ling und Verwertung“ im September 2013 wird nun das bayeri-
sche Forum um den 1. bvse-Mineraliktag erweitert.

An beiden Tagen bietet sich die Gelegenheit, sich kompakt
und umfassend zu den oben genannten Themen zu infor-
mieren. Anmeldungen zu den Veranstaltungen sind ab sofort
möglich.
Weitere Informationen unter http://www.baustoffrecycling-
bayern.de

Abfallverwertung Augsburg:

Lechwerke verkaufen 
Anteile an der AVA

Landkreise Augsburg, Aichach-Friedberg und die Stadt Augsburg 
übernehmen Anteile zum 1. Januar 2015 

Die Lechwerke AG (LEW) hat mit den Landkreisen Augsburg,
Aichach-Friedberg und der Stadt Augsburg einen Vertrag zur
Übertragung ihres rund 25-prozentigen Anteils an der Abfall-
verwertung Augsburg GmbH (AVA) zum 1. Januar 2015 abge-
schlossen. LEW ist seit der Gründung der AVA 1991 über die
Tochtergesellschaft Schwäbische Entsorgungsgesellschaft mbH
(SE) einer der Gesellschafter der Abfallverwertung. Die Land-
kreise Augsburg und Aichach-Friedberg sowie die Stadt Augs-
burg halten über den Abfallzweckverband Augsburg (AZV) die
restlichen Anteile an der AVA. 

Bis zur Übertragung der An-
teile nimmt LEW wie bisher
auch über die SE ihre Funktion
als Gesellschafter wahr. Über die
Höhe des Kaufpreises vereinbar-
ten die Vertragsparteien Still-
schweigen. Die Stadt Augsburg
sowie die beiden Landkreise
übernehmen die Anteile im Ver-

hältnis ihrer Beteiligung am
AZV.

Erfolgreicher Weg

Dr. Markus Litpher, LEW-Vor-
standsmitglied und stellvertreten-
der Aufsichtsrat der AVA: „Die
Lechwerke haben mehr als 20

Jahre die AVA begleitet. Unsere
Verantwortung als Gesellschafter
nehmen wir bis zur planmäßigen
Übertragung der Anteile am 1. Ja-
nuar 2015 wahr. Wir wünschen
dem AZV und seinen Mitglie-
dern, dass sie den erfolgreich ein-
geschlagenen Weg der AVA fort-
setzen.“ 

Kompetenter Partner

Augsburgs Oberbürgermeister
Dr. Kurt Gribl begrüßte in seiner
Funktion als Aufsichtsratsvorsit-
zender der AVA die Vereinba-
rung: „Die Lechwerke waren
und sind ein verlässlicher und
kompetenter Partner der AVA.
Mit ihrem Know-how und dem
finanziellen Engagement hatte

LEW entscheidenden Anteil an
Entwicklung und Bau der AVA
Anfang der 90er Jahre.“ 

„Wir freuen uns, dass die
Lechwerke signalisiert haben,
auch nach dem Ausstieg aus der
AVA den Gebietskörperschaften
weiterhin mit Rat und Tat in al-
len energiewirtschaftlichen Fra-
gestellungen zur Verfügung zu
stehen“, sagte Augsburgs Land-
rat Martin Sailer für den AZV,
als Zusammenschluss der Stadt
Augsburg und der Landkreise
Augsburg und Aichach-Fried-
berg.

Kommunale Belange

„Die Lechwerke standen kom-
munalen Belangen immer ge-
sprächsbereit gegenüber. Mit der
nun erzielten Einigung wird die
AVA künftig ganz in kommuna-
ler Verantwortung geführt wer-
den“, so Landrat Christian
Knauer.

LEW hatte die über ihre 100-
prozentigeTochter SE gehaltene
Beteiligung an der Abfallverwer-
tung Augsburg bereits Ende
2010 von 49 Prozent auf 25,01
Prozent reduziert. 

Altpapier: 

bvse sieht noch Chancen für
eine End-of-Waste-Verordnung
Zur Ablehnung des Vorschlags der EU-Kommission für End-

of-Waste-Kriterien für Altpapier durch das Europäische Parla-
ment erklärte bvse-Vizepräsident und Vorsitzender des bvse-
Fachverbandes Papierrecycling, Reinhold Schmidt: „Nun hat
sich bewahrheitet, was sich schon im letzten Jahr seit der un-
glücklichen Hinzunahme von beschichtetem Altpapier als er-
laubtem Inputmaterial andeutete: Eine europäische Verordnung
zum Abfallende von Altpapier wird es zunächst nicht geben.
Das EU-Parlament regte jedoch zugleich mit seiner Ablehnung
an, dass die Kommission diesen Entwurf überdenke und ver-
bessere. Damit besteht zumindest mittelfristig noch eine Chan-
ce für die Verordnung in qualitativ verbessertem Gewand. Das
ist, worauf der bvse abzielt.“ 

Blockheizkraftwerk in Metten:

Energieeffizienz
im Kloster

Die Abtei Metten setzt auf Energieeffizienz: Zusammen mit der
Bayernwerk Natur GmbH ist auf dem Klostergelände eine
Kraft-Wärme-Kopplungsanlage (KWK) errichtet worden. Pa-
ter Markus Häring und Dr. Alexander Fenzl, Geschäftsführer
der Bayernwerk Natur, haben das neue Blockheizkraftwerk in
Betrieb genommen.

Die Abtei Metten betreibt auf
ihrem weitläufigen Areal ein
Nahwärmeversorgungsnetz für
mehrere Gebäudekomplexe und
Wirtschaftseinheiten. Bislang er-
zeugte eine Hackschnitzelanlage
die benötigte Wärme. Für die
Abdeckung der Spitzenlast sorg-
te ein Ölkessel.

Jetzt wollten die Benediktiner
die gesamte Wärmeerzeugung
ökologisch sinnvoll gestalten.
Die Abtei suchte also nach einer
Lösung, um den mit Erdöl be-
triebenen Spitzenlastkessel zu
ersetzen.

BHKW erzeugt 
Wärme und Strom

In der Bayernwerk Natur
GmbH fand das Kloster Metten
einen kompetenten und erfahre-
nen Partner, der eine Lösung
mittels einer KWK-Anlage an-
bot. Die neue Anlage ist als
Blockheizkraftwerk (BHKW)
ausgeführt und verfügt über eine
Leistung von 50 Kilowatt (kW)
elektrisch und 97 kW thermisch.
So kann die Abtei künftig vor
Ort nicht nur Wärme erzeugen,
sondern zusätzlich auch Strom.
Der erzeugte Strom wird direkt
vor Ort genutzt, sodass die Anla-
ge nur eine kleine Restmenge in
das öffentliche Stromnetz einge-
speist.

175 Tonnen weniger CO2

Insgesamt kann das BHKW
den Strombedarf der Abtei bis zu
rund 70 Prozent decken. Als En-

ergieträger dient das umwelt-
schonende Erdgas. Im Vergleich
zur bisherigen Lösung wird die
Umwelt durch die gemeinsame
Erzeugung von Strom und Wär-
me im BHKW der Abtei Metten
jährlich um rund 175 Tonnen
CO2 entlastet.

Probebetrieb

Diese ökologischen und öko-
nomischen Faktoren haben die
Verantwortlichen der Abtei von
der Zusammenarbeit mit der
Bayernwerk Natur GmbH über-
zeugt. Bei der Inbetriebnahme
betonte Pater Thomas Winter,
der Haustechniker der Abtei,
dass die Einbindung in das Wär-
mesystem der Abtei eine große
Herausforderung darstellte. Dass
die Technik gut funktioniere,
zeigte sich bereits im Probebe-
trieb, bei dem die prognostizier-
ten Leistungswerte sogar über-
troffen wurden.

Wirkungsgrad 
über 90 Prozent

„Die Anlage ist mit einem Ge-
samtwirkungsgrad von über 90
Prozent der getrennten Erzeu-
gung von Strom und Wärme
weit überlegen“, so Pater Tho-
mas Winter. „Durch die dezen-
trale Stromerzeugung wird das
öffentliche Stromnetz entlastet,
was einen wichtigen Beitrag für
die Energiewende bedeutet“,
zeigte sich Dr. Alexander Fenzl
von der Bayernwerk Natur über-
zeugt. 

Nördlingen:

Landratsamt 
Bürgerservice nimmt

seine Arbeit auf
Seit Ende 2013 ist der neue Landratsamt Bürgerservice Nörd-
lingen in Betrieb. Dieser neue Service vereint das bisherige Bür-
gerbüro des Landratsamtes und die bisherige Zulassungsstelle
Nördlingen und ist in den Räumen der Zulassungsstelle in der
Nürnberger Straße 17 (Arlt-Gebäude) zu finden.

In dieser neuen Einrichtung
sind alle bisherigen Dienstlei-
stungen des Bürgerbüros und der
Zulassungsstelle unter einem
Dach zu finden. Der Bürger hat
somit nur noch eine Anlaufstelle.
Wie gewohnt kann man am
Schalter viele Dienstleistungen
in Angelegenheiten von A wie

Abfallwirtschaftsverband bis W
wie Wohngeld in Anspruch neh-
men. Daneben werden alle Vor-
gänge rund um die Zulassung
von Fahrzeugen von der Reser-
vierung von Wunschkennzei-
chen bis zum Erwerb von Fein-
staubplaketten erledigt. 

Neu sind auch die Öffnungs-
zeiten mit der über die Mittags-
zeit durchgehenden Öffnung. Der
neue Landratsamt Bürgerservice
steht am Montag von 7:30 bis
16:00 Uhr, am Dienstag von 7:30
bis 14:00 Uhr, am Mittwoch von
7:30 bis 12:30, am Donnerstag
von 7:30 bis 17:30 und am Frei-
tag von 7:30 bis 12:30 allen Bür-
gern zur Verfügung.

Hervorzuheben ist weiterhin
der Servicegedanke. Der neue
Bürgerservice ist barrierefrei und
auf kurzen Wegen erreichbar. Es
steht die Verbindung von bürger-
naher, moderner Dienstleistung
mit kompetentem Service im
Vordergrund. Freundliche An-
sprechpartner helfen bei allen
Zuständigkeitsfragen und sorgen
für eine schnelle und kompetente
Erledigung aller Anliegen. Nach
wie vor soll der Landratsamt
Bürgerservice die erste Anlauf-
stelle vor allem für die Bürger

aus dem Ries sein und lange We-
ge zum Landratsamt in Donau-
wörth ersparen.

Als weitere Serviceleistung ist
die Onlinereservierung von Ter-
minen und von Wunschkennzei-
chen unter www.donau-ries.de
zu nennen.

Neben allen Zulassungsvor-
gängen können die Dienstleistun-
gen des bisherigen Bürgerbüros
im Bereich der Abfallwirtschafts-
verbande, der Ausbildungsförde-
rung, des Ausländerwesens, des
Baurechts, von Beglaubigungen,
des Beschwerdemanagements,
von Fahrtkostenerstattung, des
Ferienlandes Donau-Ries, des
Führerscheinwesens, des Gewer-
berechts, der Grundsicherung/So-
zialhilfe, des Jugendamtes, des
Jagdwesens, des Servicetelefons,
des Waffenrechts und des Wohn-
geldes in Anspruch genommen
werden. 

Der neue Landratsamt Bürgerservice im Arlt-Gebäude in
Nördlingen. 

Donau-Ries:

Platz 10 im Focus-Money
Landkreis-Ranking

Erneut einen Spitzenplatz belegt der Landkreis Donau-Ries beim
aktuellen Wirtschaftsranking des Magazins „Focus Money“, einer
bundesweiten Rangliste der wirtschaftsstärksten Regionen, wobei
insgesamt 402 Landkreise und kreisfreie Städte in den Vergleich
einbezogen waren. Mit Rang 10 landete der Kreis bereits zum
zweiten Mal unter den Top Ten in Deutschland. 

Die wirtschaftlich zugkräftigste
Region Deutschlands ist der Studie
zufolge Ingolstadt, gefolgt von Heil-
bronn und der Stadt München. Bay-
ern dominiert wieder einmal die
Spitzengruppe im aktuellen Ran-
king, unter den ersten Zehn sind
sechs Regionen aus dem Freistaat. 

Die Rangfolge vergleicht die
Wirtschaftskraft der Regionen
und Gemeinden anhand von sie-
ben Indikatoren, u.a. Arbeitslosen-
quote, Bruttowertschöpfung, In-
vestitionen im verarbeitenden Ge-
werbe, verfügbares Einkommen
privater Haushalte, Veränderung
des Bruttoinlandsproduktes, Be-
völkerungswachstum sowie Ver-
änderung der Erwerbstätigenzahl,
basierend auf Zahlen aus den Jah-
ren 2011 und 2012. Das Gesamt-
ranking ergibt sich dabei aus der
Summe der Platzierungen in den
Ranglisten für die einzelnen Fak-
toren. Sieger ist folglich die Regi-
on mit der niedrigsten Punktzahl.  

Sehr zufrieden mit dem Spitzen-
platz ist Landrat Stefan Rößle. Das
Ergebnis zeige, dass der Landkreis
dank seiner gesunden Wirtschafts-
struktur auf Erfolgskurs bleibe. Ein
starker Mittelstand, erfolgreiche
Industriebetriebe, Handwerk und
Landwirtschaft seien Garanten für
eine gute Beschäftigungs- und
Ausbildungssituation im Land-
kreis. Rößle sieht in dem guten Ab-
schneiden aber auch einen Erfolg
der Aktivitäten des Landkreises

und einer verantwortungsvollen
Kreispolitik. Erst im vergangenen
Jahr wurde durch das Regionalma-
nagement Donau-Ries eine Initiati-
ve zur Fachkräftesicherung gestar-
tet, die dazu beitragen soll, dass die
Zahl der Erwerbstätigen im Kreis
stabil bleibt. 
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Wettbewerb „Kommunaler Klimaschutz“: 

Auszeichnung für Nürnberg
Nürnberg zählt zu den neun Preisträgern beim Wettbewerb „Kom-
munaler Klimaschutz 2013“, der seit 2009 jährlich vom Bundes-
umweltministerium und dem Service- und Kompetenzzentrum:
Kommunaler Klimaschutz beim Deutschen Institut für Urbanistik
(Difu) ausgelobt wird. Kooperationspartner sind der Deutsche
Städtetag, der Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städte-
und Gemeindebund. Die Preisgelder fließen wieder in den Klima-
schutz.

Insgesamt waren 138 Beiträge
beim Wettbewerb eingegangen.
Kommunen und Regionen konn-
ten sich in drei Kategorien bewer-
ben. Die Stadt Nürnberg hatte sich
mit dem Projekt „Innendämmung
denkmalgeschützter Gebäude“ in
der Kategorie „Kommunales En-
ergie- und Klimaschutzmanage-
ment“ beworben. In dieser Kate-
gorie gab es 27 Bewerbungen, aus
denen drei Gewinner ausgewählt
wurden. Damit wurde die Stadt
Nürnberg zum zweiten Mal inner-
halb von drei Jahren ausgezeich-
net, nachdem sie bereits 2010 zu
den Preisträgern gehörte. 

Vorreiterrolle

Die Norisstadt nimmt beim
Thema energetische Sanierungen
denkmalgeschützter Gebäude
durch den systematischen Einsatz
von Innendämmung eine Vorreiter-
rolle ein. In einem Pilotprojekt
konnte sie den Erfolg ihrer Vorge-
hensweise belegen. Seither ist das
Verfahren zu einem festen Element
von Sanierungsplänen geworden.
Insgesamt wurden in Nürnberg
schon 30 Innendämmprojekte erfol-
greich umgesetzt. Dadurch erzielt
die Stadt eine CO2-Einsparung von
rund 120 Tonnen jährlich.

Pionierarbeit

Eine energetische Sanierung ist
heutzutage im Normalfall keine
technische Besonderheit mehr.
Nicht so in Nürnberg: Rund ein
Drittel der städtischen Gebäude
stehen unter Denkmalschutz und
dürfen in ihrer Außenfassade nicht
verändert werden. Um die Außen-

wände dennoch wärmeschutztech-
nisch zu verbessern, bleibt nur die
Alternative einer technisch schwie-
rigeren Innendämmung. Die Stadt-
verwaltung Nürnberg leistet hier
seit über einem Jahrzehnt Pionier-
arbeit in Forschung und Praxis. 

Pilotprojekt

Gemeinsam mit dem Institut für
Bauklimatik der Technischen Uni-
versität Dresden startete sie im
Jahr 2000 in zwei kommunalen
Gebäuden ein Pilotprojekt bei dem
in insgesamt vier Räumen Innen-
dämmmaßnahmen getestet wur-
den. Von 2002 bis zum Ende des
Projektes 2004 hat die TU Dres-
den das Vorhaben messtechnisch
begleitet und wissenschaftlich do-
kumentiert. Nach dem Ende der
Projektlaufzeit war die Bilanz der
beiden Kooperationspartner ein-
deutig: Mit einer systematischen
Vorbereitung ist eine effektive In-
nendämmung möglich. Vorbehal-
te, wie die Angst vor Schimmelbil-
dung, konnte die Stadt ausräumen. 

Bundesweite Beachtung

Bis heute folgten dem Pilotpro-
jekt rund 30 Sanierungsprojekte
mit Innendämmung, angefangen
von einzelnen Räumen bis hin zu
kompletten Gebäuden. Das Ergeb-
nis: Nachhaltige Reduzierung der
Heizenergieverbräuche sowie
spürbare Komfortverbesserung.
Und das ohne Schäden durch die
Sanierung. Die praktischen Erfah-
rungen der Stadt Nürnberg in die-
sem Bereich haben inzwischen
bundesweit Bedeutung erlangt.

Mit einem Stadtratsbeschluss zu

energetischen Standards von Ge-
bäuden im Jahr 2009 ist aus dem
Pilotprojekt im kommunalen En-
ergiemanagement Alltag gewor-
den. Wo immer es sinnvoll ist,
wird das Verfahren zur Innendäm-
mung angewendet. Für die Stadt
heißt das im Moment jährlich rund
120 Tonnen CO2-Einsparung nur
durch die bisher realisierten Innen-
dämmungen. 

Energiemanagement

Auch darüber hinaus wird viel
für die Energieeinsparung in städ-
tischen Liegenschaften getan: 
Energiecontrolling, Motivations-
projekte zur Verbesserung des
Nutzerverhaltens, energetische Pro-
jektsteuerung zur Qualitätssiche-
rung bei Planung und Bau sowie
die Realisierung von Contracting-
projekten sind nur einige Maßnah-
men, durch die die Stadt Nürnberg

in Sachen Energiemanagement
Erfolge erzielt. Von 2000 bis 2012
konnten die Stromverbräuche um
28 Prozent und die Heizenergie-
verbräuche um 26 Prozent redu-
ziert werden. Insgesamt konnte in
diesem Zeitraum eine Reduzie-
rung der CO2-Emissionen um
rund 42 Prozent bilanziert werden.

Denkmalgerechte Lösungen

„Der Preis ist eine Belohnung
der Nürnberger Anstrengungen
zum Klimaschutz und bestärkt uns
sehr“, zeigte sich Nürnbergs Bau-
referent Wolfgang Baumann bei
der Preisverleihung in Berlin er-
freut. „Wir werden natürlich wei-
terhin Innendämmlösungen bei
Denkmälern zielgerichtet fort-
führen. Darüber hinaus wollen wir
aber auch denkmalgerechte Lö-
sungen zur Solarnutzung ent-
wickeln. Konkret werden wir das
Preisgeld in Höhe von 20.000 Eu-
ro in ein Pilotprojekt einer denk-
malverträglichen Photovoltaikan-
lage auf der Dachfläche des denk-
malgeschützten Neuen Rathauses
investieren.“ DK

Aus der Hand von Landtagspräsidentin Barbara Stamm bekam
Landrat Herbert Mirbeth die Verfassungsmedaille in Silber über-
reicht. Foto: Bildarchiv Bayer. Landtag/Rolf Poss

Hohe Auszeichnung
für Landrat Mirbeth

Langjähriges politisches Engagement wurde mit der
Bayerischen Verfassungsmedaille in Silber gewürdigt

Regensburgs Landrat Herbert
Mirbeth erhielt aus der Hand
von Landtagspräsidentin Barba-
ra Stamm die Bayerische Ver-
fassungsmedaille in Silber über-
reicht. Damit wurde sein großer
Einsatz für die Region gewür-
digt. Insgesamt 38 verdiente
Persönlichkeiten bekamen im
Rahmen eines Festakts im Se-
natssaal des Maximilianeums in
München die Bayerische Ver-
fassungsmedaille überreicht.

Das Parlament ehrt damit seit
1961 Bürgerinnen und Bürger, die
in herausragender Weise zum
Zusammenhalt der Menschen in
Bayern beitragen und sich aktiv
für die Werte der Bayerischen
Verfassung einsetzen. „Die Ver-
fassung ist das Fundament des
staatlichen Lebens. Sie enthält
die Werteordnung der Gesell-
schaft und zeigt damit die ver-
bindlichen Leitlinien für ein har-
monisches Zusammenleben der
Menschen auf. Das hört sich
nachvollziehbar und plausibel
an. Aber: Es ist kein Selbstläufer.
Dazu braucht es Menschen, die
diesen Rahmen mit Leben fül-
len“, erklärte die Landtagsprä-
sidentin in ihrem Grußwort.

Entwicklung der Region
als besonderes Anliegen

Landrat Herbert Mirbeth er-
hielt die Auszeichnung für sein
kommunalpolitisches Engage-
ment in der CSU, das sich mitt-
lerweile über vier Jahrzehnte er-
streckt. Seit elf Jahren steht er
dem Landkreis Regensburg als
Landrat vor. Zuvor war er Bür-
germeister der Stadt Hemau und
Abgeordneter im Landtag. „In
seinen Ämtern als Stadtrat von
Hemau, als Mitglied des Kreista-
ges Regensburg, als hauptberufli-
cher Erster Bürgermeister der
Stadt Hemau und jetzt als Landrat
des Landkreises Regensburg war
und ist ihm die Entwicklung der
Region ein besonderes Anliegen“,
heißt es in der Würdigung seiner
Leistungen. 

Herzensanliegen

Große Verdienste habe er sich
unter anderem erworben durch
seinen Einsatz für die Einrich-
tung einer Wohnanlage für
Spätaussiedler aus Russland. Als
Landrat verfolge Mirbeth das
Ziel, die Kräfte, die Identität und
die Wirtschaftskreisläufe der Re-
gion zu stärken. Wichtig sei ihm
dabei, die Bürgerinnen und Bür-
ger bei der Erörterung relevanter
gesellschaftlicher Fragen einzu-
beziehen. 

Besonders am Herzen liege
ihm die interkommunale Zu-
sammenarbeit, heißt es in der
Laudatio weiter. Auf seine An-
regung hin seien entsprechende
Koordinationsstellen bei den
Bezirksregierungen verankert
worden. Zudem gehörte Mir-
beth von 1994 bis 2002 dem

Bayerischen Landtag an, wo er
unter anderem im Ausschuss für
Landesentwicklung und Umwelt-
fragen mitwirkte. 1977 gründete er
die „Tangrintler Nachrichten“, ei-
ne Wochenzeitung für die Region
Hemau.

Hebesatz für Bezirksumlage
sinkt auf 19 Prozent 

Bezirkstag von Unterfranken beschließt Haushalt 2014 
Zahlenwerk mit Volumen von knapp 400 Millionen Euro

Um 2,9 Punkte auf dann noch 19 Prozent wird heuer die Bezirks-
umlage sinken. Das hat der Bezirkstag von Unterfranken auf seiner
Sitzung zum Ende des vergangenen Jahres einstimmig beschlossen.
Insgesamt beträgt das Volumen des Verwaltungs- und Vermögens-
haushalts 399,2 Millionen Euro – deutlich wenigerals die 420,3 Mil-
lionen Euro im zu Ende gehenden Jahr.

Mit Blick auf das aktuelle Zah-
lenwerk sprach Bezirkstagspräsi-
dent Erwin Dotzel von einer „ganz
anderen Struktur des Haushalts“,
verglichen mit den Vorjahren. Der
Etat zeige, dass die Rezession end-
gültig überwunden sei. Die außer-
gewöhnlich deutliche Rücknahme
des Hebesatzes um 2,9 Punkte be-
zeichnete Dotzel „als eine der
stärksten Senkungen seit Jahr-
zehnten“. Zugleich wies der Be-
zirkstagspräsident darauf hin, dass
der Bezirk auch künftig sparsam
und gewissenhaft wirtschaften
werde.

Rund 89,0 Prozent der Bezirks-
ausgaben fallen auf die Soziallei-
stungen, wie Kämmerer Rainer
Klingert bereits bei der Vorstellung
des umfangreichen Zahlenwerks
im Bezirksausschuss ausgeführt
hatte. Dabei mache der Bereich
„Eingliederungshilfe“ mit 62,0
Prozent den Löwenanteil aus, ge-
folgt vom Bereich „Hilfe zu Pfle-
ge“ mit einem Anteil von 18,3
Prozent. Klingert wies zugleich
auf einen geringeren Finanzie-
rungsbedarf des Sozialhaushalts
hin, „da einerseits die Ausgaben
nur sehr moderat steigen und an-
dererseits die volle Übernahme
der Grundsicherungsleistungen
durch den Bund zu spürbaren
Mehreinnahmen führt“.

Wirtschaftspläne der
bezirklichen Krankenhäuser

Die Wirtschaftspläne der bezirk-
lichen Krankenhäuser (BKH Lohr
am Main, BKH Schloss Werneck,
König-Ludwig-Haus Würzburg,
Thoraxzentrum Münnerstadt, In-
tensiveinheit Kinder- und Jugend-
psychiatrie Würzburg und Klinik
am Greinberg) weisen ein um 4,2
Prozent gestiegenes Volumen von
insgesamt 192,3 Millionen Euro
auf, die Heime in Lohr, Werneck,
Römershag und Würzburg ein
leicht gesunkenes Volumen in
Höhe von insgesamt 16,9 Millio-
nen Euro, wie Klingert erläuterte.

CSU-Fraktionschef Dr. Peter
Motsch sprach im Zusammen-
hang mit der Entlastung der Um-
lagezahler von einem „solch
hoch erfreulichen Sachverhalt“,
wie es ihn noch nie gegeben ha-
be. Motsch ging kurz auf die er-
zielten Überschüsse ein, die nach
seiner Auffassung der Rücklage
zugeführt werden sollten, um für
Investitionen sowie für Ausga-

ben im Zuge der Inklusion gerü-
stet zu sein.

Auch SPD-Fraktionsvorsitzen-
de Marion Schäfer-Blake sprach
in der Haushaltsdebatte von einer
„äußerst erfreulichen Situation“.
Im Namen ihrer Fraktion plädierte
auch sie dafür, Überschüsse den
Rücklagen zuzuführen. Wenn es
dem Bezirk gutgehe, dann profi-
tierten davon alle Kommunen.

Etwas Wasser in den Wein kipp-
te die Fraktionsvorsitzende der
Freien Wähler, Tamara Bischof,
die zu bedenken gab, dass sich die
momentan gute Gesamtlage auch
wieder verschlechtern könne.
Kritisch sah sie zudem die Per-
sonalausgaben des Bezirks, die
um 4,7 Prozent zulegten. Dies
liege über dem bayerischen
Durchschnitt. Auch bei den
Sachausgaben stelle sich für
sie die Frage, ob die geplanten
Maßnahmen notwendig seien,
etwa die vorgesehene Moder-
nisierung des Sitzungssaals.

Bärbel Imhof sprach als Vorsit-
zende der Fraktion von Bündnis
90/Die Grünen von einem „Weih-
nachtsgeschenk an unsere Umla-
gezahler“. Dies sei umso bemer-
kenswerter, als Unterfranken bei
der Umlagekraftsteigerung nur
den vorletzten Platz aller Bezirke
einnehme. Handlungsbedarf sah
die Fraktionschefin insbesondere
im Bereich der Altersmedizin. Der
demographische Wandel erfordere
„grundsätzlich neue Überlegun-
gen, wie wir mit den rasant anstei-
genden Patientenzahlen in der Ge-
rontopsychiatrie umgehen wol-
len“, sagte Imhof.

Als Vertreterin der FDPforderte
Adelheid Zimmermann eine noch
stärkere Absenkung der Bezirks-
umlage auf 18,7 Prozent. Zur Fi-
nanzierung schlug sie vor, das
Geld aus der Rücklage zu entneh-
men und dem Verwaltungshaus-
halt zuzuweisen. Die Schulden des
Bezirks beliefen sich derzeit auf
7,15 Euro pro Einwohner, dies sei
weniger als die Hälfte des ba-
yernweiten Durchschnitts.

Im Gegensatz dazu vertrat An-
gelika Strobel (Die Linke) die 
Auffassung, 9,3 Millionen Eu-
ro Schulden seien keine zu igno-
rierende Summe. Für die Zukunft
erwartete sie weiter steigende So-
zialausgaben. Zudem plädierte sie
für mehr Sucht-Präventionen.
„Das sollte uns die Jugend wert
sein“, sagte die Politikerin.

KlimaschutzOffensive Fischbachau:

Start des Projekts „Fischbachau
spart Strom“ am 9. Januar 2014

In Zusammenarbeit mit der Energiewende Oberland startete die
KlimaschutzOffensive Fischbachau eine Stromsparoffensive für
private Haushalte und das Gewerbe in Fischbachau. Unterstützt
wird die Kampagne unter anderen auch durch die Bosch und Sie-
mens Haushaltsgeräte GmbH und das Landratsamt in Miesbach.

Am 9. Januar begann die
Kampagne mit einer Auftakt-
veranstaltung für fünf Haushal-
te, die bereit sind, ein Jahr lang
gezielt Strom zu sparen, aktiv
an einzelnen Projektschritten
mitzuarbeiten und nach Ab-
schluss als Multiplikatoren auf
Veranstaltungen zu fungieren.

Information und Begleitung

Im Bereich Gewerbe findet der-
zeit noch die Auswahl der teilneh-
menden Betriebe im Handwerk,
Gastgewerbe und der Landwirt-
schaft statt. Interessierte Gewer-
betreibende aus Fischbachau
können sich noch bewerben. Be-
werbungen sind telefonisch bzw.
per Mail an die Gemeindeverwal-
tung Fischbachau, Telefon: 08028-
9066-0, E-Mail: rathaus@fisch-
bachau.de, Frau von Stritzky bzw.
Herr Neundlinger, unter Angabe
der Größe des Betriebs, Name,
Adresse, Ansprechpartner, Tele-
fonnummer und E-Mail-Anschrift
zu richten.

Die KlimaschutzOffensive
Fischbachau und die Energie-
wende Oberland informieren,
beraten und begleiten die Haus-
halte und das Gewerbe in Fisch-
bachau ein Jahr lang bei ganz
gezielten Maßnahmen zum
Stromsparen. Ziel ist es, den
Stromverbrauch im Jahr 2014
drastisch zu senken. Die teilneh-
menden privaten Haushalte erhal-

ten die notwendige Stromspar-Ba-
sis-Ausstattung kostenlos. Eine
Energiesparkiste  mit Infomaterial,
verschiedenen Lampen, Mess-
geräten und Sparfunktionen helfen
beim Energiesparen. 

Energieverbrauch optimieren

Gesponsert wird diese Kiste
durch die Bosch und Siemens
Haushaltsgeräte GmbH. Alle Teil-
nehmer erhalten während des Jah-
res regelmäßige und kostenlose
Beratungen und Informationen
zum Thema Energiesparen. Außer-
dem finden Veranstaltungen zum
Erfahrungsaustausch statt. So soll
gezielt der Energieverbrauch ge-
messen, erfasst, überwacht und
optimiert werden.

Stromsparwettbewerb
für private Haushalte

Zusätzlich lobt die Gemeinde
Fischbachau für das Jahr 2014
einen Stromsparwettbewerb für
alle privaten Haushalte in
Fischbachau aus. Thema des
Wettbewerbs ist die Erzielung
einer maximalen Stromeinspa-
rung im Zeitraum von Januar
bis Dezember 2014 verglichen
mit dem Vorjahr. Teilnehmer
aus der Gemeinde Fischbachau
können durch die Optimierung
des eigenen Verhaltens und
durch die Anschaffung energie-
effizienter Geräte sparen.
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„Gesundheit.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, richtete
diesen Wunsch mit routinierter
Höflichkeit an mich, nachdem
ich ein Niesen in der trocke-
nen Luft des Büros nicht zu-
rückhalten konnte. Allerdings
kreuzte sich diese mitfühlende
Reaktion mit meinem „Ent-
schuldigung“, das ich schnell
dem Schwall an durch die Na-
se ausgestoßener Luft hinter-
her sandte. Laut aktuellem Be-
nimm-Kurs gilt das derzeit als adäquater Akt
unter wohlerzogenen Weltbürgern.

Schon sind wir mitten in einer großen Black-
box der Unsicherheit bei denen, die auf gutes
Benehmen Wert legen. Welche Reaktion ist die
richtige? Tatsächlich haben uns unsere Eltern
von klein auf beigebracht, dass man artig „Ge-
sundheit“, „Hatschi“ oder ein Dialekt-Äquiva-
lent wie „Helf da Gott“ sagt, wenn jemand
niest, mit dem man gerade in kommunikativer

Interaktion ist. Der Niesende nickt oder dankt,
je nachdem wie stark der verbliebene Kitzel in
der Nase es ihm ratsam erscheinen lässt, den
Mund aufzumachen. Ob dieses „Gesundheit“
nun ursprünglich ein Segenswunsch war, man
dem verschnupften Gegenüber damit also die
baldige Wiederherstellung der Gesundheit
wünscht oder einen Abwehrzauber darstellt,
man also für sich selber eine Bewahrung der
Gesundheit in Anbetracht der Bazillenschleuder
vis-à-vis erflehte, ist, soweit ich weiß, unklar. 

Das mit dem „Entschuldigung“ ist jedenfalls
leicht zu erklären. Denn wer in explosionsarti-
ger Manier Luft (und noch einiges mehr) aus
seiner Nase ausstößt, stört objektiv ein Ge-
spräch, ein Meeting oder eine Versammlung; in
den meisten Fällen sicherlich unbeabsichtigt,
aber halt auch unüberhörbar. Und wer stört, tut
gut daran, sich dafür zu entschuldigen, auch
wenn er zu der Störung gezwungen wurde.

Manieren sind halt etwas Diffiziles. Man den-
ke nur an den Kontakt zu Menschen aus frem-
den Kulturen, der sich heutzutage in der globa-
lisierten Welt immer schneller ergibt. Chinesi-
sche Tischsitten sind für uns Europäer absolut
gewöhnungsbedürftig, wie es bei Tisch schlürft,
schmatzt und jede Art von anderen Geräuschen

hören lässt. Die Tischdecke
wird hemmungslos als Serviet-
te missbraucht, Geflügelkno-
chen neben dem Teller abge-
legt, bei Tisch und sogar wäh-
rend des Essens wird geraucht.
Nur Naseputzen im Laufe der
Mahlzeit ist seltsamerweise ein
No-Go. Da diese Art bei west-
lichen Gastgebern immer wie-
der auf Ressentiments stößt,
werden chinesische Reisegrup-
pen nach Europa neuerdings

mit einer Benimmfibel ausgestattet, um die
gröbsten kulturellen Unterschiede etwas auszu-
gleichen. Heraus kommt meist eine individuelle
Melange aus west-östlichen Tischsitten, die für
beide Seiten anstrengend, aber irgendwie inter-
kulturell versöhnlich ist.

Dabei gilt ja auch für uns, dass Manieren
wandelbar sind und sich dem Lauf der Zeit an-
passen müssen. Vieles, was heute comme-il-faut
ist, wäre noch in den 1950er Jahren, der Hoch-
zeit der von Erica Pappritz kodifizierten Etiket-
te der frühen Bundesrepublik, undenkbar gewe-
sen. Etwa, dass im Restaurant die Dame die
Rechnung für sich und den Herrn bezahlt.
Selbst der Knigge erlebt ja immer wieder Neu-
auflagen und ist keine Anschaffung fürs Leben
mehr. Was dann natürlich manchmal zu Unsi-
cherheiten führt, oder wüssten Sie auf Anhieb,
ob ein Mann treppauf vor oder nach der Dame
geht? Wer die Tür aufhält – immer der Herr der
Dame oder derjenige, der zuerst bei der Tür ist,
unabhängig vom Geschlecht?

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht es ein, er
wird einen Benimm-Trainer für sich und die
Führungsetage des Rathauses anheuern, um
mal gründlich unsere Manieren durchzu-
checken und auf den Jetztstand zu bringen. Vor
allem der große Bereich der digitalen Etikette,
sprich wie man sich höflich im Web bewegt und
die Kommunikation dort gestaltet, dürfte von
Interesse sein. Bin gespannt, wie der Kampf
„Entschuldigung“ gegen „Gesundheit“ da aus-
geht. Out, wie viele behaupten, ist gutes Beneh-
men jedenfalls nicht. Noch immer gilt die Er-
kenntnis Arthur Schopenhauers, die ich dem
Chef maile: „Höflichkeit ist wie ein Luftkissen -
es mag wohl nichts drin sein, aber es dämpft die
Stöße des Lebens.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Gutes Benehmen
ist nie out

Nachhaltiges Wirtschaften
im Oberland

Klausurtagung in Benediktbeuern von Bürgerstiftung
Energiewende Oberland und Wirtschaftsforum Oberland 

Finanzvorstände der Dax-Unternehmen gehen davon aus, dass es
sich wirtschaftlich rechnet, ökologische und gesellschaftliche Ziele
zu verfolgen, und dass immer mehr Kunden und Investoren auf
nachgewiesene Nachhaltigkeit Wert legen. Hieran knüpften die
Bürgerstiftung Energiewende Oberland und das Wirtschaftsforum
Oberland an, in dem sie - erstmals gemeinsam mit der Metropolre-
gion München und der SMGRegionalmanagement - zum 5. Mal in
Folge zu ihrer Klausurtagung „Nachhaltiges Wirtschaften im
Oberland“ nach Benediktbeuern einluden. 

Knapp 200 Teilnehmer folgten
den hochkarätigen Vorträgen aus
den Bereichen Mobilität, Ernäh-
rung, Konsumverhalten und Ener-
gie und nahmen an insgesamt drei
Workshops teil. 

Nach der gemeinsamen Eröff-
nung der Klausurtagung durch
Landrat Josef Niedermaier (Bad
Tölz-Wolfratshausen), Prof. Rein-
hold Krämmel (Wirtschaftsforum
Oberland), Prof. Dr. Wolfgang
Seiler (EWO/EKO), Alexander
Schmid (SMG Miesbach) und
Wolfgang Wittmann (Europäische
Metropolregion München) zeigte
Josef Rother von der Gesellschaft
für angewandte Kommunalfor-
schung in Marburg auf, wie sich
die Mobilität in Bezug auf das täg-
liche Pendeln in Zukunft verän-
dern könnte. 

Pendlerstationen

Rother zufolge könnten soge-
nannte Pendlerstationen in der
Region entstehen und zahlreichen
Mitarbeitern von Unternehmen in
München einen Arbeitsplatz in
der Nähe ihres Wohnortes im
Oberland verschaffen. Dies hätte
positive Auswirkungen für die
Region Oberland, die Verkehrs-
entlastung der Stadt München, für
die Arbeitgeber und letztlich für
das Klima, da CO2-Emissionen
vermieden würden.

Adriane Schua, Vorsitzende der
Solidargemeinschaft OBERLAND

e.V., legte dar, wie aus einer Idee
im Jahr 1994 das Netzwerk UN-
SER LAND entstand. Mittlerwei-
le sei der Zusammenschluss auf
zehn Solidargemeinschaften und
über 1.000 Mitglieder, darunter
auch Gemeinden, angewachsen.
Schua regte an, darüber nachzu-
denken, wo das Essen im Super-
markt herkommt und plädierte
dafür, so weit möglich regionale
Produkte einzukaufen. Produkte
von UNSER LAND seien in zahl-
reichen Einzelhandelsmärkten der
Region verfügbar und würden zu
einem fairen Preis verkauft, so die
Vorsitzende. Man wolle regional
bleiben, um damit die hohen ideel-
len und wirtschaftlichen Beson-
derheiten zu erhalten.

Gebäude als 
thermischer Speicher

Mit einer neuen Idee wartete Ja-
kob Schneegans vom Lehrstuhl
für Bauklimatik und Haustechnik
der TU München auf: Gebäude als
thermischer Speicher. „Das Sys-
tem wird sich dahingehend än-
dern, dass nicht die Nachfrage die
Produktion von Strom beeinflusst,
sondern Strom dann intelligent ge-
nutzt wird, wenn er beispielsweise
durch Solar- oder Windkraftanla-
gen zur Verfügung steht“, stellte
der Energieexperte fest.

Der ehemalige ARD-Moderator
Franz Alt, der als einer der po-
pulärsten Verfechter der Energie-

wende gilt, erläuterte schließlich,
„warum uns die Energiewende zu
Gewinnern macht“. Alt zufolge
liegt die Energiewende in unse-
rer Hand und Deutschland könne
als hochtechnologisiertes Land
Vorreiter in der Verknüpfung
zwischen Ökonomie und Ökolo-
gie sein. Weltweit führend sei
Deutschland bereits bei den Tech-
niken für Energie aus Sonne,
Wind, Biogas sowie Speichertech-
nologie. Dies schaffe hierzulande
eine Million neue Arbeitsplätze.
Die energetische Zukunft ist für
Alt ein Mix aus Sonne plus Was-
ser, Biogas und Wind. Ebenso
wichtig sei es freilich, Energie zu
sparen und effizienter damit um-
zugehen. Wirtschaft und Politik
sollten in punkto Energiewende
vor allem über die Chancen und
nicht nur über die Kosten spre-
chen, lautete Alts Botschaft.

Nachhaltigkeitspreis
für Tyczka Totalgaz GmbH

Ein weiterer Höhepunkt der
Klausurtagung war die Verleihung
des „Nachhaltigkeitspreises“ des
Wirtschaftsforums Oberland an
die Tyczka Totalgaz GmbH aus
Geretsried. Stolz nahmen die Ge-
schäftsführer von Tyczka Total-
gaz, Markus Eder und Jan Peter-
sen, den Preis entgegen. „Wir ha-
ben in den vergangenen Jahren
viel für gelebte Nachhaltigkeit
getan, sowohl im sozialen, ökolo-
gischen als auch ökonomischen
Umfeld“, betonte Markus Eder.
„Dieser Nachhaltigkeitspreis ist
uns ein großer Ansporn, auch in
Zukunft verantwortungsvoll mit
allen Ressourcen umzugehen.“

Nachhaltigkeit ist einer der zehn
Werte, die die Unternehmenskul-
tur bestimmen. Allein seit 2010
konnte das Unternehmen seine
Treibhausgasemissionen um
1.102.335 Kilogramm Kohlendio-
xid-Äquivalente reduzieren. Die
noch verbliebenen Emissionen
setzte Tyczka Totalgaz mit einer
CO2-Kompensation für 2012 auf
null. Mit dieser Investition unter-
stützt das Unternehmen unter-
schiedliche klimaschonende Pro-
jekte weltweit.

Einer der besten 100
Arbeitgeber Deutschlands

Verschiedene Arbeitszeitmo-
delle erhöhen die Flexibilität der
Mitarbeiter und erleichtern damit
auch die Vereinbarkeit zwischen
Beruf und Familie. Dreimal in
Folge zeichnete Great place to
work® Tyczka Totalgaz als einen
der besten 100 Arbeitgeber
Deutschlands aus. 

Darüber hinaus stehen Betriebs-
sicherheit und Unfallvermeidung
an erster Stelle. So nehmen die
Dienstwagenfahrer an Eco-Fahr-
trainings (Spritspartraining) teil. In
der neuen Dienstwagenrichtlinie
wurden die CO2-Obergrenzen
weiter reduziert.

Alle Mitarbeiter im Außen-
dienst sind Energieeffizienzberater
und beraten die Kunden auch hin-
sichtlich Energieeinsparungen.
Das Firmengebäude wurde vor
zwei Jahren wärmegedämmt, alle
Standorte beziehen Ökostrom und
in Geretsried sowie Fensterbach
wurde in leistungsstarke Photovol-
taikanlagen investiert.

2013 konnten sich alle Mitar-
beiter auf firmeninternen Nach-
haltigkeitstagen informieren und
wurden für das Thema sensibili-
siert. Das 2012 gestartete Projekt
„Betriebliches Gesundheitsmana-
gement“ hat zu einer ganzen Rei-
he von Verbesserungen geführt.
Maßnahmen wie z. B. die Opti-
mierung der Heizungs- und Lüf-
tungsanlage befinden sich in der
Umsetzung. DK

Bezirk Schwaben: 

Bezirkstag beschließt 
Senkung der Bezirksumlage

um einen Punkt
Bei seiner jüngsten Sitzung in Kloster Irsee verabschiedete der
Schwäbische Bezirkstag seinen Haushaltsplan für 2014. Vor allem
die gute Umlagekraftentwicklung in Schwaben, ein Zeichen fürden
wirtschaftlichen Aufschwung, ist ausschlaggebend dafür, dass der
Bezirk die Bezirksumlage, die von den Landkreisen und kreisfreien
Städten zurErfüllung derbezirklichen Aufgaben erhoben wird, um
einen Punkt auf den Hebesatz von 22,9 Prozent senken kann.

Die Bezirksumlage sowie die
Einnahmen aus dem Finanzaus-
gleich des Freistaats fließen vor al-
lem in die Bewältigung der sozia-
len Aufgaben des Bezirks, das
heißt, in die Hilfen für Menschen
mit Behinderung und in die Hilfe
zur Pflege. Hier steigt der Finanz-
bedarf jedoch seit Gründung der
Bezirke stetig an - auch 2014
wird der Sozialbereich mit
knapp 95 Prozent den Verwal-
tungshaushalt des Bezirks domi-
nieren, da immer mehr Men-
schen diese soziale Hilfe in An-
spruch nehmen müssen.

So fließen in den Sozialbereich
Ausgaben in Höhe von 586,5 Mil-
lionen Euro. Im Vergleich dazu
sind die Aufwendungen für die
kulturellen Aufgaben mit 8,3 Mil-
lionen Euro marginal. Hier ist der
Bezirk Schwaben unter anderem
Träger der Heimatpflege und der
Bezirksmuseen.

Solides Zahlenwerk

Das Gesamtvolumen des Be-
zirkshaushaltes beträgt 2014 642,5
Millionen Euro. „Ein solides Zah-
lenwerk, das auch eine Weiterent-
wicklung mit Maß und Ziel zu-
lässt“, betonte Bezirkstagspräsi-
dent Reichert. Unter anderem sol-

len die Suchtberatungsstellen so-
wie weitere ambulante, wohnort-
nahe Angebote für psychisch kran-
ke und behinderte Menschen aus-
gebaut werden.

Begrüßenswerte
Zusicherung zu einem
Bundesleistungsrecht

In ihren Haushaltsreden begrüß-
ten die Fraktionsvorsitzenden Her-
bert Pressl (CSU), Wolfang Bäh-
ner (SPD) und Johann Fleschhut
(FW) und Manfred Buhl (FDP/
BP) die Zusicherung des Bundes
zu einem Bundesleistungsrecht im
Rahmen der Eingliederungshilfe.
Allerdings müsse auch darauf ge-
pocht werden, dass die finanzi-
elle Beteiligung des Bundes an
den Aufwendungen zur Behin-
dertenhilfe direkt bei den Kom-
munen ankomme und auch die
Kompetenz bei den Kommunen
verbleibe. 

Der Haushalt wurde gegen vier
Stimmen seitens der Fraktion der
Grünen/ÖDP und der Ausschuss-
gemeinschaft aus Piraten und Die
Linke verabschiedet. Deren Spre-
cher Kirsi Hofmeister-Streit und
Fritz Effenberger traten für eine
geringe Senkung der Bezirksum-
lage ein.

Dillingens Landrat Leo Schrell:

Positive Bilanz 
eines ereignisreichen Jahres

Als attraktiven Bildungs- und Wirtschaftsstandort mit Lebensqua-
lität betrachtete Landrat Leo Schrell den Landkreis Dillingen zum
Ende eines ereignisreichen Jahres. Dazu haben neben hohen Inve-
stitionen des Landkreises in den zukunftsfähigen Ausbau der Bil-
dungseinrichtungen sowie die Sicherung einer bedarfsorientierten
und wohnortnahen ärztlichen Versorgung auch der vielfältige eh-
renamtliche Einsatz unzähliger Menschen als tragende Säule unse-
res Gemeinwesens beigetragen“, betonte Schrell anerkennend.

Zu den Schwerpunkten der
Kreispolitik wird noch mindestens
bis 2018 die Bildung zählen. Bis
dahin wird der Landkreis rund 80
Mio. Euro in die Modernisierung
seiner Bildungseinrichtungen inve-
stiert haben. In diesem Jahr konnte
der erste Bauabschnitt des Neubaus
der Berufsschule Lauingen zum
Abschluss gebracht werden. 

„Der Neubau schafft moderne
Ausbildungsvoraussetzungen und
stärkt gleichzeitig unsere Region
als Ausbildung- und Wirtschafts-
standort nachhaltig“, ist der Land-
rat sicher. Damit bieten sich vor al-
lem jungen Menschen im Land-
kreis Perspektiven. Nach dem Ab-
schluss der Generalsanierung des
Gymnasiums in Wertingen steht
ab 2015 die Generalsanierung des
Johann-Michael-Sailer-Gymnasi-
ums in Dillingen mit Kosten in
Höhe von rund 20 Mio. Euro auf
der Agenda des Landkreises. 

Zu den größten Herausforde-
rungen der Zukunft zählt Leo
Schrell die Sicherstellung der ärzt-
lichen Versorgung. „Auf diesem
Gebiet hat der Landkreis mit der
Inbetriebnahme des neuen, vom
KfH Kuratorium für Dialyse und
Nierentransplantation e.V. betrie-

bene Dialysezentrums am Kran-
kenhaus St. Elisabeth, der Aner-
kennung der Klinik als akademi-
sches Lehrkrankenhaus sowie des
kürzlich am Krankenhaus in Wer-
tingen in Betrieb genommenen
neuen und hochmodernen Herzka-
theterlabors Quantensprünge ge-
macht“, freut sich Schrell über die
positive Entwicklung und die damit
verbundene Stärkung der beiden
Klinikstandorte. Für das erste Halb-
jahr 2014 ist der Beginn des 3. Bau-
abschnitts der Generalsanierung der
Kreisklinik in Wertingen geplant.

Als absolut erfreulich bezeich-
net Schrell die hervorragenden
wirtschaftlichen Daten für den
Landkreis. So seien die Arbeitslo-
senzahlen auf einem historisch
niedrigen Stand. Umso mehr sei es
wichtig, sich in enger Kooperation
von Politik und Wirtschaft ver-
stärkt der Sicherung von Fachkräf-
ten anzunehmen. Der Landkreis
hat hierzu die Initiative für ein
Rückkehrmanagement ergriffen
und einen Newsletter aufgelegt.
Kennzeichen eines starken Wirt-
schaftsstandortes sind neben ei-
nem guten Branchenmix und qua-
lifizierten Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen vor allem eine lei-

stungsfähige Verkehrsinfrastruk-
tur. Deshalb begrüßt der Landrat
die Fortschritte beim Neubau der
B 16 Umfahrung Dillingen, die
zudem den Menschen in Dillingen
und Steinheim mehr Lebensqua-
lität bringen wird. „Erfreulich ist
zudem“, so der Landkreischef,
„dass der Ausbau der Breitbandin-
frastruktur mit hochleistungsfähi-
gem Internet im Jahr 2013 sehr gut
vorangekommen ist“. 

Zwischenzeitlich verfügen man-
che ländliche Gemeinden im Land-
kreis über eine bessere Anbindung
als die Ballungszentren. Auch bei
der Energieversorgung auf Basis re-
generativer Energien sieht Schrell
den Landkreis bereits gut aufgestellt,
fordert aber seitens der Politik ver-
lässliche Planungsgrundlagen zur
Umsetzung der Energiewende. „Da-
bei muss die Windkraft als effiziente
Technologie eine Rolle spielen.“

Dank sprach der Landrat allen
ehrenamtlich tätigen Menschen in
den Vereinen, Verbänden, sozialen,
caritativen und kirchlichen Einrich-
tungen für ihren unermüdlichen
Einsatz für ein funktionierendes
Gemeinwesen aus. Dies galt für
2013 in besonderer Weise für die
Hilfsorganisationen, die bei der Be-
wältigung des Hochwasserereig-
nisses im Juni stark gefordert wa-
ren. Einen kulturellen Höhepunkt
erwartet Leo Schrell im Mai 2014
mit der Verleihung des Europäi-
schen St.-Ulrichs-Preises an das
ökumenische Netzwerk „Miteinan-
der für Europa“.
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Abfallbehälter Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen
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Kommunale Energieberatung

7. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

26. Juni 2014

2. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

15. Mai 2014
2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

November 2014

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 /88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Vorschau auf GZ 3
In unserer Ausgabe Nr. 3, die am 30. Januar 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
Kommunale Baupolitik
Dorferneuerung . Stadtsanierung
Gestaltung öffentlicher Räume, Stadtmobiliar
Kommunale und private Freizeitanlagen
Fremdenverkehr in Bayern

Bei der Ortsbegehung (von links): Planerin Margit Kattinger,
Michael Ertel, ALE Schwaben, Gerlinde Augustin, SDL Thier-
haupten und Bürgermeister Georg Schnell.

Modellprojekt in www.sdl-inform.de:

Die neue Mitte
in Tagmersheim

Prägnante Baumaßnahmen werten das alte Dorfzentrum auf

Das historische Ensemble von Kirche, Pfarrhaus und Schloss-
anlage im Zentrum von Tagmersheim ist neu gestaltet worden
und verleiht dem Gemeinschaftsleben der Bürger neue Impul-
se. Das mit dem Bayerischen Staatspreis für Baukultur und
Dorferneuerung ausgezeichnete Projekt der Gemeinde im Do-
nau-Ries hat Modellcharakter und zeigt, wie durch Renovie-
rung und Umnutzung alter Gebäude und brachliegender Frei-
flächen eine Ortsmitte wiederbelebt werden kann. 

Die 1.050 Einwohner zählende
Gemeinde in der Nähe von Mon-
heim im Südwesten des Naturparks
Altmühltal hatte eine schwere Bür-
de zu tragen: Ortsbildprägende,
aber leer stehende Gebäude wie das
Pfarrhaus, eine Gastwirtschaft, das
Schloss mit großen Wirtschaftsge-
bäuden sowie eine imposante, je-
doch baufällige Kirchentreppe – so
präsentierte sich vor wenigen Jah-
ren noch das historische Zentrum
von Tagmersheim.

Der Startschuss für die Dorfer-
neuerung fiel 2006. Drei Jahre
später begann die Sanierung des
denkmalgeschützten Pfarrhauses
und der umliegenden Gebäude.
Die brachliegenden Freiflächen
wurden sinnvoll in das neue Um-
nutzungskonzept einbezogen. 

Um eine nachhaltige Entwick-
lung des Ortes über konkrete Bau-
maßnahmen hinaus sicherzustel-
len, diskutierte der Tagmersheimer
Gemeinderat im Rahmen von
zwei Klausurtagungen weitere Zu-
kunftsthemen. Unterstützung er-
hielt die Gemeinde  vom Amt für
Ländliche Entwicklung Schwaben
von der Schule für Dorf- und Lan-
dentwicklung in Thierhaupten, die
seit über 20 Jahren Kommunen er-
folgreich u. a. bei Projekten der
Dorferneuerung und Innenent-
wicklung begleitet.

Profiteure der konsequenten 
Neukonzeption sind die Bürger von
Tagmersheim, die ihre neue Dorf-

mitte nun multifunktional nutzen.
Das ehemalige Pfarrhaus beher-
bergt neben dem Amtssitz des Bür-
germeisters auch das Pfarrbüro, das
Archiv der Katholischen Kirchen-
gemeinde sowie einen repräsentati-
ven Sitzungssaal. Es wird von Ver-
einen, Bürgern sowie von Gemein-
de-Kirchenvertretern genutzt.

Wirtschaftliche Belebung

Darüber hinaus sind die Schloss-
anlagen von den Eigentümern sa-
niert und einer neuen Nutzung zu-
geführt worden; der Pfarrgarten ist
heute als Festplatz gestaltet. Über-
schaubare Sanierungsprojekte wie
der ehemalige Pfarrstadel konnten
in Eigenleistung renoviert werden
und stehen nun Vereinen zur Ver-
fügung. Um die Ortsmitte auch
wirtschaftlich neu zu beleben, sind
Dienstleistungs- und Gewerbebe-
triebe angesiedelt worden. Eine
wichtige Maßnahme war der Auf-
bau eines Dorfladens, der im All-
tag der Bürger eine zentrale An-
laufstelle ist. Darüber hinaus
konnten großzügige Grünflächen
mit einem Spielbereich angelegt
werden, der historische Wasser-
graben teilweise nachgebaut und
die Straßenführung verbessert
werden.

All diese Maßnahmen haben die
Dorfmitte von Tagmersheim ar-
chitektonisch wie funktional stark
aufgewertet. Es entwickelten sich

wichtige Impulse für das Gemein-
schaftsleben im Ort, so dass der
Zusammenhalt und die Identifika-
tion der Tagmersheimer mit ihrer
Gemeinde deutlich gestärkt wur-
den. Diese positive Entwicklung
macht die Gemeinde als Lebensort
im ländlichen Raum attraktiv, wirkt
der demographischen Entwicklung
entgegen und ist eine gute Basis,
um weitere nachhaltige Entwick-
lungsprojekte anzugehen.

Amberg ist Schaltstelle für
Breitbandausbau in Bayern

Das bislang in München angesiedelte Bayerische Breitbandzen-
trum ist nach Amberg in die Oberpfalz verlagert worden. „Amberg
ist die Schaltstelle für den Breitbandausbau in Bayern. Für uns eine
absolut logische Wahl: Das Amberger Vermessungsamt hat bereits
große Erfahrung als Vorreiter von IT-Projekten“, stellte Finanzmi-
nister Dr. Markus Söder fest. 

„Die Verlagerung ist ein deutli-
ches Zeichen, dass die Hauptaufga-
ben beim Breitbandausbau im länd-
lichen Raum liegen“, ergänzte Fi-
nanzstaatssekretär Albert Füracker. 

Ausbau bis April 2014

Das Bayerische Breitbandzen-
trum Amberg hat am 2. Januar
2014 seine Arbeit aufgenommen

und wird bis April 2014 mit acht
Personen voll ausgebaut sein.
Hauptaufgaben des Zentrums sind
die Vernetzung aller Beteiligten,
Schulung, Beratung und Wis-
senstransfer für die Breitbandma-
nager sowie Controlling des Fort-
schritts beim Breitbandausbau.

Um Probleme zügig zu lösen,
wurde eine Hotline eingerichtet.
Bei Fragen zum Förderverfahren
stehen den Gemeinden unter
09621-96543-90 oder breitband-
zentrum@bayern.de kompetente
Ansprechpartner zur Verfügung.
Die Breitbandmanager in den Ver-
messungsämtern vor Ort betreuen
künftig 9 der insgesamt 19 Verfah-
rensschritte beim Förderverfahren.
Diese Beratungsoffensive entlastet
die Kommunen um fast die Hälfte.
Die Vermessungsämter mit Außen-
stellen sind in allen bayerischen
Landkreisen vertreten.

Naturschutzgroßprojekt Schwäbischer DonAUWALD:

Klare Positionierung
Nach über einem Jahr intensiven Verhandlungen mit dem
Bayerischen Umweltministerium in Zusammenhang mit dem
Naturschutzgroßprojekt Schwäbischer DonAUWALD, konn-
ten der Vorsitzende von Donautal-Aktiv Landrat Leo Schrell
(Dillingen) und sein Landratskollege Stefan Rößle (Donau-
Ries) in einem intensiven Gespräch mit dem Bayerischen Um-
weltministerDr. Marcel Huberdie Position derLandkreise und
Kommunen in Sachen Haftung und  Entschädigung nochmals
deutlich darstellen.

Juristische Bedenken

Die von Vertretern des Umweltministeriums vorgetragenen juri-
stischen und grundsätzlichen Bedenken wegen der angestrebten
Haftungsübernahme durch den Freistaat konnte Schrell durchaus
nachvollziehen, sieht aber die staatlichen Behörden nach wie vor in
der Pflicht, hier eine verantwortliche Rolle zu übernehmen, um die
offenen Fragen zu lösen. In diesem Punkt konnte im Laufe des Ge-
sprächs auf Initiative des Ministers ein Fortschritt erzielt werden. 

Die Fachabteilungen für Naturschutz und Wasserwirtschaft im
Ministerium werden sich zeitnah auf eine Vorgehensweise, wie sie
sich stärker rechtlich und organisatorisch in das Projekt einbringen
können, verständigen. Bereits zu Beginn dieses Jahres werden wei-
tere Gespräche mit dem Träger des Vorhabens, Donautal-Aktiv,
stattfinden. 

Das Ministerium bekräftigte den Wert des Projektes sowohl aus
naturschutzfachlicher als auch wasserwirtschaftlicher Sicht und
wird alle Möglichkeiten zur Fortsetzung der auf Konsens mit den
Landnutzern und Grundstückseigentümern gerichteten Vorgehens-
weise ausschöpfen. 

Leo Schrell bekräftigte allerdings auch gegenüber dem Minister
seine unverrückbare Haltung, das Projekt erst nach Klärung einer
Haftungsübernahme und bei ausreichendem Volumen des Entschä-
digungsfonds in die Umsetzung und Beantragung zu führen. Da in
der Region nunmehr seit Oktober 2009 intensiv am Projekt gear-
beitet wird und der Erwartungsdruck von den am Projekt Beteilig-
ten mittlerweile groß ist, baten die Landräte Schrell und Rößle die
Ministeriumsvertreter um eine zeitnahe Lösungsfindung.


